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Einleitung. 


§  1. 

Die  Bestimmungen  der  I.  Haager  Priedenslionferenz  über  die 
Untersuciiungsl<ommissionen. 

Die  Bestimmungen  der  I.  Haager  Friedenskonferenz  über 
die  Untersuchvingskommissionen  sind  im  3.  Titel  (Art.  9—14) 
des  friedensrechtlichen  Abkommens  von  1899  enthalten. i) 

Nach  Art.  9  haben  die  Untersuchungskommissionen  fakul- 
tativen Charakter;  sie  sind  lediglich  für  nützlich  erklärt.  Die 
vollkommene  Handlungsfreiheit  der  Mächte  ist  noch  besonders 
betont  durch  die  von  Seiten  Rumäniens  durchgesetzte  Umstands- 
klausel  (,,en  tant  qiie  les  drconstmices  le  pennettront"). 

Die  Aufgabe  der  Untersuchungskommissionen  besteht 
gemäß  Art.  9  darin,  die  Lösung  gewisser  internationaler  Streitig- 
keiten zu  erleichtern. 

Das  Gebiet  dieser  Streitigkeiten  ist  in  doppelter  Weise 
abgegrenzt: 

1)  Sie  müssen   aus   einer   verschiedenen  Würdigung  von 
Tatsachen  entspringen. 

2)  Sie  dürfen  weder  die  Ehre  noch  wesentliche  Interessen 
berühren. 

Der  Weg,  auf  dem  die  Untersuchungskommissionen  ihre 
Aufgabe  erfüllen  sollen,  ist  ihnen  durch  die  Art.  9  und  14  des 
Abkommens  vorgezeichnet.    Sie  sollen  die  strittigen  Tatsachen 


')  Vgl.  über  das  folgende  Meurer,  Die  Haager  Friedenskonferenz,  Band  I: 
Das  Friedeiisrecht  der  Haager  Konferenz,  S.  149  ff. 


durch  eiue  gewissenhafte  und  unparteiische  Prüfung  aufklären 
(Art.  9)  und  ihre  hiedurch  gewonnene  Überzeugung  in  einem 
Bericht,  der  lediglich  eine  Feststellung  der  Tatsachen  enthält, 
niederlegen.    (Art.  14). 

Die  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  erfolgt  ge- 
mäß Art.  10  Abs.  1  durch  ein  besonderes  Abkommen  der 
streitenden  Mächte,  also  immer  mit  deren  ausdrücklichem  Willen. 
Eine  subsidiäreVorschrift  über  die  Bestellung  der  Untersuchungs- 
kommissionen enthält  Art.  11 :  In  Ermangelung  anderweitiger 
Parteivereinbarungen  sollen  die  Bestimmungen  des  Art.  32  an- 
gewendet werden.  Es  tritt  also  in  diesem  Falle  gemäß  Art.  32 
Abs.  2 — 5  folgendes  Verfahreni)  ein : 

Jede  Partei  ernennt  2  Kommissare,  und  diese  treffen  ge- 
meinschaftlich die  Wahl  des  Obmanns.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  über  letztere  eine  dritte  Macht,  auf  die  sich  die 
Parteien  einigen.  In  Ermangelung  einer  solchen  Einigung  be- 
zeichnet jede  Partei  eine  andere  Macht;  die  beiden  Mächte 
wählen  dann  gemeinschaftlich  den  Obmann. 

Uber  die  Kompetenz  und  das  Verfahren  der  Unter- 
suchnngskommission  trifft  Art.  10  einige  Bestimmungen :  Das 
Untersuchungsabkommen  soll  die  zu  untersuchenden  Tatsachen 
sowie  den  Umfang  der  den  Kommissaren  zustehenden  Befugnisse 
angeben  und  das  Verfahren  regeln.  Der  Kommission  selbst  ist 
lediglich  das  Recht  eingeräumt,  die  einzuhaltenden  Formen  und 
Fristen  zu  bestimmen,  soweit  sie  nicht  schon  durch  das  Unter- 
suchungsabkommen festgesetzt  sind. 

Außerdem  enthält  Art.  10  den  zwingenden  Rechtssatz,  daß 
das  Verfahren  kontradiktorisch  sei,  d.  h.  daß  jede  Partei  über 
die  Erklärungen  der  Gegenpartei  auf  dem  laufenden  gehalten 
werden  müsse.  Dies  ist  die  einzige  Vorschrift,  die  sich  un- 
mittelbar auf  den  Gang  der  Untersuchung  bezieht. 

Eine  sehr  wichtige  Bestimmung  enthält  Art.  12;  er  legt 
den  streitenden  Mächten  eine  Unterstützungspflicht 
gegenüber  d  er  Un  te  r  s  u  c  hu  n  gs  k  o  m  mis  sion  auf.  Die 
Parteien  sind  dazu  gehalten,    „den  Untersuchungskommissionen 


')  Hierüber  s.  u.  Seite  30,  31. 
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in  dem  weitesten  Umfang,  den  sie  für  möglich  halten,  alle  zur 
vollständigen  Kenntnis  und  genauen  Würdigung  der  in  Frage 
kommenden  Tatsachen  notwendigen  Mittel  und  Erleichterungen 
zu  gewähren." 

Art.  13  und  14  endlich  betreffen  den  Bericht  der 
Kommission.  Er  ist  gemäß  Art.  13  von  sämtlichen  Kommissions- 
mitgliedern zu  unterzeichnen  und  sodann  den  Parteien  vorzulegen. 

Über  den  Inhalt  und  die  Wirkung  des  Berichtes  gibt  Art. 
14  Aufschluß.  Wie  schon  oben  erwähnt,  stellt  der  Bericht  ledig- 
lich die  strittigen  Tatsachen  fest,  ohne  Schlußfolgerungen  aus 
ihnen  zu  ziehen,  es  sei  denn,  daß  eine  derartige  Würdigung  der 
Kommission  ausdrücklich  durch  das  Untersuchungsabkommen 
zugewiesen  worden  wäre. 

Der  Bericht  hat  nicht  die  Bedeutung  eines  Schiedsspruches ; 
er  läßt  vielmehr  den  Parteien  „volle  Freiheit  in  Ansehung  der 
Folge,  die  dieser  Feststellung  zu  geben  ist." 
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Das  Recht  der  II.  Haager  Friedenskonferenz. 

§  2. 

Geschichtlicher  Überblick. 
I. 

Am  16.  März  (alten  Stils)  1906  versandte  die  russische 
Regierung  ein  Rundschreiben,  worin  sie  die  Mächte  zur  II. 
Haager  Friedenskonferenz  einlud  und  gleichzeitig  ein  Programm 
für  diese  vorschlug.  Ziffer  J  dieses  Programms^)  lautete:  Ame- 
liorations  a  apporter  aux  dispositions  de  la  Convention  relative 
au  reglement  pacifique  des  conflits  internationaux  eu  ce  qui 
regarde  la  Cour  d'arbitrage  et  les  Commissions  d'Enquete. 

Das  russische  Programm  wurde  von  den  Mächten  ange- 
nommen und  bildete  die  Grundlage  für  die  Verhandlungen  der 
Konferenz^),  die  am  15.  Juni  1907  zusammentrat. 

In  der  2.  Plenarsitzung  vom  19.  Juni  1907  wurden 
auf  Vorschlag  des  Präsidenten  Nelidow  (gemäß  Art.  2  der 
von  der  Konferenz  angenommenen  Geschäftsordnung^)  4  Kom- 
missionen gebildet.4)  Der  I.  Kommission  wurden  folgende 
Gegenstände  zugewiesen : 
Arbitrage. 

Commissions  d'enquete  internationales  et  questions 
connexes. 

Die  Aufgabe  der  Kommission  umfaßte  somit  die  Revision 
des  friedensi  echtlichen  Abkommens  von  18  9  9. 

Deuxieme  Conference  de  la  Paix,  La  Haye  1907.  Actes  et  Documents. 
Bd.  I.  S.  XVII.  Auf  diesen  Protokollen  beruht  die  folgende  Darstellung. 

2)  Vgl.  Rede  des  Präsidenten  Nelidow  in  der  2.  Plenarsitzung.  ( A.  et  D.  I  57). 
•'')  Abgedruckt  A.^et  D.  I  55. 
^)  A.  et  D.  I  57. 


Die  Kommission  hielt  ihre  I.  Sitzung  am  22.  Juni  1907 
ab.  Hier  wurden  ihr  von  Seiten  verschiedener  Regierungen  die 
ersten  Vorschläge  (propositions)  unterbreitet.  So  übergab  der 
französische  Bevollmächtigte  Baron  d'Est  o  urnelies  de 
Constant  einen  Vorschlagi),  der  dazu  bestimmt  war,  den  3. 
Titel  des  friedensrechtlichen  Abkommens  von  1899,  also  die 
Bestimmungen  der  I.  Haager  Konferenz  über  die  Untersuchungs- 
kommissionen, zu  ersetzen.  Dieser  Entwurf'^),  der  25  Artikel 
zählte,  hielt  das  bisherige  Recht  vollständig  aufrecht,  baute  es 
jedoch,  namentlich  hinsichtlich  des  Verfahrens,  ganz  wesentlich  aus. 

Im  Anschluß  an  die  Einreichung  der  Vorschläge  wurden 
(was  Art.  4  der  Geschäftsordnung  für  zulässig  erklärte)  auf 
Anregung  des  Präsidenten  Bo  urge  ois  die  Arbeiten  der  Kom- 
mission auf  2  Subkommissionen  verteilt.^)  Die  I.  Subkom- 
mission  wurde  mit  der  Bearbeitung  des  friedensrechtlichen 
Abkommens  betraut,  wobei  die  Frage  der  Untersuchungskom- 
missionen besonders  hervorgehoben  wurde  —  während  die 
II.  S  n  bkommis  sion  als  Arbeitsgebiet  erhielt  „les  questions 
relatives  aux  prises  maritimes";  hier  wurde  das  Abkommen  über 
die  Errichtung  eines  Internationalen  Prisenhofes  vorbereitet.  — 

In  der  ersten  Sitzung  der  I.  Subkommission  vom  25.  Juni 
1907  wurde  auf  Anregung  des  Präsidenten  Bourgeois  der 
belgische  Bevollmächtigte  Baron  Guillaume  zum  Bericht- 
erstatter gewählt.'*) 

Kurz  darauf  übergab  der  Delegierte  v.  Martens  im  Namen 
der  russischen  Regierung  einen  Vorschlag,  der  ebenfalls 
an  Stelle  des  bisherigen  3.  Titels  treten  sollte.-*)  Der  Entwurf 
brachte  nicht  nur  in  17  Artikeln  eine  bedeutende  Erweiterung 
der  geltenden  Bestimmungen,  sondern  bezweckte  auch  einige 
bemerkenswerte  prinzipielle  Änderungen.-^) 

Drei  weitere  Vorschläge  liefen  in  der  3.  Sitzung  der 
I.  Subkommission  vom  2.  Juli  1907  ein;    sie  wurden  von  den 

1)  A.  et  D.  II  9. 

2)  A.  et  D.  II  859  f.  (Annexe  1). 
»)  A.  et  D.  II  10. 

«)  A.  et  D.  II  208. 

A.  et  D.  II  862  f.  (Annexe  2). 
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Abordnungen  Italiens,  der  Niederlande  und  Großbritan- 
niens übermittelt.!)  Die  beiden  ersteren  Propositionen  betrafen 
nur  einzelne,  zum  Teil  unwesentliche  Punkte.^)  Hingegen  stellte 
sich  der  englische  Vorschlag,  der  23  Artikel  umfaßte,  wiederum 
als  ein  Ersatz  für  den  bisherigen  3.  Titel  dar.  Er  erstrebte 
keine  prinzipiellen  Neuerungen;  im  einzelnen  deckte  er  sich 
teilweise  mit  dem  französischen,  teilweise  mit  dem  russischen 
Entwurf.3) 

All  die  bisher  angeführten  5  Vorschläge  reihte  sich  schließ- 
lich noch  eine  Proposition  der  Republik  Haiti  an,  die  einen 
Zusatz  zu  Art.  9  des  bisherigen  Abkommens  empfahl.^) 


II. 

In  der  4.  Sitzung  der  I.  Subkommission  vom  9.  Juli 
1907  standen  die  Untersuchungskommissionen  zum  erstenmal 
auf  der  Tagesordnung.^) 

Auf  Vorschlag  des  Präsidenten  Bourgeois  ergriffen  zu- 
nächst die  Verfasser  der  6  eingereichten  Vorschläge 
das  Wort,  um  deren  Grundzüge  darzulegen.  Hieran  schloß  sich 
eine  Reihe  von  Erklärungen,  in  denen  die  Vertreter  einzelner 
Mächte  die  Stellung  ihrer  Regierung  zu  der  Frage  des  ob- 
ligatorischen oder  fakultativen  Prinzips  mit  kurzen  Worten 
präzisierten.^) 

Zum  Schlüsse  wurde  auf  Antrag  des  Präsidenten  ein 
Prüfungsausschuß  gebildet,  der  alle  das  friedensrechtliche 
Abkommen  berührenden  Fragen  einer  eingehenden  Vorberatung 
unterziehen  sollte."^) 

Dieser  Ausschuß  tagte  in  3  Abteilungen :  A,  B  und  C. 

»)  A.  et  D.  II  214. 

2)  A.  et  D.  II  864,  865  (Annexes  3,  4). 

3)  A.  et  D.  II  865  f.  (Annexe  5). 
*)  A.  et  D.  II  869  (Annexe  6). 
*)  A.  et  D.  n  219  ff. 

«)  A.  et  D.  II  2i4f. 

')  A.  et  D.  II  227. 
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Der  Ausschuß  A  befaßte  sich  mit  dem  1.,  2.  und  3.  Titel 
sowie  mit  dem  1.  Kapitel  des  4.  Titels. 

Er  bestand  aus  folgenden  Mit  gliedern  :i) 

Präsident :  Leon  Bourgeois  (Frankreich) ;  Vizepräsident : 
Guido  Fusinato  (Italien);  Berichterstatter:  Baron  Guillau- 
me  (Belgien);  Schriftführer:  Baron  d'Es  t  o  u  r  n  e  lle  s  de 
Constant  (Frankreich) ;  Merey  deKapos-Mere  (Österreich), 
Euy  Barbosa  (Brasilien),  Sir  Edward  Fry  (Großbritannien), 
Kriege  (Deutschland),  CleonRizoRangabe  (Griechenland), 
Pompily  (Italien),  Gonzalo  A.  Esteva  (Mexiko),  Asser 
(Niederlande),  Fr  om  age  o  t  (Frankreich),  Lammasch  (Oster- 
reich), V.  Martens  (Rußland),  Alberto  d'Oliveira  (Por- 
tugal), Brown  Scott  (V.  St.  v.  Amerika),  de  la  Barra 
(Mexiko),  Luis  M.  Drago  (Argentinien),  deHammarskjöld 
(Schweden),  Lange  (Norwegen),  Milovan  Milovanovitch 
(Serbien),  General  Porter  (V.  St.  v.  Amerika). 

Ran  gäbe  wurde,  da  verhindert,  durch  Streit  (Griechen- 
land) ersetzt. 

Am  13.  Juli  1907  hielt  der  Prüfungsausschuß  seine  I.Sit- 
zung ab.  Es  lagen  ihm  6  Propositionen  vor,  von  Frankreich, 
Rußland,  Italien,  den  Niederlanden,  Großbritannien  und  Haiti. 
Dazu  kam  ein  wichtiges  historisches  Aktenstück,  das  der  eng- 
lische Bevollmächtigte  Sir  Edward  Fry  eingereicht  hatte, 
nämlich  das  Reglement  der  Untersuchungskommission, 
die  1904  im  Hu  Her  Fall  tätig  gewesen  war. 2) 

Noch  in  dieser  ersten  Sitzung  traten  jedoch  in  den  Vor- 
schlägen einige  Änderungen  ein.  Zunächst  gab  Sir  Ed- 
ward Fry  die  Erklärung  ab, 3)  die  englische  und  die  fran- 
zösische Abordnung  hätten  sich  dahin  geeinigt,  ihre  Vor- 
schläge zu  einem  einzigen  Entwurf  zu  verschmelzen;  er  ziehe 
infolgedessen  seine  Proposition  zurück  und  schließe  sich  dem 
abgeänderten  französischen  Entwurf*)  an. 

1)  A.  et  D.  II  373. 

»)  A.  et  D.  II  925  f.  (Annexe  61). 

«)  A.  et  D.  II  376. 

♦)  A.  et  D.  II  869  f.  (Annexe  7). 
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Ferner  faßte  der  Prüfungsausschuß,  kurz  nachdem  er  in 
die  Beratung  über  die  Untersuchungskommissionen  eingetreten 
war,  den  Beschluß,  den  Vorschlag  von  Haiti  auszuscheiden. 

Es  blieben  also  nur  noch  4  Vorschläge,  der  britisch- 
französische, der  russische,  der  italienische  und  der 
niederländische. 


III. 

Die  Beratungen  des  Prüfungsausschusses  über 
die  Untersuchungskommissionen  verteilten  sich  auf  die  Sitzungen 
vom  13.,  16.,  20.  und  23.  Juli  1907. 

Der  vom  Prüfungsausschuß  ausgearbeitete  Entwurf  wurde 
von  der  I.  Kommission  iu  ihrer  3.  Sitzang  vom  4.  Oktober 
1907  zur  Verhandlung  gezogen  und,  vorbehaltlich  einer  Ab- 
änderung des  Art.  24,  augenommen.i) 

In  der  9.  Plenarsitzung  der  Konferenz  vom  16.  Ok- 
tober 1907'^)  erstattete  B  a  r  o  n  G  uill  a  u  m  e  in  knapper,  klarer 
Form  einen  zusammenfassenden  Bericht^)  über  die  Tätigkeit 
der  I.  Subkommission  und  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit. 

Sodann  wurde  zur  endgültigen  Abstimmung  über  das 
revidierte  friodensrechtliche  Abkommen  geschritten.  Mit  einigen 
Vorbehalten,  die  sich  jedoch  nicht  auf  den  3.  Titel  bezogen, 
wurde  der  Kommissionsentwurf  einstimmig  angenommen.*) 

Schließlich  wurde  das  Abkommen  noch  von  einem  Red  ak- 
tionsau sschuß,  hauptsächlich  zum  Zwecke  sprachlicher 
Feilung,  einer  genauen  Durchsicht  unterzogen  und  erhielt  hiebei 
mehrere  Fassungsänderungen. 


1)  A.  et  D.  II  42. 

2)  A.  et  D.  T  335. 

»)  A.  et  D.  T  399  ff.  (Annexe  D.) 
♦)  A.  et  D,  I  336. 
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IV. 

1.  Das  friedensrechtliche  Abkommen  wurde  bis  zum  30.  Juni 
1908,  dem  in  der  Schlußakte^)  festgesetzten  Endtermin  für  die 
Zeichnungen,  von  allen  Konferenzmächten,  ausgenommen  Nicara- 
gua, gezeichnet, 2)  nämlich  von  Deutschland,  den  V. 
St.  von  Amerika,  Argentinien,  Österreic Ii -  Ungarn, 
Belgien,  Bolivien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile, 
China,  Kolumbien,  Kuba,  Dänemark,  der  Domini- 
kanischen Republik,  Ekuador,  Spanien,  Frankreich, 
Großbritannien,  Grriechenlan  d,  Guatemala,  Haiti, 
Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro, 
Norwegen,  Panama,  Paraguay,  den  Niederlanden, 
Peru,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Rußland,  Sal- 
vador, Serbien,  Siam,  Schweden,  der  Schweiz,  der 
Türkei,  Uruguay  und  Venezuela. 

2.  Das  Abkommen  ist  jedoch  bisher  nur  von  einem  Teil 
der  Vertragsmächte  ratifiziert worden. 

a)  Die  erste  Hinterlegung  von  Ratifikationsur- 
kunden fand  am  27.  November  1909  statt.  Hierüber  wurde 
gemäß  Art.  92  des  Abkommens  ein  Protokoll  aufgenommen. 
Die  beteiligten  Staaten  waren:  Deutschland,  die  V. 
St.  V.  Amerika,  Österreich-Ungarn,  China,  Däne- 
mark, Mexiko,  die  Niederlande,  Rußland  und 
S  chwe  den. 

Für  diese  Mächte  ist  das  Abkommen  (gemäß  Art.  95)  60 
Tage  nach  dem  Tage  der  Protokollaufnahme  wirksam  geworden. 

b)  Im  Anschluß  an  die  Aufnahme  dieses  Protokolls  wurden 
die  schon  vorher  eingegangenen  Ratifikationsurkunden  Boli- 
viens und  Salvadors  als  am  gleichen  Tage  —  27.  November 
1909  —  erhalten  hinterlegt. 

Des  weiteren  liefen  im  Haag  schriftliche  Anzeigen 
über  die  erfolgte  Ratifikation   ein :    am  2.  Februar  1910  von 


*)  A.  et  D.  I  699. 

3)  R.-Ö.-B1.  1910  S.  54  f. 

»)  Vgl.  Bekanntmachungen  im  R.-G.-Bl.  1910  S.  375,  382,  673,  913,  992, 
1092,  1105;    im  R.-G.-Bl.  1911  S.  193. 
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Haiti  und  Siam,  am  12.  Mai  1910  von  der  Schweiz,  am 
8.  August  1910  von  Belgien,  am  19.  September  1910  von 
Norwegen,  am  7.  Oktober  1910  von  Frankreich,  am 
15.  März  1911  von  Guatemala. 

Ferner  hat  Nicaragua  mit  schriftlicher  Anzeige,  einge- 
laufen im  Haag  am  16.  Dezember  1909,  gemäß  Art.  93  des 
Abkommens  seinen  Beitritt  erklärt. 

Das  Abkommen  hat  für  die  unter  b)  genannten  Staaten 
60  Tage,  nachdem  die  niederländische  Regierung  die  schriftliche 
Anzeige  ihrer  Ratifikation  bezw.  ihres  Beitritts  erhalten  hatte, 
Wirksamkeit  erlangt.    (Art.  95). 


I.  Abschnitt. 

Die  Verfassung  der  Untersuchungskommissionen. 

§  3. 

Charakter  und  Aufgabe  der  Untersuchungskommissionen. 

I. 

Die  Fassung  des  Art.  9,  der  den  allgemeinen  völkerrecht- 
lichen Charakter  und  die  Aufgabe  der  Untersuchungskommissionen 
festlegte,  nahm  in  den  Verhandlungen  der  II.  Haager  Friedens- 
konferenz einen  breiten  Raum  ein. 

Frankreich  und  England  hatten  allerdings  den  bis- 
herigen Art.  9  völlig  wortgetreu  in  ihre  Entwürfe  aufgenommen. 

Rußland  aber  forderte,  wie  schon  1899,  so  auch  jetzt  den 
Gebrauch  des  Wortes  ,,coywiennenV'  an  Stelle  von  „Jugend  utile". 

Diesem  Verlangen  schlössen  sich  die  Niederlande  an. 

Außerdem  war  im  russischen  Entwurf  der  Ausdruck 
„des  interets  essentiels"  durch   das  Wort   „Vinddpendance"  er- 
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setzt.  Auch  fehlte  darin  der  Hinweis  auf  das  Vorangehen 
diplomatischer  Verhandlungen.  Schließlich  war  der  Artikel  dahin 
ergänzt,  daß  die  Untersuchungskommissionen  nicht  nur  die  Tat- 
sachen aufklären,  sondern  auch  „gegebenenfalls  die  Ver- 
antwortlichkeiten feststollen"  sollten. 

Auf  Art.  9  bezog  sich  endlich  auch  der  Vorschlag  der 
Republik  Haiti;  er  ging  dahin  dem  Artikel  folgenden  Absatz 
beizufügen  : 

„Les  imissances  signataires  potirront  egalemeyü  suggerer 
aux  Parties  en  litige  le  recours  aux  Commissions  internationales 
d^enquHe." 

Begründet  war  der  Vorschlag  mit  der  Erwägung,  daß  die 
gegnerischen  Mächte  aus  Konvenienzgründen  zögern  könnten, 
zur  Einsetzung  einer  Untersuchungskommission  die  Initiative  zu 
ergreifen;  außerdem  war  auf  die  gleichartige  Bestimmung  des 
Art.  27  hingewiesen. 

II. 

In  der  4.  Sitzung  der  I.  Subkommission,  in  der  die 
Grundzüge  der  Revision  erörtert  wurden,  bildete  der  Art.  9  den 
Mittelpunkt  der  Verhandlungen. i) 

Zunächst  vertrat  der  Bevollmächtigte  Fromageot  den 
französischen  Entwurf.    Er  führte  u.  a.  aus: 

Der  allgemeine  Charakter  der  Untersuchungskom- 
missionen sei  durch  zwei  Merkmale  bestimmt :  1.  seien  sie 
fakultativ,  2.  beruhten  sie  auf  dem  Willen  der  beteiligten  Mächte. 
Es  bestehe  kein  Grund,  an  diesen  beiden  Eigenschaften  etwas 
zu  ändern. 

Was  die  Aufgabe  der  Untersuchungskommissionen  an- 
belange, so  sei  sie,  wie  aus  Art.  9  und  14  des  bisherigen  Ab- 
kommens hervorgehe,  eine  Untersuchungstätigkeit,  keine  richter- 
liche Funktion.  Der  völlig  fakultative  Charakter  der  Einrichtung 
sowie  die  in  Art.  10  Abs.  2  ausgesprochene  Machtvollkommen- 
heit der  Parteien,    den  Befugnissen  der  Kommissare  einen  be- 


»)  A,  et  D.  II  219  ff. 
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liebigen  Umfang  zn  geben,  erlaube  indessen  eine  Erweiterung 
dieser  Aufgabe. 

Eine  genauere  Festlegung  derselben  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  würde  die  Anrufung  der  Untersuchungskom- 
missionen nur  einschränken  und  erschweren.  Die  prinzipielle 
Zuteilung  einer  richterlichen  Funktion  würde  ohne  Not  den 
Parteien  die  Rolle  von  Angreifer  und  Verteidiger  aufdrängen, 
während  vielleicht  an  sich  die  betreffende  Angelegenheit  —  z. 
B.  eine  Grenzstreitigkeit  —  eine  solche  Haltung  gar  nicht  recht- 
fertige. Die  grundsätzliche  Aasschließung  einer  richterlichen 
Tätigkeit  aber  würde  den  entgegengesetzten  Fehler  bedeuten. 

Dagegen  habe  sich  der  Text  des  bisherigen  Art.  9,  der 
die  Verbindung  dieser  Aufgaben  ermögliche,  in  der  Praxis 
durchaus  bewährt.  Es  wäre  bedauerlich,  wenn  man  ihn  in  einer 
Weise  ändern  wollte,  die  in  Zukunft  den  Untersuchungskom- 
missionen nur  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen  würde. 

Namens  der  russischen  Delegation  sprach  hierauf  der 
Bevollmächtigte  v.  Marten  s.^) 

Er  begann  seine  Rede  mit  der  Feststellung,  daß  der  russi- 
sche Entwurf  im  Grunde  mit  dem  französischen  übereinstimme, 
und  daß  die  bestehenden  Unterschiede  durch  einfache  Fassungs- 
änderungen beseitigt  werden  könnten. 

Nachdem  er  sich  sodann  des  längeren  über  den  Zweck  der 
Untersuchungskommissionen  verbreitet  und  auf  den  praktischen 
Erfolg  der  Einrichtung  im  Hullev  Fall  hingewiesen  hatte,  fuhr 
er  fort: 

Der  russische  Entwurf  wolle  das  bisherige  Recht  unberührt 
lassen  und  es  nur  weiter  entwickeln  und  vervollständigen. 

In  erster  Linie  verlange  Rußland,  daß  die  Mächte  über- 
einkommen sollten  die  Untersuchungskommissionen  anzu- 
rufen, wenn  die  Ehre  nicht  auf  dem  Spiele  stehe,  die  Umstände 
es  gestatteten  etc.  Es  handle  sich  hiebei  in  keiner  Weise  um 
eine  Verpflichtung,  sondern  um  eine  kräftige  Empfehlung. 

In  zweiter  Linie  gehe  der  russische  Vorschlag  dahin,  daß 
der  Bericht   die  Verantwortlichkeiten  feststellen 


^)  A.  et  D.  II  221. 
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solle.  Hiedurch  würde  die  Unters uchangskommission  durchaus 
nicht  zu  einem  Gerichtshof;  sie  würde  vielmehr  einem  Unter- 
suchungsrichter gleichen,  der  den  Tatbestand  darstelle  und  hiebei 
schon  durch  die  Kraft  der  Tatsachen  die  Verantwortlichkeiten 
aufdecke,  ohne  sie  aber  selbst  festzustellen.  Dies  ergebe  einen 
fundamentalen  Unterschied  zwischen  Untersuchungskommission 
und  Schiedsgericht. 

V.  Beauforti)  schloß  sich  namens  der  niederländi- 
schen Abordnung  den  Ausführungen  des  russischen  Bevoll- 
mächtigten an ;  unbeschadet  des  fakultativen  Charakters  der 
Untersuchungskommissionen  müsse  deren  Anrufung,  wenn  es  die 
Umstände  gestatteten,  zur  Eegel  werden. 

Hingegen  stellte  sich  der  englische  Bevollmächtigte 
Sir  Edward  Fryi)  auf  die  Seite  von  Fromageot.  Er 
machte  geltend,  der  russische  Vorschlag  würde  den  Unter- 
suchungskommissionen unter  gewissen  Bedingungen  obligatori- 
schen Charakter  verleihen,  während  doch  die  Aufrechterhaltung 
des  fakultativen  Prinzips  in  hohem  Grade  wünschenswert  sei. 
Auch  gegen  die  Feststellung  der  Verantwortlichkeiten  im  Be- 
richt müsse  er  Widerspruch  erheben;  hierin  würde  eine  Ent- 
scheidung über  rechtliche  und  moralische  Fragen  liegen,  der 
Bericht  solle  sich  aber  auf  die  Feststellung  von  Tatsachen 
beschränken. 

Hierauf  erwiderte  v.  Martens, 2)  er  begreife  nicht,  wie 
man  aus  Art.  9  des  russischen  Entwurfs  eine  rechtliche  Bindung 
herauslesen  könne;  im  Hinblick  auf  die  Ehren-,  Unabhängig- 
keits-  und  Umstandsklausel,  über  die  wie  bisher  die  Parteien 
entscheiden  würden,  sei  schon  der  bloße  Gedanke  an  eine  Ver- 
bindlichkeit ausgeschlossen. 

Nichtsdestoweniger  erklärte  der  deutsche  Bevollmäch- 
tigte Freiherr  Marschall  von  Bieberstein, 2)  er  teile 
die  Anschauungsweise  von  Sir  Edward  Fry.  Es  sei  zu  be- 
fürchten, daß  der  Artikel  anders  ausgelegt  werde,  als  seine  Ver- 
fasser es  beabsichtigten ;  in  der  Tat  müsse  der  Ausdruck  „con- 
viennent"  vom  juristischen  Standpunkt  aus  im  Sinne  eines  iuris 
vinculum  interpretiert  werden. 

>)  A.  et  D.  rr  223. 

2)  A.  et  D.  II  224.  2 
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Ebenso  trateu  die  Bevollmächtigten  voq  Rumänien,  der 
Türkei;  Griechenland,  Osterreich,  Serbien  und  Bra- 
silien für  die  völlige  Beibehaltung  des  bisherigen  Art.  9  ein. 

V.  Martens^)  betonte  hierauf  nochmals,  er  wolle  das  Be- 
stehende nicht  umstürzen,  es  sei  jedoch  moralische  Pflicht  der 
Kommission,  einen  Schritt  vorwärts  zu  tun  und  sich  nicht  auf 
die  Änderung  von  Einzelheiten  zu  beschränken. 

Znm  Schlüsse  nahm  Präsident  Bourgeois  das  Wort.  ^) 
Er  stellte  fest,  daß  über  die  Aufrechterhaltung  des  fakulta- 
tiven Prinzips  vollkommene  Einigkeit  bestehe  und  nur 
hinsichtlich  der  Fassung  des  Art.  9  die  Meinungen  auseinander- 
gingen. Die  Lösung  dieser,  sowie  aller  weiteren  Fragen  solle 
man  einem  Prüf  u  ngsa  uss  chuß  überlassen,  der  aus  der  Kom- 
mission gebildet  werden  solle. 

Die  Subkommission  war  mit  diesem  Vorschlag  einverstanden 
und  schritt  sofort  zur  Konstituierung  des  Prüfungsausschusses. 

III. 

Bereits  in  der  1.  Sitzung  des  Prüf ungsausschusses^) 
kam  die  Fassung  des  Art.  9  zur  Beratung.  Zunächst  wurde 
der  Vorschlag  der  Republik  Haiti^)  ausgeschieden, 
da  er  die  Annahme  des  Verbessernngsvorschlages  voraussetze, 
der  von  Haiti  zu  Art.  8  des  Abkommens  eingebracht,  vom  Prü- 
fungsausschuß jedoch  einstimmig  abgelehnt  worden  sei. 

Sodann  zog  Asser  unter  Hinweis  auf  die  Erörterungen 
in  der  Unterkommission  den  niederländischen  V  orsch  1  ag-^) 
zurück. 

Es  standen  sich  r.unmehr  in  dieser  Frage  noch  zwei  Ent- 
würfe gegenüber,  der  r  u  s  s  is  ch  e ,  der  eine  Änderung  des  Art. 
9  anstrebte,  und  der  inzwischen  eingereichte  britisch-fran- 
zösische, der  den  alten  Art.  9  aufrechterhalten  wollte. 

Eine  lebhafte  Debatte  entspann  sich  nun  zwischen  dem 
russischen  Bevollmächtic^ten  v.  Martens  und  den  zahlreichen 
Anhängern  des  britisch-französischen  Vorschlags. 

•)  A.  et  D.  II  226. 
2)  A.  et  D.  II  379  ff. 
^)  s.  o.  Seite  15. 
*)  s.  o.  Sei'e  14. 
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V.  Martens  1)  gründete  seinen  Antrag  insbesondere  dar- 
auf, daß  nach  dem  bisherigen  Wortlaut  die  Anrufung  der  Unter- 
suchungskommissionen nur  dann  für  nützlich  erklärt  sei,  wenn 
weder  die  Ehre  noch  wesentliche  Interessen  in  Frage  stünden, 
während  doch  der  Hu  11  er  Fall,  in  dem  sich  die  Einrichtung 
so  gut  bewährt  habe,  sicher  in  gewisser  Beziehung  die  Ehre 
und  wesentliche  Interessen  der  beiden  Großmächte  berührt  habe. 

Während  nun  Bourgeois  zugab,  daß  Art.  9  mangelhaft 
gefaßt  sei,  wandten  Sir  Edward  Fry  und  Lammasch  ein, 
gerade  der  Huller  Fall  beweise,  daß  der  Artikel  nicht  in  dem 
einschränkenden  Sinne  ausgelegt  werden  könne,  wie  v.  Mar- 
tens meine.  Kurze  Zeit  später  bestritt  übrigens  Sir  Edward 
Fry,  daß  im  Huller  Fall  die  Ehre  oder  wesentliche  Interessen 
auf  dem  Spiele  gestanden  seien,  und  setzte  sich  dadurch  mit 
seiner  vorherigen  Erklärung  in  Widerspruch. 

V.  Martens  beharrte  auf  seiner  Ansicht,  wollte  aber  wenig- 
stens seinen  Gegnern  dadurch  entgegenkommen,  daß  er  der  Bei- 
behaltung des  Ausdrucks  „interets  cssentiels"  zustimme. 

Der  niederländische  Bevollmächtigte  Asse  r 2)  bemerkte 
nun,  wenn  maii  die  Wendung  „ju(/ent  utile^^  belassen  wollte,  so 
könnte  man  vielleicht  die  Worte  „cVordre  iidernafiorial,  n'enga- 
(jeant  ni  rhoniwur  ni  des  'mterets  essentieW  streichen. 

Dieser  Anregung  setzten  jedoch  die  französischen  Dele- 
gierten Fr  omageot  und  B  o  ur  ge  ois2)  den  Einwand  entgegen, 
hiedurch  würden  die  Befürchtungen  der  kleineren 
Mächte,  die  1899  zu  der  Einfügung  der  Ehren-  und  Interessen- 
klausel geführt  hätten,  von  neuem  wachgerufen  und  damit  das 
Zustandekommen  einer  Einigungaußerordentlich  gefährdet  werden. 

Bourgeois  kam  indessen  dem  russischen  Bevollmächtig- 
ten durch  den  vermittelnden  Vorschlag  entgegen,  die  vorausge- 
gangene Debatte  ins  Protokoll  aufzunehmen,  um  für  die  Zu- 
kunft eine  zu  enge  Auslegung  des  Artikels  zu  verhindern. 

v.  Martens  schloß  sich  diesem  Antrag  dankend  an,  wünschte 
aber  doch  einen  kleinen  Zusatz  zu  Art.  9,  der  die  Empfehlung 
zu  verstärken  geeignet  sei. 


A.  et  D.  II  379. 
2)  A.  et  D.  II  380. 
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Brown  Scott,  Guiliaame,  Kapos  - Meie,  Kriege, 
Fusinato  und  Oliveira  aber  sprachen  sich  wiederum  für 
völlige  Aufrechterhaltang  des  bisherigen  Textes  aus. 

Bourgeois!)  regte  zwar  eine  kleine  Änderung  an,  in- 
dem er,  ohne  einen  eigentlichen  Vorschlag  zu  machen,  den 
Artikel  folgendermaßen  formulierte :  „Dans  les  Uüges  d' ordre 
international  provenant  d^une  divergence  d'appreciation  sur  des 
jjoints  de  fait,  surtout  si  ces  litiges  n'engangent  ni  Vhonneur  ni  les 
interets  essentiels,  etc."  Indessen  erklärte  er  kurz  darauf,  die 
Beibehaltung  des  alten  Textes  sei  sicherlich  der  Wille  der 
Mehrheit. 

Nunmehr  gab  v.  Martens  nach,  beantragte  aber  Auf- 
nahme seiner  Vorbehalte  ins  Protokoll  und  in  den 
Bericht. 

Der  Prüfungsausschuß  kam  diesem  Wunsche  nach. 

Sodann  wurde  einstimmig  der  Beschluß  gefaßt,  die 
Wendung  „jugent  utile"  ebenso  wie  im  Art.  3  durch  die  Worte 
„et  desirable"  zu  ergänzen,  i) 

Des  weiteren  wandte  sich  die  Beratung  dem  russischen 
Antrag  zu,  daß  der  Bericht  die  Verantwortlichkeiten 
f  e ststell  e n  solle. 

V.  Martens''^)  wiederholte  die  Erklänmgeu,  die  er  bereits 
in  der  Subkommission  abgegeben  hatte.  Er  betonte  nochmals, 
daß  der  russische  Vorschlag  die  Grenzenzwischen  Untersachungs- 
kommission  und  Schiedsgericht  nicht  verwischen  wolle.  Die 
Verantwortlichkeiten  sollten  sich  logisch  aus  der  unparteiischen 
Tatsachenfeststellung  der  Kommission  ergeben;  letztere  sollte 
lediglich  die  Aufgabe  eines  Untersuchungsrichters  haben;  Sache 
der  Regierungen  sei  es,  aus  dem  ihnen  vorgelegten  Bericht  die 
Folgen  zu  ziehen.  Gleichzeitig  erklärte  sich  v.  Martens  bereit, 
seinen  Antrag  zurückzuziehen,  wenn  der  Prüfungsausschuß  dar- 
aus Mißverständnisse  befürchten  sollte. 

Bourgeois  bemerkte  hierauf,  er  fasse  den  russischen 
Gedanken  so  auf,  daß  die  Tatsachenprüfung  den  Keim  der 
Verantwortlichkeiten  liefern  solle. 


')  A.  et  D.  TT  381. 
A.  et  D.  TT  382. 
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Als  Gegner  des  Antrags  trat  zunächst  Sir  Edward  Fry 
auf;  er  erblickte  in  dem  Vorschlag  eine  Vermengnng  absolut 
und  notwendig  getrennter  Fragen:  des  Tatsachenpunktes  auf 
der  einen,  des  Rechts-  und  Moralpunktes  auf  der  andern  Seite. 

Dieser  Anschauung  schlössen  sich  Kriege,  Brown  Scott 
und  Merey  de  Kapos- ^[ere  an. 

Fromageot  wies  sodann  noch  darauf  hin,  daß  es  auch 
Fälle  gebe,  in  denen  für  die  Feststellung  einer  Verantwortlich- 
keit ^ar  kein  Raum  sei. 

V.  Martens  zog  nunmehr  seinen  Antrag  zurück. i) 

Das  Ergebnis  der  Erörterungen  war,  daß  der 
bisherige  Ai't.  9  unter  Einschaltung  der  Wo  r  t  e  „et 
desirable"  aufrechterhalten  wurde, 

III. 

In  der  3.  Sitzung  der  Kommission  hielt  nach  Verlesung 
des  Art.  9  zunächst  der  rumänische  Bevollmächtigte  Beldiman^) 
eine  Rede,  in  der  er  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  Entstehungs- 
geschichte des  Artikels  w^arf.  Dabei  konnte  er  es  sich  nicht 
versagen,  dai  auf  hinzuweisen,  daß  das  Prinzip,  für  das  die  Balkan- 
staaten Griechenland,  Rumänien  und  Serbien  auf  der  I.  Haager 
Friedenskonferenz  gekämpft  hätten,  diesmal  von  vornherein  die 
einhellige  Anerkennung  aller  Mächte  gefunden  habe. 

Hierauf  gab  v.  Martens  nochmals  der  Meinung  Ausdruck, 
daß  die  Konferenz  aus  dem  Huller  Fall  die  logischen  Folgen 
ziehen  und  die  Untersuchungskommissionen  in  allen  Fällen  für 
nützlich  und  wünschenswert  erklären  solle. 

Der  Artikel  9  wurde  sodann  in  ;einer  jetzigen  Gestalt  von 
der  Kommission  angenommen. 

Auch  im  Plenum  fand  der  Artikel  widerspruchslose  Zu- 
stimmung. 

IV. 

So  ist  denn  der  bisherige  Art.  9,  abgesehen  von  dem  un- 
bedeutenden Zusatz  „et  desirable",  völlig  unverändert  in  das 
revidierte  Abkommen  übernommen  werden. 


')  A.  et  D.  II  882. 
2)  A.  et  D.  II  36. 
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1.  Der  Charakter  der  Untersiichungskommissionen ^)  ist 
also  durch  die  Revision  nicht  berührt  worden;  die  Einrichtung 
ist  fakultativ  geblieben.  Bemerkenswert  ist,  daß  diesmal  von 
keiner  Macht  auch  nur  der  Versuch  gemacht  wurde,  das  obli- 
gatorische Prinzip  einzuführen.  Der  russische  Vorschlag  be- 
deutete zwar  formell  eine  Verpflichtung  der  Vertragsmächte; 
durch  die  beigefügten  Klauseln,  insbesondere  die  Umstands- 
klausel,  wurde  aber  die  Erfüllung  dieser  Vertragspflicht  derart 
in  das  freie  Ermessen  der  Staaten  gestellt,  daß  von  einer  wirk- 
lichen Bindung  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Also  auch  Ruß- 
land, das  auf  der  I.  Haager  Konferenz  ursprünglich  für  das 
obligatorische  Prinzip  eingetreten  war,  hielt  den  fakultativen 
Charakter  der  Untersuchungskommissionen  aufrecht. 

Dieser  Standpunkt  der  Mächte,  der  wohl  teilweise  einer 
allzu  weitgehenden  Rücksicht  auf  die  Befürchtungen  einzelner 
Kleinstaaten  entsprang,  ist  bedauerlich.  Die  obligatorische 
Einführung  der  Untersuchungskommissionen  würde  einen  sehr 
begrüßenswerten  Erfolg  der  Friedensbewegung  bedeuten. 
Möge  die  nächste  Haager  Konferenz  einen  Schritt  vorwärts  tuni 
Das  nächste  Ziel  wäre  wohl,  eine  rechtliche  Verpflichtung 
der  Staaten  zur  Anrufung  der  Kommissionen  wenigstens  für 
die  Fälle  festzulegen,  in  denen  die  Ehre  und  wesentliche  Inter- 
essen nicht  berührt  sind;  es  wäre  also  die  Wendung  „jugent 
utile"  unt  er  Beib  ehaltung  d  e  r  Eh  ren-  un  d  In  t  er  essen- 
klau sei,  aberunterWeglassung  der  Umstandski  au  sei 
durch  das  Wort  „c  on  v  ie  n  nen  t"  zu  ersetzen.  Späterhin, 
wenn  die  Friedensidee  noch  fester  Wurzel  gefaßt  hat  und  das 
Mißtrauen  der  Kleinstaaten  geschwunden  ist,  möge  auch  die 
Ehren-  und  Interessenklausel  fallenl 

Im  übrigen  ist  Art.  9  auch  nach  der  rein  formellen 
Seite  durchaus  nicht  glücklich  gefaßt.  Er  bringt  zum  Aus- 
druck, daß  die  Untersuchungskommissionen  nützlich  und  wün- 
schenswei't  seien,   wenn  die  Ehre   und  wesentliche  Interessen 


')  Vgl.  über  das  folgende:  Meurer  I  160  f.;  Nippold,  Die  Fortbildung 
des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  S.  452  f.;  Nippold,  I'ie  zweite 
Haager  Friedenskonferenz,  I.  Teil:  Das  Prozeßrecht  S.  24  f.;  Fried,  Die  zwei  e 
Haagcr  Friedenskonferenz,  ihre  Arbeiten,  ihre  Ergebnisse  und  ihre  Bedeutung  S.  33. 
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nicht  berührt  werden  und  wenn  die  Umstände  es  erlauben.  Die 
auf  Yeranhissung  des  russischen  Bevollmächtigten  in  das  Kon- 
ferenzprotokoll aufgenommene  Debatte i)  zeigt  jedoch  klar,  daß 
man  die  Uiitei  suchungskommissionen  auch  dann  als  nützlich 
anerkannte,  wenn  die  Ehre  und  wesentliche  Interessen  der  be- 
teiligten Staaten  in  Mitleidenschaft  gezogen  seien.  Der  Artikel 
sagt  also  etwas,  w^as  er  eigentlich  gar  nicht  sagen  soll.  Auf 
jeden  Fall  wollen  die  Klauseln  den  Staaten  gewisse  Einwände 
an  die  Hand  geben,  die  sie  gegen  die  Anrufung  der  Unter- 
suchungskommisssionen  vorbringen  können.  Rechtlich  haben 
diese  Einwände  aber  keine  Bedeutung,  da  ja  eine  Rechtspflicht 
der  Staaten  zur  Benützung  der  Einrichtung  überhaupt  nicht 
besteht;  sie  können  also  nur  so  aufgefaßt  werden,  daß  sie  die 
Staaten  in  politischer  oder  moralischer  Hinsicht  decken  sollen. 
Das  ist  aber  nicht  die  Aufgabe  eines  völkerrechtlichen  Ab- 
kommens; nur  der  Regelung  von  Rechtsverhältnissen  dient  das 
Völkerrecht. 

Die  Klauseln  hätten  daher  als  überflüssig  gestrichen 
werden  sollen.  Wollte  man  sie  aber  unbedingt  erhalten,  so 
hätte  man  den  russischen  Vorschlag  annehmen  müssen,  wo 
die  Klauseln  eine  rechtliche  Bedeutung  hatten.  Einen  besonderen 
praktischen  Wert  hätte  ja  eine  derartige  Fassungsänderung 
nicht;  denn  wie  der  Huller  Fall  schlagend  beweist,  ist  auch 
durch  die  gegenwärtige  Fassung  kein  Staat  gehindert  in  Fällen 
jeder  Art  eine  Untersuchungskommission  einzusetzen. 

2.  Ebenso  wie  der  Charakter  ist  auch  die  Aufgabe  der 
Untersuchungskommissionen  die  gleiche  geblieben.  Die  Kom- 
mission soll  lediglich  der  Feststellung  von  Tatsachen  dienen. 

Wie  ist  nun  der  abgelehnte  russische  Antrag  zu  beurteilen, 
daß  im  Bericht  gegebenenfalls  auch  die  Verantwortlich- 
keiten festgestellt  werden  sollten? 

Ziemlich  unverständlich  sind  die  Ausführungen  v.  Martens' 
übor  diesenPunkt.2)  „Sache  der  Regierungen  sei  es,  aus  dem  ihnen 
vorgelegten  Bericht  die  Folgen  zu  ziehen"  —  das  war  ja  ge- 
rade der  Sinn  der  bisherigen  Fassung;  auf  grund  der  Tatsachen- 


')  s.  o.  Seite  19. 
')  s.  o.  Seue  20. 
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feststelliing  der  Kommission  sollten  die  Mächte  selbst  über  den 
Streitfall  entscheiden.  Die  Erkläiung  des  rassischen  Bevoll- 
mächtigten konnte  also  unmöglich  den  Kern  der  Sache  treffen. 
In  Wirklichkeit  würde  dadurch,  daß  der  Bericht  die  Verant- 
wortlichkeiten feststellt,  der  Entscheidung  der  streitenden  Mächte 
in  diesem  Punkte  vorgegriffen.  Der  Bericht  wäre  keine  ein- 
fache Tatsachenfeststellung  mehr,  sondern  gleichzeitig  eine  Ent= 
Scheidung  über  rechtliche  und  sittliche  Fragen;  denn  eine  Ver- 
antwortung kann  nur  dem  aufgebürdet  werden,  der,  sei  es  vor- 
sätzlich, sei  es  fahrlässig,  rechtliche  oder  sittliche  Pflichten  ver- 
letzt hat.  Es  würde  also  durch  den  von  Rußland  vorgeschla- 
genen Zusatz  die  grundsätzliche  Aufgabe  der  Untersuchungs- 
kommissionen wesentlich  erweitert. 

Wäre  eine  derartige  Fortbildung  des  Instituts  am  Platze? 
Es  sind  gewichtige  Stimmen  dafür  laut  geworden.  Schon  der 
14.  Weltfriedenskongreß  in  Luzern  1905  hat  eine  Resolution 
gefaßt,  in  der  es  heißt  i^)  „  ...  Er  (der  Kongreß)  spricht  den 
Wunsch  aus,  daß  die  Bestimmungen  über  die  internationalen 
Untersnchungskommissionen  zu  einer  vollständigeren  Einrichtung 
führen  mögen,  die  nicht  nur  die  Tatsachen  feststellt,  sondern 
Ansichten  und  Urteile  formuliert  über  diejenigen  Fragen,  die 
gegenwärtig  keinen  juristischen  Charakter  haben." 

Nun  ist  allerdings  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß  in  man- 
chen Fällen  von  der  Feststellung  der  Tatsachen  bis  zur  Fest- 
stellung der  Verantwortlichkeit  nur  ein  Schritt  ist,  daß  in  anderen 
Fällen  die  Feststellung  der  Verantwortlichkeit  gerade  der  sprin- 
gende Punkt  ist  (wie  im  Huller  Fall,  wo  es  sich  hauptsächlich 
um  die  Verantwortlichkeit  des  russischen  Kommandanten  han- 
delte); in  solchen  Fällen  aber  steht  es  den  Parteien  frei,  im 
Untersuchungsabkommen  der  Kommission  ausdrücklich  die  Fest- 
stellung der  Verantwortlichkeit  zuzuweisen,  wie  dies  auch  im 
Huller  Fall  geschah.  Prinzipiell  jedoch  den  Kommissionen  diese 
Aufgabe  zu  übertragen,  empfiehlt  sich  nicht.  Die  Kommission 
würde  grundsätzlich  Entscheidungen  treffen,  die  unmittelbar  die 
eine  Partei  der  andern  gegenüber  ins  Unrecht  setzen.  Mancher 
Staat  aber,  der  eine  einfache  Tatsaehenfeststellung  gerne  aner- 


'j  Nippold,  Fortbildung  S.  475. 
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kennen  würde,  wird  nicht  gewillt  sein,  eine  so  weitgehende 
Entscheidung,  wie  sie  die  Feststellung  der  Verantwortlichkeiten 
bedeutet,  zur  Grundlage  seinei-  weiteren  Entschließungen  zu 
machen.  Er  wird  also  entweder  überhaupt  keine  Untersuclmngs- 
kommission  anrufen  oder  dies  höchstens  mit  der  Berechnung 
tun,  daß  er  ja  nicht  verpflichtet  ist,  die  Entscheidung  zu  berück- 
sichtigen. So  würde  einerseits  die  Anrufung  der  Untersuchungs- 
kommissionen eingeengt,  andererseits  das  Ansehen  der  Institu- 
tion in  hohem  Grade  gefährdet  werden.  Aus  diesem  Grunde 
ist  die  Able  hn  u  n  g  des  russischen  Antrags  als  gerecht- 
fertigt anzusehen. 

3.  Schließlich  wäre  noch  des  h  aiti  sch  e n  Vo  r  s  c  h  1  a  gs 
zu  gedenken.  Die  Begründung,  mit  der  er  ohne  weiteres 
ausgeschieden  wurde,  kann  nicht  als  stichhaltig  betrachtet 
werden;  er  stand  mit  dem  vorher  abgelehnten  Antrag  zu 
Art.  8  durchaus  nicht  in  einem  derartigen  Zusammenhang, 
daß  dessen  Ablehnung  seine  Nichtberücksichtigung  zur  Folge 
haben  mußte.  Der  Vorschlag  wäre,  wenn  er  auch  nicht  von 
hoher  Bedeutung  war,  einer  näheren  Prüfung  wohl  wert  gewesen. 
Es  läßt  sich  allerdings  das  Recht  unbeteiligter  Staaten,  die  strei- 
tenden Teile  auf  die  Untersuchungskommissionen  aufmerksam 
zu  machen,  schon  aus  Art.  3  des  Abkommens  herleiten. 2)  Nicht 
anders  verhält  es  sich  aber  bezüglich  des  ständigen  Schieds- 
hofes; trotzdem  hat  man  es  auf  der  I.  Konferenz  für  gut  ge- 
halten in  Art.  27  (jetzt  Art.  48)  jenes  Eecht  der  Erinnerung 
ausdrücklich  hervorzuheben.  Ebenso  hätte  man  nunmehr  auch 
in  den  3.  Titel  einen  derartigen  Hinweis  recht  wohl  auf- 
nehmen können. 2) 


s.  o.  Seite  17,  22. 
2)  Nippold,  Friedenskonferenz  I  27. 
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§  4. 

Die  Bildung  der  Untersuchungskommissonen. 
I. 

1.  Der  britisch-französische  Entwurf  befaßte  sich 
in  den  Art.  2,  4  und  5  mit  der  Bildung  der  Untersuchungs- 
kommissionen. 

Art.  2  Abs.  1,  der  diese  Aufgabe  einem  besonderen  Ab- 
kommen zwischen  den  streitenden  Mächten,  dem  sog.  Unter- 
suchungsabkommen, zuwies,  stimmte  wörtlich  mit  dem  bisherigen 
Art.  10  Abs.  1  überein. 

Der  2.  Absatz  von  Art.  2  zählte  eine  Reihe  von  Punk- 
ten auf,  über  die  das  Untersuchungsabkommen  teils  obligatorisch, 
teils  fakultativ  C^s^il  y  a  lieu'^)  entscheiden  solle.  Diese  Punkte 
waren:  die  zu  untersuchenden  Tatsachen;  die  Art  und  Frist,  in 
der  die  Kommission  zu  bilden  sei,  sowie  ev.  die  Bestellung  der 
Beisitzer;  der  Umfang  der  Befugnisse  der  Kommissare  und  Bei- 
sitzer; der  Sitz  der  Kommission,  ev.  die  Befugnis  ihn  zu  ver- 
legen ;i)  ev.  der  Tag,  bis  zu  dem  jede  Partei  eine  Darstellung 
des  Tatbestandes  einzureichen  habe. 

In  Art.  4  war  die  Bildung  der  Kommission  subsidiär  ge- 
regelt; die  Bestimmung  entsprach  dem  Art.  11  des  bisherigen 
Abkommens,  jedoch  mit  der  Abweichung,  daß  nicht  nur  auf 
Art.  32,  sondern  auch  auf  Art.  34  verwiesen  war. 

Schließlich  bestimmte  noch  Art.  5,  daß  im  Falle  des  Todes, 
des  Rücktritts  oder  sonstiger  Verhinderung  von  Kommissaren 
oder  Beisitzern  deren  Ersatz  in  der  für  ihre  Ernennung  vorge- 
sehenen Weise  erfolgen  solle. 

Im  allgemeinen  trat  also  der  britisch-französische  Vorschlag 
nicht  aus  dem  Rahmen  des  bisherigen  Rechts. 

2»  Der  russische  Entwurf  nahm  eine  andere  Stellung  ein. 

Art.  10  stimmte  allerdings  inhaltlich  mit  dem  früheren 
Art.  10  Abs.  1  überein.  Dagegen  brachte  Art.  11  eine  wesent- 
liche Neuerung,  indem  er  nicht  wie  der  bisherige  Art.  11  auf 
die   Schiedsprozeßordnung  verwies,    sondern   die  Bildung  der 

')  So  die  amtliche  Übersetzung-  des  jetzigen  Art.  10;  hierüber  s.  u.  Seite 
63  Fußnote  3. 
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Untersuchungskommissionen  einem  besonderen  Verfahren  unter- 
stellte: Je  einen  Kommissar  sollten  die  streitenden  Teile  ernen- 
nen ;  ein  Dritter,  der  den  Vorsitz  führe,  solle  durch  eine  neu- 
trale Macht  oder  den  Verwaltungsrat  des  ständigen  Schieds- 
hofes gewählt  werden,  und  zwar  regelmäßig  aus  der  Mitglieder- 
liste des  letzteren. 

Ferner  traf  Art.  13  in  Satz  1  die  neue  Bestimmung,  daß 
die  Kommission  innerhalb  einer  Frist  von  2  Wochen  vom  Tage 
des  strittigen  Vorfalles  ab  gebildet  werden  müsse. 

II. 

1.  Der  Prüf  ungsauss  chußi)  beschäftigte  sich  zunächst 
in  seiner  2.  Sitzung  mit  der  Bildung  der  Untersuchungskom- 
missionen. 

Nach  einigen  empfehlenden  Worten  von  Seiten  der  Bevoll- 
mächtigten Fromageot,  Sir  Edward  Fry  und  Bourgeois 
wurde  Abs.  1  von  Art.  2  des  britisch-französischen 
Entwurfs  ohne  weiteres  angenommen. 

Hingegen  fand  Abs.  2  dieses  Artikels  Widerspruch.  Vor 
allem  kam  es  zu  einer  längeren  Auseinandersetzung  über  die 
Erwähnung  der  Beisitzer.  Fromageot^)  begründete  diese 
damit,  daß  es  nützlich  sei,  im  Untersuchungsabkommen  die  Rolle 
der  Beisitzer  festzulegen:  die  Frage  ihres  Zutritts  zum  Beratungs- 
zimmer der  Untersuchungskommission,  ihres  Stimmrechts,  über- 
haupt ihrer  Teilnahme  an  der  ganzen  Untersuchungstätigkeit. 

Sir  Edward  Fry  schloß  sich  dieser  Auffassung  an. 

Der  österreichische  Delegierte  Lammasch 2)  äußerte  je- 
doch Bedenken:  Es  gewinne  durch  die  Fassung  des  2.  Absatzes 
den  Anschein,  als  sei  die  Ernennung  von  Beisitzern  der  Normal- 
fall. Ihre  Rolle  sei  indessen  zweifelhaft;  sie  bestimme  sich  da- 
nach, unter  welchen  Elementen  sie  gewählt  würden.  Bestehe 
die  Kommission  aus  Rechtsgelehrten,  so  würden  die  Beisitzer 
Sachverständige  sein ;  seien  dagegen  die  Kommissare  Fachmänner^ 


^)  A.  et  D.  II  384  f. 
2)  A.  et  D.  II  384. 


—   28  - 


wie  bei  der  Huller  Affäre,  wo  die  Kommission  aus  Admirälen 
bestanden  habe,  so  würden  als  Beisitzer  Kechtsgelehrte  zuge- 
zogen. In  diesem  2.  Falle  würden  die  Beisitzer  auf  die  Ent- 
scheidung der  Kommission  einen  bedeutenden  Einfluß  ausüben» 
ohne  eine  Verantwortlichkeit  dafür  zu  tragen.  Dies  sei  gefähr- 
lich ;  man  solle  daher  in  diesem  Fall  den  Beisitzern  nicht  nur 
eine  beratende,  sondern  eine  entscheidende  Stimme  geben,  d.  h- 
sie  zu  Mitgliedern  der  Kommission  ernennen.  Lammasch 
schloß  damit,  die  Bestellung  von  Beisitzern  solle  nur  ausnahms- 
weise eintreten ;  er  schlage  daher  vor,  diese  Frage  einem  be- 
sonderen 3.  Absatz  des  Art.  2  zu  überweisen. 

Noch  weiter  ging  der  russische  Bovollmächtigte  v.  Mar- 
ten s.^)  Er  sprach  sich  dahin  aus,  das  friedensrechtliche  Ab- 
kommen solle  sich  überhaupt  nur  mit  den  Kommissaren  be- 
schäftigen und  hinsichtlich  der  Beisitzer  den  Parteien  volle 
Freiheit  lassen. 

Dem  gegenüber  wies  SirEdwardFry  auf  die  Wendung 
„s'il  y  a  lieu^'^  in  Art.  2  hin. 

Nach  einem  weiteren  Meinungsaustausch  zwischen  Sir  Ed- 
ward Fry,  Fromageot  und  v.  Marte  ns  verlas  Lammasch 2) 
seinen  Antrag  in  genauer  Formulierung.  Dieser  wurde,  mit 
einer  kleinen  von  Fromageot  vorgeschlagenen  sprachlichen 
Änderung  angenommen;  es  wurde  die  Erwähnung  der  Bei- 
sitzer in  Abs.  2  gestrichen  und  folgender  3.  Absatz 
gebildet : 

Si  les  Parties  jugent  necessaire  de  nommer  des  assesseurs^  la 
Convention  d^enquete  determinera  egalement  le  mode  de  d(^signation 
de  ces  assesseurs  et  Vetendue  de  leurs  pouvoirs. 

2.  Zu  Beginn  der  3.  Sitzung^)  erfuhr  der  Artikel  eine 
weitere  Umgestaltung.  Gemäß  einem  Antrage,  den  Bourgeois 
auf  Anregung  von  Sir  Edward  Fry  in  der  2.  Sitzung  gestellt 
hatte,  wurde  Abs.  2  des  Artikels  in  2  Absätze  gegliedert, 
einen  obligatorisch  und  einen  fakultativ  gefaßten.  Ers- 
ter er  überwies  dem  Untersuchungsabkommen  die  Entscheidung 


')  A.  et  D.  II  384. 

2)  A.  et  D.  II  385. 

3)  A.  et  D.  II  389. 
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über  die  zu  untorsuclieiidcn  Tatsachen,  über  die  Art  und  Frist, 
in  der  die  Kommission  zu  bilden  sei,  und  über  den  Umfang 
der  Befugnisse  der  Kommissare.  Letzterer  enthielt  die  üb- 
rigen Punkte,  zn  denen  inzwischen  die  Wahl  der  Sprachen 
getreten  war.  Die  Frage  der  Beisitzer  war  nunmehr  im  4.  Ab- 
satz geregelt. 

Ferner  wurden  in  dieser  Sitzung  die  Art.  4  und  5  des 
britisch -französischen  Entwurfs  angenommen,^)  er- 
sterer  unverändert,  letzterer  mit  einer  geringen  von  Lammasch 
angeregten  Fassungsänderung. 

Weiterhin  kam  Art.  13.  Satz  1  des  russischen  Ent- 
wurfs zur  Sprache.  2) 

V.  Martens  empfahl  dessen  Annahme  aus  dem  Gesichts- 
punkt möglichster  Beschleunigung.  Asser  und  Bourgeois 
meinten  jedoch,  die  Festsetzung  einer  solchen  Notfrist  sei 
schwierig;  es  erhebe  sich  die  Frage,  welche  Folgen  der  frucht- 
lose Ablauf  derselben  habe.  Sir  Edward  Fry  schloß  sich 
dieser  Auffassung  an  und  wies  außerdem  auf  die  sprichwörtliche 
Langsamkeit  der  diplomatischen  Verhandlungen  hin,  die  gemäß 
Art.  9  der  Bildung  der  Untersuchungskommissionen  vorher- 
gehen sollten. 

V.  Martens  betonte  zwar  noch,  er  habe  keine  Notfrist 
im  Auge;  die  Bestimmun^^^  solle  nur  auf  die  Tätigkeit  der  Kanz- 
leien fördernd  einwirken.  Der  j-ussische  Vorschlag  wurde  je- 
doch abgelehnt;  man  befürchtete,  die  Vorschrift  würde  die 
Mächte  wegen  der  Kürze  der  Frist  entmutigen  und  von  der 
Anrufung  der  Untersuchungskommissionen  abhalten. 2) 

III. 

Die  Vorschläge  des  Prüfungsausschusses  (Art.  10,  12  und 
13  des  Entwurfes)  wurden  von  der  Kommission  debattelos 
genehmigt.  Nachträglich  wurden  bei  der  Redaktion  des  Kom* 
missionsentwurfes  zum  friedensrechtlichen  Abkommen  in  Art. 
12  die  Worte  „articles  32  et  34^'^  durch  „artides  45  et  67"  ersetzt. 

1)  A.  et  D.  II  391. 
')  A.  et  D.  II  392. 

vgl.  Kommissionsbericht  (A.  et  D.  I  406). 


-  so  - 


Das  Plenum  trat  olino  weiteres  dem  Kommissiousbo- 
scliluß  bei. 

IV. 

Eine  wesentliche  Änderung  hat  die  Bildung  der  Unter- 
suchungskommissionen durch  die  Revision  des  friedensreclit- 
lichen  Abkommens  nicht  erfahren.  Immerhin  haben  die  Art. 
10,  12  lind  13  einige  beachtenswerte  Neuerungen  gebracht. 

1.  Zunächst  unterscheidet  sich  Art.  10  von  den  bishe- 
rigen Bestimmungen  (Art.  10  Abs.  1-3)  dadurch,  daß  in  Abs. 
2 — 4  eine  größere  Reihe  von  Punkten  aufgezählt  ist,  die  im 
Untersuchungsabkommen  geregelt  werden  sollten.  Der  Inhalt 
des  letzteren  ist  allerdings  hiedurch  nicht  berührt  worden;  denn 
die  zu  untersuchenden  Tatsachen  und  die  Befugnisse  der  Kom- 
missare waren  schon  bisher  durch  Art.  10  Abs.  2,  die  Art  und 
Frist  der  Bildung  der  Untersuchungskommission  durch  die 
Fassung  des  Art.  11,  die  übrigen  Punkte  als  Bestandteile  des 
Verfahrens  im  weiteren  Sinne  durch  Art.  10  Abs.  3  der  Ent- 
scheidung der  Parteien  unterstellt.  Es  ist  jedoch  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  der  jetzige  Art.  10  durch  die  Aufzählung  der 
wichtigsten  zu  lösenden  Fragen  für  die  Abfassung  des  Unter- 
suchungsabkommens wertvolle  Fingerzeige  bietet. 

2.  Ferner  sind  dnicli  Art.  12  die  subsidiären  Bestim- 
mungen über  die  Bildung  der  Kommission  erweitert  worden. 

In  erster  Linie  ist  an  Stelle  des  bisherigen  Art,  32  der 
jetzige  Artikel  45  gesetzt  worden.  Dies  erscheint  zunächst 
auffallend  ;  denn  dem  Art.  32,  der  vom  besonderen  (freien)  Schieds- 
gericht handelte,  hätte  eigentlich  der  Art.  55  entsprochen,  nicht 
Art.  45,  der  das  sog.  ständige  Schiedsgericht  betrifft.  In  Art. 
55  ist  zwar  auf  Art.  45  Abs.  3 — 6  verwiesen ;  Abs.  1  von  Art. 
55  aber  unterscheidet  sich  von  Abs.  1  des  Art.  45  dadurch  ganz 
wesentlich,  daß  jener  es  dem  freien  Belieben  der  Parteien  über- 
läßt, ob  sie  die  Schiedsrichter  aus  der  Schiedsliste  wählen  wollen 
oder  nicht,  dieser  aber  die  Wahl  der  Schiedsrichter  aus  der 
Schiedsliste  ausdrücklich  vorschreibt.  Von  einer  Änderung  des 
Verfahrens  in  letzterem  Sinn  (bei  Bildung  der  Untersuchuogs- 


')  vgl.  Kommissionsbericht  (A.  et  D.  I  404). 
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kommissioiieii)  ist  jedoch  in  den  Beratungen  der  II.  Haager 
Konferenz  nie  die  Rede  gewesen.  Es  wäre  auch  nicht  einzu- 
sehen, warum  die  Konvention,  sei  es  auch  nur  in  subsidiärer 
Weise,  den  Parteien  bei  Bildung  der  Untersuchungskommis- 
sionen größere  Beschränkungen  auferlegen  wollte  wie  bei  der 
Berufung  eines  freien  Scliiedsgerichts.  Die  einfachste  Erklärung 
bietet  wohl  die  Annahme,  daß  die  Verweisung  auf  Art.  32  bezw. 
auf  Art.  45  nur  die  Absätze  2  ff,  der  beiden  Artikel  im  Auge 
hat,  also  nur  das  mangels  einer  Parteiverständigung  eintretende 
Verfahren. 

Die  hienach  einsclilägigen  Bestimmungen  des  Art.  45  u  n  t  e  r- 
scheiden  sich  von  denen  des  Art.  32i)  in  zwei  Beziehungen. 

Einmal  ist  in  Abs.  3  vorgeschrieben,  daß  von  den  zwei 
Schiedsrichtern,  die  jede  Partei  ernennt,  nur  einer  ihr  Staats- 
angehöriger sein  oder  unter  der  von  ihr  benannten  Mit- 
gliedern des  Ständigen  Schiedshofes  ausgewählt  werden  darf. 
In  Art.  32  fehlte  diese  Einschränkung.  Sie  ist  sicherlich  im 
Interesse  einermöglichst  objektiven  Entscheidung  zu  begrüßen; 
es  wird  dadurch  verhindert,  daß  unter  Umständen  der  Obmann 
der  einzige  Unparteiische  ist.  2) 

Sodann  ist  in  Abs.  6  für  den  Fall  Bestimmung  getioffen, 
daß  sicli  die  beiden  Mächte,  die  gemäß  Abs.  5  von  den  Parteien 
behufs  der  Wahl  des  Obmanns  gewählt  worden  sind,  binnen 
zwei  Monaten  über  diese  Wald  nicht  einigen  können. 

Es  soll  dann  jede  dieser  beiden  Mächte  zwei  Personen 
vorschlagen,  die  aus  der  Liste  der  Mitglieder  des  Ständigen 
Schiedshofs,  mit  Ausnahme  der  von  den  Parteien  benannten 
Mitglieder,  genommen  und  nicht  Staatsangehörige  von  ihnen 
sind ;  das  Los  bestimmt,  wer  unter  den  so  vorgeschlagenen 
Personen  der  Obmann  sein  soll.  Durch  diese  Vorschrift  ist  in 
erfreulicher  Weise  eine  Lücke  ausgefüllt  worden,  die  das  Ab- 
kommen von  1899  gelassen  hatte. 

Die  beiden  Neuerungen  finden  nunmehr  auch  bei  der  Bil- 
dung der  Untersuchungskommissionen  Anwendung. 


s.  0.  Seite  6. 
2)  Meurer  I  369  ff. 
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Eine  weitere  vorteilhafte  Ergänzung  haben  die  subsidiären 
Vorschriften  über  die  Bestellung  der  Kommission  dadurch  er- 
fahren, daß  jetzt  auch  die  Frage  des  Vorsitzes  geregelt  ist. 

Maßgebend  ist  hiefür  Art.  57  des  neuen  Abkommens,  der 
dem  bisherigen  Art.  34*)  wörtlich  entspricht.  Danach  ist  der 
Obmann  von  Rechts  wegen  Vorsitzender  der  Untersuchungs- 
kommission. Diese  Bestimmung  ist  für  die  Kommission  bindend. 
Nur  wenn  die  Parteien  von  vornherein  bei  der  Bildung  der 
Kommission  keinen  Obmann  bestellt  haben,  steht  der  Kommis- 
sion selbst  die  Wahl  des  Vorsitzenden  zu. 

3.  Eine  sehr  wichtige  Frage  wurde  schließlich  in  Art. 
132)  gelöst,  die  Ersatz  frage.  Man  folgte  hiebei  dem  Wort- 
laut des  bisherigen  Art.  35  (des  jetzigen  Art.  59),  ohne  daß  sich 
ähnliche  Kontroversen  ergeben  hätten  wie  1899  bezüglich  des 
Ersatzes  der  Schiedsrichter. 3)  Diese  Lösung  ist  aus  denselben 
Gründen  wie  die  Bestimmung  des  Art.  35  gutzuheißen.  Es  wird 
dadurch  die  Existenz  und  Wirkung  des  Untersuchungsabkommens 
gegen  die  Laune  des  Zufalls  gesichert.  3) 

4.  Es  erhebt  sich  nun  noch  die  Frage,  ob  der  russische 
Antrag,  für  die  Bildung  der  Kommission  eine  vierzehntägige 
Frist  festzusetzen,  von  der  Konferenz  hätte  angenommen  werden 
sollen. 

Der  Zweck  des  Antrages  ist  sehr  einleuchtend.  Der  Zu- 
sammentritt der  Kommission  sollte  möglichst  beschleunigt  wer- 
den. 4)  Ob  aber  dieser  Zweck  durch  die  vorgeschlagene  Frist- 
bestimmung erreicht  werden  könnte,  ist  doch  sehr  fraglich.  Eine 
obligatorische  Vorschrift  wäre  bei  dem  jetzigen  Charakter 
der  Untersuchungskommissionen  auf  keinen  Fall  angebracht;  es 
wäre  sinnlos,  auf  der  einen  Seite  es  dem  freien  Belieben  der 
streitenden  Teile  zu  überlassen,  ob  sie  überhaupt  eine  Unter- 
suchungskommission bilden  wollen,  auf  der  anderen  Seite  ihrer 
Entschließung  zeitliche  Schranken  zu  setzen.  Man  würde  es 
den  Mächten  geradezu  verbieten,  nach  14  Tagen  noch  eine 


^)  Vgl.  über  das  folgende  Meurer  I  312. 

2)  Art.  5  des  britisch-französischen  Entwurfs  (s.  o.  S.  26). 

')  V^gl.  hierüber  Meurer  I  313  ff. 

*)  Vgl.  Kommissionsbericht  (A.  et  D  I  406). 
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Kommission  einzusetzen.  Der  Huller  Fall  hat  aber  wohl  zut 
Genüge  bewiesen,  daß  auch  lange  nach  Ablauf  von  2  Wochen 
eine  Untersuchungskommission  noch  segensreich  wirken  kann. 

Andererseits  würde  eine  subsidiäre  Regel  oder  eine 
bloße  Sollvorschrift  rechtlich  so  gut  wie  keine  Bedeutung 
haben.  Infolgedessen  hätte  sie  auch  wenig  praktischen  Wert; 
denn  die  Staaten  würden  sich  durch  eine  Vorschrift,  an  die  sie 
völkerrechtlich  in  keiner  Weise  gebunden  sind,  weder  in  den 
zunächst  eintretenden  diplomatischen  Verhandlungen  noch  auch 
in  der  Festsetzung  des  Untersuchungsabkommens  oder  in  der 
Wahl  der  Kommissare  beeinflussen  lassen.  Maßgebend  wären 
vielmehr  lediglich  praktische  Erwägungen.  Ein  Staat,  der  eine 
Untersuchungskommission  ins  Leben  rufen  will,  wird  ohnehin 
in  seinem  eigensten  Interesse,  insbesondere  zur  Beruhigung  der 
öffentlichen  Meinung,  die  Bildung  der  Kommission  tunlichst 
beschleunigen ;  sobald  sich  aber  praktische  Schwierigkeiten  und 
Hemmnisse  ergeben,  wird  sich  der  Staat  mit  gutem  Grunde  um 
die  vorgeschriebene  Frist  nicht  kümmern.  Die  Bestimmung  wäre 
also  nicht  nur  im  allgemeinen  entbehrlich,  da  das  prak- 
tische Bedürfnis  ohnehin  zur  Eile  drängt,  sondern  in  manchen 
Fällen  geradezu  unbrauchbar. 

Übrigens  wäre  eine  Frist  von  14  Tagen  auch  außerordent- 
lich kurz  bemessen.  Man  denke  nur  an  die  Wahl  des  Ob- 
manns auf  dem  Wege  des  Art.  45  Abs.  6. 

Alles  in  allem  ist  die  Ablehnung  des  russischen 
Antrages  nicht  zu  bedauern. i) 

§  5. 

Der  Sitz  der  Untersuchungskommissionen. 
1. 

Der  britisch-französische  Entwurf  nannte  unter  den 
Punkten,  die  er  in  Art.  2  Abs.  2  dem  Untersuchungsabkommen 

')  a.  M.  Fried  (S.  36),  der  der  Fristbestimmung  höchste  Wichtigkeit  bei- 
mißt, da  sie  den  Untersuchungskommissionen  Beweglichkeit  und  Aktualität  gebe 

3 
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zuwies,  auch  den  Sitz  der  Kommission  (le  Ueu  oü  la  Commis- 

sion  se  reunira). 

Dos  weiteren  bestimmt©  der  Entwurf  in  Art.  6: 

,J^e  siege  de  la  Commission  est  clesigne  par  les  Parties.  A 

defaut  de  cette  designation  la  Commission  siege  ä  La  Haye.  Le 

siege  ainsi  fixe  7ie  peut  etre  change  par  la  Ccmmission  qu'avec 

Vassentiment  des  Parties/^ 

Auch  der  russische  Vorschlag  befaßte  sioh  mit  dem 

Sitze  der  üntersuchungskommission;  Satz  2  von  Art.  13  lautete: 

y^Elle  (la  Commission)  siegera,  autant  que  possihle,  sur  les  lieux 

memes  de  Vincident^^. 


II. 

In  der  3.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses!)  wurde, 
wie  bereits  erwähnt,  ,,le  Heu  oü  la  Commission  se  r&anira"  als 
fakultativer  Punkt  des  üntersuchungsabkommens  in  Abs.  3  von 
Art.  2  eingereiht. 

Sodann  wurden,  gemäß  dem  in  der  2.  Sitzung  gefaßten 
Beschlasse,  2)  d'e  Art.  6  und  7  des  britisch  -  französischen  Ent- 
wurfs zu  einem  Artikel  zu  vereinigen  und  diesen  hinter  Art.  2 
zu  setzen,  ein  neuer  Art.  3  gebildet. 

Die  beiden  ersten  Absätze  dieses  Artikels  lauteten  in 
ihrer  endgültigen  Fassung: 

„Si  la  Convention  d^enquete  n'a  pas  designe  le  siege  de  la 
Commission,  celle-ci  siegera  d  La  Haye. 

Le  siege  une  fois  fixe  ne  peut  etre  change  par  la  Commis- 
sion qu'avec  Vassentiment  des  Parties.^^ 

Schließlich  wurde  auf  Antrag  des  deutschen  Bevollmäch- 
tigten Kriege  in  Art.  2  die  Wendung  ,,lieu  oü  la  Commission 
se  reunira^''  durch  den  Ausdruck  „siege  de  la  Commission^^  er- 
setzt und  so  eine  Übereinstimmung  mit  Art.  3  geschaffen. 


und  sie  im  Zusammenhalt  mit  Art.  13  Satz  2  des  russischen  Vorschlags  (s  nächste 
Seite !)  zu  einer  Art  politischer  Feuerwehr  machen  könnte. 

a.  M.  auch  Ulimann,  Das  Völkerrecht  S.  452. 

1)  A.  et  D.  II  389. 

3)  A.  et  D.  TI  387. 
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Kommission  und  Plenum  traten  den  Vorschlägen 
des  Prüfungsausschusses  ohne  weitere  Erörterungen  bei. 

III. 

Der  Sitz  der  Untersuchungskommission  ist  somit  durch  die 
Konvention  (Art.  10  Abs.  3  und  Art.  11  Abs.  1  und  2)  in 
gleicher  Weise  geregelt  wie  der  Sitz  des  freien  Schiedsgerichts 
(Art.  52  Abs.  2  und  Art.  60).  Art.  60  enthält  jedoch  noch 
die  Bestimmung,  daß  das  Schiedsgericht  auf  dem  G-ebiete  einer 
dritten  Macht  nur  mit  deren  Genehmigung  seinen  Sitz  haben 
kann.  Dieser  Satz,  der  der  Souveränität  der  Mächte  in  rich- 
tigerWoise  Rechnung  trägt,  wäre  auch  auf  die  Unter  such  ungs- 
kommissionen  zu  übertragen.  Im  übrigen  sind  die  Be- 
stimmungen über  den  Sitz  der  Kommission  als  durchaus  zweck- 
entsprechend zu  erachten.  Indem  die  Konvention  die  Wahl  des 
Sitzes  den  Parteien  überläßt,  wird  sie  den  wechselnden  An- 
forderungen der  Praxis  besser  gerecht  als  der  russische  Vor- 
schlag, der  den  Ort  des  Zwischenfalls  als  regelmäßigen 
Sitz  der  Kommission  bezeichnen  wollte.  In  geeigneten  Fällen 
steht  es  ja  auch  nach  dem  geltenden  Recht  den  Parteien  frei, 
im  Untersuchungsabkommen  den  Tatort  als  Sitz  der  Kommission 
zu  bezeichnen.  Dies  wird  aber  durchaus  nicht  immer  angezeigt 
sein.  Die  Befürchtungen,  die  Bourgeois  in  der  3.  Sitzung  des 
Prüfungsausschusses!)  hinsichtlich  der  Anordnung  des  Augen- 
scheins äußerte,  greifen  auch  hier  Platz.  Durch  das  Erscheinen 
der  Kommission  am  Orte  des  Zwischenfalls  könnte  die  Auf- 
regung, die  dort  vielleicht  unter  der  Bevölkerung  herrscht,  in 
so  bedenklicher  Weise  gesteigert  werden,  daß  die  Durchführung 
d«r  Untersuchung  aufs  äußerste  gefährdet  wäre. 

In  viel  günstigerem  Lichte  stellt  sich  die  Bestimmung  des 
Art.  11  dar,  daß  mangels  anderweitiger  Parteiübereinkunft  die 
Kommission  im  Haag  tagen  solle.  Die  geschichtliche  Bedeutung, 
die  der  Gang  der  Friedensbewegung  dem  Haag  verliehen  hat, 
insbesondere  aber  der  Umstand,  daß  gemäß  Art,  15  des  Ab- 
kommens das  Internationale  Bureau  des  ständigen  Schiedshofes 


»)  A.  et  D.  n  390. 
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der  Kommission  seine  Arbeitskraft,  sein  Geschäftslokal  und  seine 
Geschäftseinrichtungen  zur  Verfügung  zu  stellen  hat,  lassen  den 
Haag  in  Zweifelsfällen  als  sehr  geeigneten  Sitz  der  Kommission 
erscheinen. 

§  6. 
Die  Sprache. 
I. 

Der  britisch -französische  Entwurf  bestimmte  in 
Art.  7  folgendes: 

,,La  Commission  decide  du  choix  des  langiies  dont  eile  fera 
usage  et  dont  Vemploi  sera  autorise  devant  elle/^ 

Hingegen  sollte  nach  dem  Vorschlag  der  Niederlande 
dieser  Artikel  gestrichen  und  durch  eine  entsprechende  Er- 
gänzung des  Art.  2  die  Bestimmung  der  Sprachen  dem  Unter- 
suchuugsabkommen  zugewiesen  werden. 

II. 

Der  Prüfungsausschuß  beschäftigte  sich  in  seiner  2. 
Sitzung  1)  mit  der  Sprachenfrage. 

Die  Verhandlungen  hierüber  eröffnete  der  österreichische 
Bevollmächtigte  Mereyde  Kapos-Mere;  er  stellte  einen 
Antrag  im  Sinne  des  niederländischen  Vorschlags  und 
begründete  ihn  damit,  daß  die  Regierungen  sich  leichter  über 
die  Sprachen  verständigen  würden  als  die  Kommission  selbst. 
Kriege  und  Brown  Scott  schlössen  sich  diesem  Antrag  an. 

Fromageot  vertrat  dagegen  den  Standpunkt  des  bri- 
tisch-französisch en  Vors  chlags ;  er  führte  aus,  möglicher- 
weise würde  die  Wahl  der  Kommissare  oder  eine  Abänderung 
dieser  Wahl  erst  n^ch  der  Bestimmung  der  Sprachen  stattfinden  ; 


1)  A.  et  D.  II  385  f. 
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der  gegnerische  Vorschlag  bringe  die  Gefahr  mit  sich,  daß  in 
einem  solchen  Falle  die  Kommissare  sich  gegenseitig  nur  un- 
vollkommen oder  gar  nicht  verstünden,  ohne  daß  die  einmal 
festgelegte  Sprache  geändert  werden  könnte. 

Merey  deKapos-Mere  erwiderte  hierauf,  die  geäußer- 
ten Bedenken  seien  zwar  beachtenswert,  er  glaube  jedoch,  daß 
beim  Abschluß  des  Untersuchungsabkommens  die  Wahl  der 
Sprachen  die  der  Kommissare  beeinflussen  würde;  der  gegne- 
rische Standpunkt  lasse  befürchten,  daß  die  Mehrheit  der  Kom- 
missare der  Minderheit  eine  Sprache  aufzwinge. 

Eine  weitere  Stütze  fand  der  Antrag  von  Kapos-Mere 
in  dem  österreichischen  Delegierten  Lammasch, i)  der  unter 
Hinweis  auf  persönliche,  bei  zwei  Schiedsgerichten  gewonnene 
Erfahrungen  betonte,  die  Kommissare  hätten  bei  Auswahl  der 
Sprachen  den  Verdacht  der  Parteilichkeit  zu  befürchten. 

Auch  V.  Martens  führte  seine  Erfahrungen  als  Schieds- 
richter zu  gunsten  von  Kapos-Mere  ins  Feld. 

Nunmehr  trat  jedoch  der  Präsident  Bourgeois  mit  einem 
gewichtigen  Einwand  hervor.  Er  legte  dar,  daß* eine  etwaige 
Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  Regierungen  viel  bedenk- 
licher sei  als  eine  solche  zwischen  den  Kommissaren;  während 
die  letzteren  im  Wege  der  Abstimmung  den  strittigen  Punkt 
rasch  erledigen  könnten,  würde  durch  eine  Uneinigkeit  der 
Regierungen  die  Lösung  der  Frage  erheblich  verzögert,  wenn 
nicht  ganz  unmöglich  gemacht;  man  würde  also  durch  die  Er- 
leichterung, die  man  den  Kommissionen  gewähre,  geradezu  deren 
Zustandekommen  gefährden. 

Diesen  Einwurf  suchte  Kap  os-Mere  durch  die  Bemerkung 
abzuschwächen,  daß  die  Verhandlungen  der  Regierungen  der 
Öffentlichkeit  entzogen  seien,  während  Meinungsverschieden- 
heiten zwischen  den  Kommissaren  nur  zu  leicht  bekannt  würden. 

Eine  sehr  vernünftige  Anregung  brachte  nun  Baron  Guil- 
laume:  man  könne  die  beiden  Gegenmeinungen  in  der  Art  mit- 
einander versöhnen,  daß  man  die  Wahl  der  Sprachen  durch  die 
Regierungen  nur  für  wünschenswert  erkläre  und  mangels  einer 
Bestimmung  im  Untersuchungsabkommen  die  Kommission  selbst 
entscheiden  lasse. 

*)  A.  et  D.  II  386. 
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Bourgeois  schlug  hierauf  folgende  Fassung  des  Art.  7  vor: 

„Au  cas  oü  la  corwention  (Venquetc  ne  Vaurait  pas  deterrm- 
ne,  la  Commission  decidera  du  cJioLx  des  langues/' 

Sodann  äußerte  Fu  sin  ato ,  i)  durch  Erwähnung  der  Sprachen 
in  Art.  2  des  b  ritisch- fr  anzösischen  Entwurfs  würde 
man  den  Regierungen  ganz  besonders  empfehlen,  sich  über  diese 
Frage  zu  verständigen. 

Hiegegen  machte  Kriege  geltend,  die  angeregte  Ergän- 
zung des  Art.  2  würde  die  Entscheidung  der  Regierungen  obli- 
gatorisch machen  und  so  im  Widerspruch  mit  Art.  7  stehen. 

Diesem  Einwand  begegnete  F  u  s  i  n  a  t  o  mit  dem  treffenden 
Hinweis  darauf,  daß  in  Art.  2  ja  auch  der  Sitz  der  Kommission 
erwähnt  sei  (dessen  Bestimmung  durch  Art.  2  und  6  des  britisch- 
französischen Entwurfs  dem  Untersuchungsabkommen  unzweifel- 
haft nur  in  fakultativer  Weise  übertragen  war). 

Nach  weiterem  Meinuni^saustausch  stellte  der  Präsident 
fest,  2)  daß  der  Prüfungsausschuß  einstimmig  folgenden  Stand- 
punkt vertrete :  es  solle  den  Regierungen  empfohlen  werden,  sich 
über  die  Wahl  der  Sprachen  zu  einigen;  mangels  einer  Bestim- 
mung im  Untersuchungsabkommen  solle  der  Kommission  selbst 
die  Entscheidung  zustehen. 

So  wurde  denn  zu  Beginn  der  3.  Sitzung 3)  die  Wahl  der 
Sprachen  (la  langue  dont  la  Commission  fem  usa^e  et  Celles  doni 
Vemploi  sera  autorise  devant  elle'^)  als  fakultativer  Punkt 
des  Unters  uchungsabkommens  in  Abs.  3  von  Art.  2 
aufgenommen. 

Ferner  trat  an  Stelle  von  Art.  7  des  britisch-französischen 
Entwurfs  der  3.  Absatz  des  neuen  Art.  3.  Der  Absatz  lau- 
tete in  seiner  endgültigen  Fassung : 

„Si  la  Convention  cVenquete  n'a  pas  deternüne  les  langues  ä 
emploijer,  il  en  est  decide  par  la  Commission." 

Die  genannten  Artikel  (Art.  10  und  11  des  Entwurfs)  wurden 
von  der  Kommission  und  vom  Plenum  unverändert  ange- 
nommen. 


')  A.  et  D.  II  386. 
2)  A.  et  D.  II  387. 
»)  A.  et  D.  n  389. 
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III. 

Die  Sprachenfrage  ist  also  in  der  Weise  gelöst,  daß  die 
Entscheidung  in  erster  Linie  den  Parteien,  in  zwei.ter  Linie  der 
Kommission  selbst  zusteht.  Man  hat  hiebei  zwei  Arten  von 
Sprachen  unterschieden,  „la  langue  dont  la  Commission  fem  usage'^ 
und  „Celles  dont  Vemploi  sera  autorise  devant  eile".  Erstere  be- 
deutet die  Sprache,  in  der  die  Kommission  ihre  geheimen  Be- 
ratungen führt  und  insbesondere  auch  den  Bericht  abfaßt;  unter 
den  letzteren  sind  die  Sprachen  zu  verstehen,  deren  sich  die 
Beteiligten,  insbesondere  die  Zeugen,  in  den  Sitzungen  der  Kom- 
mission bedienen  dürfen,  i) 

Die  Bestimmungen  des  3.  Titels  über  die  Sprachen  stehen 
im  Einklang  mit  den  Vorschriften  der  revidierten  Schiedsprozeß- 
ordnung  (Art.  52  Abs.  2  und  Art.  61  des  Abkommens).  Die 
getroffene  Lösung  ist  als  durchaus  zweckmäßig  zu  bezeichnen; 
indem  »ie  eise  einseitige  Festlegung  vermeidet,  trägt  sie  der 
Verschiedenheit  der  Einzelfälle  und  damit  den  Bedürfnissen  der 
Praxis  am  besten  Rechnung.  Daß  übrigens  die  Bedenken,  die 
gegen  die  Zuständigkeit  der  Kommission  geltend  gemaclit  wurden, 
nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung  seien,  hat  der  Hnller 
Fall  bewiesen,  in  dem  die  Kommission  die  Sprachen  selbst  be- 
stimmte.'^) 

§  7- 

Agenten  und  Rechtsbeistände. 
I. 

Art.  9  des  britisch-f  ranzösisch  en  En  t  wurfs  lautete: 

„Les  Parties  ont  le  droit  de  nommer  aupres  de  la  Commis- 
sion d'enquete  des  delegues  ou  agents  speciaux  avec  la  mission  de 
les  representer  et  de  servir  d'intermediaires  entre  elles  et  la  Com- 
mission. 


')  vgl.  hierüber  (bezüglich  des  Schiedsgerichts)  Meurer  I  322. 
3)  Reglement  lit.  B.  Ziff  10  (A.  et  D.  II  927). 
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Elles  sont,  en  outre,  autorisees  d  charger  de  la  defense  de 
leurs  droits  ou  interets,  devant  la  Commission,  des  conseils  ou 
avocats  nommes  par  elles  ä  cet  effet. 

„Les  noms  des  agents  et  cotiseils  designes  par  chaque  Partie 
doivent  etre  notifies  d  la  Commission  ainsi  qu'  ä  Vautre  Partie." 

Der  russische  Entwurf  faßte  sich  kürzer  und  präg- 
nanter; er  bestimmte  in  Art.  12: 

„Chaque  Partie  sera  representee  devant  la  Commission  par 
un  agent  qui  servira  d'intermediaire  entre  celle-ci  et  le  Gouver- 
nement qui  Vaura  nomme, 

La  nomination  des  conseils  pour  la  defeme  de  leurs  intSrets 
est  laissee  d  Fappreciation  des  Parties/^ 

II. 

Diese  beiden  Artikel  wurden  vom  Prüfungsausschuß 
in  seiner  3.  Sitzung  i)  zur  Beratung  gezogen. 

Zunächst  äußerte  Fromageot,  die  Bestimmungen  des 
britisch-französischen  Entwurfs  seien  durch  Art.  37  des  bishe- 
rigen Abkommens  beeinflußt.  Des  weiteren  erinnerte  er  daran, 
daß  im  Huller  Fall  eine  gewisse  Unsicherheit  über  die  Rolle 
der  Agenten  geherrscht  habe;  es  sei  zweifellos  wünschenswert, 
bestimmt  festzulegen,  daß  der  Agent  Vertreter  seiner  Regie- 
rung sei. 

Hierauf  ergriff  v.  Martens  das  Wort.  Er  führte  aus,  im 
Grunde  genommen,  stimme  der  russische  Entwurf  mit  dem  bri- 
tisch-französischen überein;  es  müsse  jedoch  Nachdruck  darauf 
gelegt  werden,  daß  die  Agenten  vor  den  Untersuchungskom- 
missionen eine  wesentliche  Rolle  spielten,  während  die  Zuziehung 
von  Rechtsbeiständen  oder  Anwälten  entbehrlich  und  daher  dem 
Ermessen  der  Parteien  zu  überlassen  sei. 

Fromageot  erwiderte  hierauf,  zwischen  den  beidersei- 
tigen Vorschlägen  bestehe  ein  mehr  als  formeller  Unterschied ; 
der  russische  Entwurf  sei  mehr  obligatorisch  gefaßt. 

Nunmehr  erklärte  v.  Martens,  da  er  sich  hinsichtlich  des 
fakultativen  Charakters  der  Bestimmung  mit  der  französischen 


')  A.  et  D.  II  391. 
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und  der  britischen  Abordnung  im  Einverständnis  befinde,  sö 
schließe  er  sich  deren  Fassung  an. 

Sodann  wünschte  Lammaschi)  die  Streichung  des  Wortes 
„defense^'  im  britisch-französischen  Vorschlag,  weil  dieser  Aus- 
druck das  Verhältnis  der  beiden  streitenden  Mächte  in  ein  fal- 
sches Licht  rücke.  Fromageot  suchte  dies  mit  sprachlichen 
Gründen  zu  widerlegen;  jedoch  leistete  nach  kurzer  Debatte  der 
Prüfungsausschuß  der  Anregung  Folge  und  setzte  an  Stelle  der 
Wendung  „charger  de  la  defense  de  leurs  droits  ou  interets^^  die 
Worte  „charger  dU'xposer  et  de  soidenir  leurs  appreciations" . 

Der  endgültige  Entwurf  des  Prüfungsausschusses  wies  noch 
einige  weitere  Änderungen  des  britisch-französischen  Artikels 
auf :  In  Abs.  1  waren  die  Worte  „delegues  ou"  gestrichen,  in 
Abs.  2  an  Stelle  des  Wortes  „appreclations"  der  Ausdruck 
„interets"  gesetzt;  Abs.  3  war,  wohl  als  selbstverständlich,  ganz 
weggelassen. 

Der  Artikel  hatte  sonach  jetzt  folgenden  Wortlaut: 

„Les  Parties  ont  le  droit  de  nommer  aupres  de  la  Commis- 
sion  des  agents  speciaux  avec  la  mission  de  les  representer  et  de 
servir  d'intermediaires  entre  Elles  et  la  Commission. 

Elles  sont,  en  outre,  aidorisee  d  charger  des  conseils  ou  avocats, 
nomm.es  par  Elles,  d'exposer  et  de  soutenir  leurs  interets  devant 
la  Commission." 

In  dieser  Fassung  wurde  der  Artikel  von  Kommission 
und  Plenum  debattelos  angenommen. 

III. 

Wie  bereits  erwähnt,  lehnt  sich  die  Bestimmung  (Art.  14 
des  Abkommens)  an  den  bisherigen  Art.  37  (jetzt  Art.  62  Abs. 
1  und  2)  an.  Es  ist  jedoch,  wie  G uill au me  im  Kommissions- 
bericht 2)  hervorhob,  durch  die  abweichende  Fassung  des  2.  Ab- 
satzes dem  Unterschied  zwischen  Untersuchungskom- 
mission und  Schiedsgericht  Rechnung  getragen. 


»)  A.  et  D.  I  392. 
2)  A.  et  D.  1  4ö5. 
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im  wesentlichen  ist  aber  die  Aufgabe  der  Agenten 
undRechtsbeistände^)  vor  den  Untersnchungskommissionen 
die  gleiche  wie  vor  dem  Schiedsgericht. 

Die  Agenten  sind  in  erster  Linie  die  Vertreter  ihrer 
Regierungen;  ihre  Erklärungen  gelten  somit  als  von  ihrer  Re- 
gierung selbst  abgegeben.  Naturgemäß  umfaßt  ihre  Vertretungs- 
funktion auch  die  Tätigkeit  der  Rechtsbeistände  l^vgl.  auch  Art 
21,  25  und  26,  welche  die  Agenten  und  Rechtsbeistände  einan- 
der gleichstellen).  Für  letztere  wird  daher  in  manchen  Fällen 
neben  Agenten  kein  Raum  sein. 

In  zweiter  Linie  dienen  die  Agenten  als  Mittelspersonen 
zwischen  ihrer  Regierung  und  der  Untersuchungskommission ; 
sie  haben  also  für  die  gegenseitige  Zustellung  von  Schriftstücken 
(Beweismaterial,  Anträgen,  Erklärungen)  Sorge  zu  tragen. 

Die  Rechtsbeistände  oder  Anwälte  haben  (neben 
den  Agenten)  die  Stellung  von  Prozeßbevollmächtigten^) ;  sie 
nehmen  die  Interessen  der  Parteien  wahr,  indem  sie  die  Kom- 
mission auf  wichtiges  Beweismaterial  aufmerksam  machen,  den 
Beweisaufnahmen  beiwohnen  (Art.  21,  25  Abs.  2),  bei  den 
Zeugenvernehmungen  die  Vorlegung  sachdienlicher  Fragen  ver- 
anlassen (Art.  26  Abs.  8)  und  schriftliche  Vorlagen  (im  Sinne 
des  Art.  29)  ausarbeiten. 

Zu  den  Parteien  stehen  die  Agenten  und  Rechtsbeistände 
im  Auftragsverhältnis. 

Die  Konvention  liat  übiigens  weder  die  Bestellung  von 
Agenten  noch  die  Zuziehung  von  Rechtsbeiständen  für  obliga- 
torisch erklärt.  Die  Parteien  sind  hiezu  nur  berechtigt,  nicht 
aber  verpflichtet.  Machen  sie  von  ihrem  Rechte  keinen 
Gebrauch,  so  werden  die  Aufgaben  des  Agenten  und  des  Rechts- 
beistandes auf  diplomatischem  Wege  erledigt.  Dies  würde  aller- 
dings eine  ganz  wesentliche  Verschleppung  des  Verfahrens  mit 
sich  bringen  ;  es  wird  daher  das  praktische  Bedürfnis  nach  mög- 
lichster Beschleunigung  des  Verfahrens  die  Bestellung  von 
Agenten  wohl  zur  ausnahmslosen  Regel  machen. 

^)  ^S^'  zu  dem  folgenden  Meurer  I  317. 

^)  Allerdings  nicht'  im  Sinne  des  §  85  Z.  P.  0. :  man  könnte  sie  vielleicht 
eher  mit  unseren   ..Beiständen"  (§  90  Z.  P.  Ö.)  vergleichen.    Die  eigentlichen 

„l'rozeljbCN  oUinüvliiigUMi"  sind  die  Anciitoii. 
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Die  Inkompatibili  tätsf  rage  ist  bei  den  Untersnchungs- 
kommissionen  mit  Recht  nicht  aufgerollt  worden ;  hier  eine 
Bestimmung  im  Sinne  des  Art.  62  Abs.  3  treffen  zu  wollen, 
hieße  doch  die  Ängstlichkeit  zu  weit  treiben. 

§  8. 

Die  Bureaugeschäfte. 
I. 

Der  britisch-französische  Entwurf  regelte  die  Frage, 
wie  die  Bureaugeschäfte  zn  erledigen  seien,  in  den  Art.  10  u.  11. 
Er  unterschied  zwei  Eventualitäten. 

Art.  10  sah  den  Fall  vor,  daß  die  Kommission  ihren  Sitz 
im  Haag  habe;  der  Artikel  lautete: 

,,Lr  Bureau  International  de  la  Cour  immanente  d^arbitrage 
sert  de  (/reffe  aux  Commissions  qui  siegent  d  La  Haije,  et  est 
autori.se  d  niettre  ses  locaux  et  son  Organisation  d  la  disposition 
des  Etats  signataires  pour  le  fondionnement  de  la  Commission 
d^enquete.''' 

Für  die  übrigen  Fälle  bestimmte  Art.  11: 

,^Si  la  Commissio)i  siege  ailleurs  qu^  d  La  Haye,  un  Secretariat- 
General  servant  de  greffe  d  la  Commission  est  nomme  par  eile. 

Le  greffe  est  charge,  sous  V  autorite  du  President^  de  Vorga- 
nisation  materielle  des  seances  de  la  Commission,  de  la  redaction 
des  proces-verbaux  et  de  la  garde  des  archives  pendant  le  temps 
de  V  enquete. 

II  s'assure  des  stenographes  et  tradudeurs  nScessaires." 

II. 

In  der  3.  Sitzung  des  Pr  üf  ungs  a  us  sc  hu  s  s  es  i)  wurde 
zunächst  Art.  10  des  britisch-französischen  Entwurfs  debattelos 
angenommen. 

Im  endgültigen  Entwurf  des  Prüfungsausschusses  war  der 
Artikel  jedoch  anders  gefaßt;  die  Wendung  ,^est  autorise  d  mettre'^ 
»)  A.  et  D.  II  392. 
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war  durch  das  Wort  „mettra''''  ersetzt.  An  Stelle  einer  bloßen 
Ermächtigung  trat  also  eine  Verpflichtung  des  Internationalen 
Bureaus,  den  im  Haag  tagenden  Untersuchungskommissionen 
ihr  Geschäftslokal  und  ihre  G-eschäftseinrichtuno^en  zur  Ver- 
fügung  zu  stellen. 

Eingehender  wie  mit  Art.  10  befaßte  sich  der  Prüfungs- 
ausschuß mit  Art.  11. 

Zunächst  erhielt  auf  Vorschlag  von  Asser^)  Abs.  1  fol- 
genden Wortlaut : 

„Si  Ja  Commission  siege  ailleurs  qu'  d  La  Haye,  eile  nomme 
un  Secretaire  dont  le  bureau  sert  de  greffe/^ 

Der  Entwurf  des  Prüfungsausschusses  setzte  an  Stelle  des 
Wortes  „Secretaire"  den  Ausdruck  ..Secretaire-Geveral." 

Weiterhin  wurde  auf  Anregung  des  Österreichers  Lam- 
masch,!) der  eine  Vereinigung  der  Archive  aller  Untersu- 
chungskommissionen im  Haag  wünschte,  der  Schluß  von  Abs.  2 
geändert;  er  lautete  jetzt:  „.  . .  et  poidant  le  lemps  de  Venquete, 
de  la  garde  des  archives  qui  seront  ensnite  verses  au  Bureau 
hiternational  de  la  Haye.^^ 

Den  3.  Absatz  von  Art.  11  wollte  Asser 2)  gestrichen 
haben. 

Fromageot  versuchte  ihn  damit  zu  rechtfertigen,  daß 
die  Ernennung  der  amtlichen  Stenographen  und  Übersetzer 
durch  den  Bureauvorstand  deren  Unparteilichkeit  in  hohem 
Grade  gewährleisten  würde. 

Bourgeois  meinte  indessen,  es  entspreche  mehr  der 
Billigkeit,  wenn  jeder  Agent  oder  jede  Partei  ihre  eigenen 
Stenographen  mitbringen  würden  ;  wenn  deren  Aufzeichnungen 
nicht  miteinander  übereinstimmten,  so  würde  ohne  Zweifel  die 
Kommission  das  Eecht  haben,  hierüber  zu  entscheiden. 

Nach  weiterem  Meinungsaustausch  wurde  Abs.  3  ge- 
stri  c  h  e  n. 

Die  beiden  Artikel  wurden  von  Kommission  und  Plenum 
ohne  weiteres  genehmigt. 


•)  A.  et  D.  II  393. 
2)  A.  et  D.  II  393. 
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Die  Erledigung  der  Bureaugeschäfte  ist  durch  das  Ab- 
kommen (Art.  15  und  16)  in  befriedigender  Weise  geregelt. 

Von  praktischer  Bedeutung  ist  vor  allem  Art.  15,  der  in 
Anlehnung  an  Art.  22  Abs.  1  und  Art.  26  Abs.  1  des  bisherigen 
Abkommens  den  im  Haag  tagenden  Untersuchungskommiasionen 
die  Tätigkeit,  das  Geschäftslokal  und  die  G-eschäftseinrichtungen 
eines  wohlorganisierten  Bureaus  zur  Verfügung  stellt. 

Damit  ist  die  Anregung,  die  der  englische  Bevollmächtigte 
Pauncefote  bereits  auf  der  I.  Haager  Konferenz  gegeben  hatte,  2) 
verwirklicht  worden. 

Der  Wirkungskreis  des  Internationalen  Bureaus  ergibt  sich 
aus  Art.  43  Abs.  2  des  Abkommens.  Seine  Aufgaben  sind 
danach  die  gleichen  wie  die,  welche  Art.  16  Abs.  2  dem  Vor- 
stande des  besonders  gebildeten  Bureaus  zuweist:  Abfassung 
der  Protokolle,  Vorbereitung  der  Sitzungen  und  Aufbewahrung 
des  Archivs. 

Sehr  begrüßenswert  ist  schließlich  die  Bestimmung,  daß 
die  Archive  aller  Kommissionen  an  das  Internationale  Bureau 
des  Ständigen  Schiedshofs  zum  Zwecke  vereinigter  Aufbewah- 
rung abgegeben  werden  sollen.  Möge  in  nicht  zu  ferner  Zukunft 
eine  recht  staatliche  Archivsammlung  von  der  segensreichen 
Wirksamkeit  der  UntersuchQugskommissionen  rühmendes  Zeug- 
nis ablegen  1 


')  ArK  43  Abs.  2  und  Art.  47  Abs.  1  des  revid.  Abkommens. 
2)  Meurer  I  260. 


II.  Abschnitt. 


Das  Verfahren  der  Untersuchungskommissionen. 

§  9- 

Der  Charakter  der  Prozeßordnung. 

Neben  der  Verfassung  der  Untersuchungskommissionen  war 
es  vor  allem  deren  Verfahren,  welches  die  Aufmerksamkeit  der 
II.  Haager  Friedenkonferenz  in  Ansprach  nahm.  Auf  diesem 
Gebiete  hatte  das  friedensrechtliche  Abkommen  von  1899  fast 
gar  keine  Bestimmung  getroffen ;  es  galt  nun  diese  Lücke  aus- 
zufüllen und  eine  Prozeßordnung  zu  schaffen. 

Zunächst  war  die  Frage  zu  lösen,  welchen  Charakter 
diese  Prozeßordnung  tragen  sollte. 

Der  französische,  der  russische  und  der  englische 
Entwurf  stimmten  in  diesem  Punkte  überein;  sie  gingen  sämt- 
lich von  dem  Grundgedanken  aus,  daß  die  prozessualen  Vor- 
schriften der  Konvention  nur  dann  Anwendung  finden  sollten, 
wenn  die  Parteien  nichts  anderes  vereinbarten,  daß  sie  also  nur 
subsidiäre  Bedeutung  haben  sollten. 

Besonders  klar  brachte  dies  der  englische  Entwurf  zum 
Ausdruck;  er  bestimmte  in  Art.  10: 

defaut  d'un  accord  special  dans  la  Convention  d' enquete, 
les  regles  suivantes  seront  applicables  d  la  procedure  de  la  Com- 
mission/' 

Diese  Vorschrift  wurde  ergänzt  durch  Art.  22,  welcher 
lautete : 

,,1x1  Commission  etablira  elle-meme  les  dt^tails  de  la  procedure 
qui  ne  sont  pas  rSgles  par  la  Convention  d^enquete  ou  par  les 
regles  ci-dessiis/^ 

Weniger  deutlich  ergab  sich  der  Gedanke  der  Subsidiarität 
aus  den  Entwürfen  Frankreichs  und  Rußlands. 


-  47  - 


Aus  dem  französischen  Entwurf  ließ  er  sich  nur  mittelbar 
dadurch  schließen,  daß  Art.  2  den  Parteien,  Art.  7  der  Kom- 
mission das  Recht  einräumte,  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
zu  treffen.  Besonders  aber  gab  der  russische  Entwurf  zu  Zwei- 
feln AnL^ß.  Abs.  1  von  Art.  14  gewährte  der  Kommission  die 
Befugnis,  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  festzusetzen  ;  die 
Regeln,  die  Abs.  2  in  9  Ziffern  zusammenfaßte,  sollten  ihr  hie- 
bei  als  „Leitsätze"  (principes  d  suivre)  dienen.  Von  einem  Recht 
der  Parteien  aber,  das  Verfahren  zu  ordnen,  war  im  russischen 
Entwurf  nicht  die  Rede;  Art.  10  sprach  vielmehr  lediglich  von 
einer  Vereinbarung  der  streitenden  Teile,  welches  deren  „Ein- 
verständnis mit  den  folgenden  Verfahrensregeln"  feststelle. 

Indessen  brachten  die  Reden,  welche  Fromageot  und 
V.  Martens,  die  Verfasser  des  französischen  und  des  russischen 
Entwurfs,  in  der  4.  Sitzung  der  I.  Subkommission  hielten,  i) 
völlige  Klarheit  darüber,  daß  beide  Entwürfe  den  streitenden 
Mächten  volle  Freiheit  in  der  Gestaltung  des  Verfahrens  lassen 
wollten.  Immerhin  kam  das  Prinzip  der  Subsidiarität  in  den 
beiden  Entwürfen  nur  unvollkommen  zum  Ausdruck. 

Diesem  Mangel  wollte  der  Vorschlag  Italiens  abhelfen, 
der  dahin  ging,  dem  Art.  2  des  französischen  Entwurfs  folgen- 
den Absatz  anzufügen: 

„  Toutes  les  regles  ä  suivre  par  les  Commissions  internationales 
d'enquete  en  tant  qu^elles  ne  sont  pas  fixees  entre  les  Parties  par 
la  Convention  speciale  sont  determinees  par  la  Commission  elle-meme. 
Neanmoins  Vadoption  des  dispositlons  contenues  dans  le  present 
reglement  est  recommandee  aux  Commissions  pour  facüiterleurtdche/^ 

Dieser  Vorschlag  brachte  allerdings  die  Subsidiarität  der 
Verfahrensregeln  unzweideutig  zum  Ausdruck.  Er  ging  aber 
noch  weiter  als  die  bisher  genannten  Entwürfe,  zum  mindestens 
als  der  englische  und  der  russische  Vorschlag;  denn  diese  woll- 
ten zwar  den  Parteien  in  der  Regelung  des  Verfahrens  völlig 
freie  Hand  lassen,  die  Kommission  selbst  aber  sollte,  wie  sich 
aus  Art.  22  des  englischen  und  Art.  14  des  russischen  Entwurfs 
ergab,  an  die  im  friedensrechtlichen  Abkommen  aufgestellten 
Normen  gebunden  sein'-^);  nach  dem  italienischen  Vorschlag  hin- 

«)  S.  u.  Seite  48  f. 

Der  französische  Entwurf  ließ  diesen  Funkt  ganz  im  unklaren. 
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gegen  sollten  diese  Regeln  auch  für  die  Kommission  keine 
Schranke,  sondern  nnr  nützliche  Anhaltspunkte  bilden. 

Den  gleichen  Zweck  wie  der  italienische  Vorschlag,  nämlich 
die  Betonung  des  fakultativen  Charakters  der  Prozeßordnung, 
verfolgte  auch  der  Vorschlag  der  Niederlande.  Dieser 
ging  jedoch  weniger  weit;  er  nahm  vielmehr  ungefähr  den 
Standpunkt  des  englischen  Entwurfs  ein,  indem  er  empfahl,  nach 
Art,  24  des  französischen  Vorschlags  folgenden  Artikel  einzu- 
schalten : 

„II  est  hien  cntendu  que  les  articles  8 — 13  et  15 — 21  ne  seront 
apj)Ucables  ä  la  procedure  devant  la  Commission  d'enquete  qu^en 
tant  que  les  Parties  ne  sont  pas  convemies  d'autre  regles  dans  la 
Convention  speciale  d'enquHe." 

Gleichzeitig  ging  allerdings  dieser  Vorschlag  in  der  ent- 
gegengesetzten Richtung  über  alle  andern  Vorschläge  hinaus; 
er  wollte  einige  Prozeßvorschriften  des  französischen  Entwurfs 
schlechthin  obligatorisch  gestalten,  nämlich  den  Art.  14  (die 
Unterstützungspflicht  der  Parteien),  die  Art.  22—24  (die  Be- 
stimmungen über  den  Bericht)  und  den  Art.  25  (die  Verteilung 
der  Kostenlast). 

II. 

Einen  interessanten  Uberblick  über  die  prinzipielle  Stellung 
der  einzelnen  Entwürfe  zu  der  Regelung  des  Verfahrens  gewährte 
die  4.  Sitzung  der  I.  Subkommission  i),  in  der  die  Verfasser  der 
eingereichten  Vorschläge  deren  Grundgedanken  hervorhoben 
und  zum  Teil  motivierten. 

Vor  allem  war  es  Fromageoti),  der  in  längeren  Aus- 
führungen die  leitenden  Ideen  des  französischen  Entwurfes  klar 
beleuchtete  und  scharfsinnig  begründete.  Uber  die  Frage  des 
Verfahrens  führte  er  ungefähr  folgendes  aus: 

„Im  Abkommen  von  1899  finden  sich  nur  wenige  Bestimmungen  über  die 
Untersuchungskommissionen. 

Die  Fragen,  welche  sich  hinsichtlich  der  Organisation,  der  Tätigkeit  und 
des  Verfahrens  der  Kommissionen  erheben,  sind  darin  zum  größten  Teil  mit 


')  A.  et  D.  II  219  ff.  —  Der  niederländische  Delegierte  Beaufort  sprach 
sich  allerdings  über  das  Verfahren  nicht  aus. 
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Stillschweigen  übergangen  oder  durch  bloßen  Hinweis  auf  die  Vereinbarung  detf 
streitenden  Teile  erledigt. 

Insofern  enthält  wohl  das  Werk  der  I.  Friedenskonferenz  eine  Lücke,  die 
übrigens  die  Erfahrung  schon  fühlbar  gemacht  hat. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  aber  die  Erfahrung  auch  gelehrt,  daß  gerade 
der  geschmeidige  Wortlaut  des  bisherigen  Abkommens  dessen  Anwendung  auch 
in  den  heikelsten  Fällen  ermöglichte. 

Man  muß  daher  einem  solchen  AVerke  gegenüber  mit  Änderungen  sehr 
vorsichtig  sein  und  sich  darauf  beschränken,  den  Untersuchungskommissionen, 
wie  sie  bisher  waren,  leichteren  Zugang  und  sichrere  Tätigkeit  zu  verschaffen. 

Dieser  Absicht,  gleichzeitig  fortzuschreiten  und  das  Alte  zu  bewahren, 
soll  der  französische  Entwurf  dienen. 

Vor  allem  wäre  es  nützlich,  wenn  die  Haager  Konvention,  ohne  die  voll- 
kommene Freiheit  der  Parteien  irgendwie  zu  berühren,  deren  Aufmerksamkeit 
in  schärferer  Weise  auf  die  verschiedenen  Fragen  lenken  würde,  die  im  Unter- 
suchungsabkommen zu  entscheiden  sind,  ohne  daß  der  glatte  und  schnelle  Gang 
der  Untersuchung  darunter  leiden  dürfte. 

Unter  diesen  Fragen  gibt  es  nicht  nur  solche,  die  mit  den  jeweiligen  Um- 
ständen förmlich  verknüpft  sind,  sondern  auch  solche  von  ganz  allgemeinem 
Charakter;  es  wäre  daher  des  weiteren  empfehlenswert,  wenn  die  Konvention 
bezüglich  dieser  letzteren  einige  leicht  anwendbare  Grundsätze  enthielte,  die  die 
Parteien  sicherlich  abändern  dürften,  auf  die  sie  aber  auch  in  ihrem  Abkommen 
einfach  verweisen  könnten. 

Besonders  hinsichtlich  des  Verfahrens  wäre  eine  solche  Verweisung 
vorteilhaft. 

Ebenso  wie  auf  dem  Gebiete  der  Schiedssprechung  lehrt  auch  hier  die 
Erfahrung,  daß  man  Gefahr  läuft,  die  Schwierigkeiten  eines  Abkommens  außer- 
ordentlich zu  steigern,  wenn  man  mit  diesem  die  Notwendigkeit  verbindet,  die 
Kegeln  des  Verfahrens  festzusetzen.  Eine  derartige  Sachlage  wird  oft  zu  dem 
Ergebnis  führen,  daß  das  Abkommen  seinerseits  auf  die  Kommission  verweist,  ') 
und  diese  zweite  Verweisung  bringt  nicht  weniger  Nachteile  mit  sich  wie  die 
erste.  Sind  die  Kommissare  nicht  rechtskundig,  so  sind  sie  der  Gefahr  ausge- 
setzt, auf  ernste  Schwierigkeiten  zu  stoßen ;  sind  sie  rechtskundig,  so  erleiden 
sie  doch  einen  bedeutenden  Zeitverlust.  Wenn  man  auch  anerkennen  muß,  daß 
für  die  Festsetzung  der  Einzelheiten,  die  mit  den  Tatumständen  eng  zusammen- 
hängen, eine  ausreichende  Kompetenz  der  Kommission  notwendig  ist,  so  darf 
man  doch  jedenfalls  annehmen,  daß  es  für  sie  oft  gefährlich  sein  kann,  zwecks 
Kegelung  eines  Einzelfalles  prinzipielle  Fragen  lösen  zu  müssen." 

Nach  Aufzählung  einiger  Punkte,  die  zur  Regelung  im 
Haager  Abkommen  geeignet  seien,  betonte  Fromageot  noch- 
mals, daß  die  Verbesserungsvorschläge  des  französischen  Ent- 


')    Vgl,   hiezu    Art.   3    des    Untersuchungsabkommens    im    HuUer  Fall 
(Meurer  I  159). 
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wurfs  an  dem  allgemeinen  Charakter  der  bestehenden  Institution 
nichts  ändern,  sondern  nur  deren  Tätigkeit  erleichtern  sollten, 
um  sie  eher  zugänglich  zu  machen. 

Nach  Fromageot  kam  der  russische  Bevollmächtigte 
V.  Martens  zum  Wort,  i)  Er  bemerkte  hinsichtlich  des  Ver- 
fahrens, der  russische  Entwurf  wolle  dieses  vereinfachen.  Selbst- 
verständlich stünde  es  den  Parteien  völlig  frei,  das  Verfahren 
nach  ihrem  Gutdünken  zu  gestalten;  damit  aber  die  Unter- 
suchungskommissionen im  Notfalle  schnell  in  Tätigkeit  treten 
könnten,  sei  es  gut,  im  voraus  einige  allgemeine  Grundsätze 
festzulegen;  das  Wesentliche  sei  eben  Zeit  zu  gewinnen;  man 
müsse  einen  vollständig  fertigen  und  sehr  einfachen  Kodex 
haben,  der  zur  sofortigen  Benützung  geeignet  sei,  falls  die  Mächt©, 
deren  Hoheitsrechte  unberührt  blieben,  sich  für  seine  Anwendung 
entschieden. 

Weiterhin  begründete  Tornielli^)  den  italienischen  Vor- 
schlag: dieser  wolle  den  Kommissionen  in  weitestem  Umfang 
die  Möglichkeit  gewähren,  das  Verfahren  den  Erfordernissen 
des  Einzelfalles  anzupassen ;  man  würde  auf  diesem  Wege  den 
Schwierigkeiten  vorbeugen,  die  sich  ergeben  würden,  wenn  sich 
nachweisen  ließe,  daß  die  Kommission  die  von  der  Konferenz 
vorgeschriebenen  Verfahrensregeln  nicht  in  allen  Punkten  be- 
folgt habe. 

Der  englische  Delegierte  Sir  Edward  Fry2)  erklärte 
sodann  u.  a.  mit  kurzen  Worten,  einer  der  Hauptzwecke  des 
britischen  Entwurfs  sei  die  Schaffung  einer  Prozeßordnung,  die 
beim  Fehlen  anderweitiger  Festsetzungen  unmittelbar  An- 
wendung finden  könnte.  Zugleich  stellte  er  eine  Verschmelzung 
des  französischen  und  des  britischen  Vorschlags  in  Aussicht. 

Der  einheitliche  b  ritisch -französ  isch  e  Entwurf,  der 
in  der  1.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses  eingereicht  wurde, 
entsprach  in  den  Art.  B  und  8  inhaltlich  den  Art.  10  und  22 
des  zurückgezogenen  englischen  Entwurfs. 


M  A.  et  D.  II  221  f. 
A.  et  1'.  II  22a. 
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Art.  3  lautete: 

„E7i  vue  de  faciUter  Vinstitidioii  et  le  fonctionnement  des 
Commissions  internationales  d^enquete,  les  Puissances  signataires 
ont  arrete  les  regles  suivantes  qui  seront  applicables  d  la  proc^- 
dure  d^enquete,  en  tant  qiie  les  Parties  ne  seront  pas  convenues 
d'ßutres  reglest' 

Nach  dieser  Bestimmung,  die  sich  teilweise  wörtlich  an 
Art.  30  der  Schiedsprozeßordnung  von  1899  anlehnte,  sollte  also 
in  erster  Linie  das  Untersnchungsabkommen  für  das  Verfahren 
maßgebend  sein;  in  den  Punkten  aber,  über  die  die  streitenden 
Teile  keine  Vereinbarung  getroffen  hätten,  sollten  die  Normen 
des  friedensrechtlichen  Abkommens  Anwendung  finden;  sie 
sollten  ohne  weiteres,  auch  ohne  ausdrückliche  Rezeption  von 
selten  der  Parteien,  für  die  Kommission  bindend  seini).  Dieser 
selbst  war  erst  in  dritter  Linie  durch  Art.  8  eine  gewisse  Kom- 
petenz eingeräumt. 

Art.  8  bestimmte  nämlich: 

„La  Commission  reglera  les  details  de  la  procedure  non 
prevus  dans  la  Convention  speciale  d^enquete  ou  clans  la  presente 
Convention  et  procedera  d  toutes  les  formalites  que  comporte 
V  administration  des  preuves.'^ 

III. 

Bereits  in  der  2.  Sitzung  des  Prüfung sausschuss  es, 
deren  Verhandlungsstoff  an  sich  die  Verfassung  der  Untersu- 
chungskommissionen betraf,  kam  es  zu  verschiedenen  Erörterungen 
über  die  Regelung  des  Verfahrens  im  allgemeinen. 

So  erhob  gelegentlich  der  Beratung  über  die  Frage  der 
Beisitzer 2)  der  russische  Bevollmächtigte  v.  Martens  gegen 
den  britisch-französischen  Entwurf  die  Einwendung,  dieser  sei 
in  den  entgegengesetzten  Fehler  verfallen  wie  die  Konvention 
von  1899;  letztere  enthalte  zu  wenig,  ersterer  zu  viele  Bestim- 
mungen über  das  Verfahren.  Es  sei  doch  überraschend,  daß 
das  bisherige  Abkommen  für  die  Schiedssprechung  nur  2—3 
Prozeßregeln   aufgestellt   habe,    während  hier  für   die  Unter- 


')  Vgl.  Meurer  I  294  (betr.  Art.  30  des  Abkommens  von  1899). 
2j  A.  et  D.  II  384. 
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suchnngskommissionen,  die  doch  keine  richterliche  Funktion 
hätten,  ein  Kodex  ausgearbeitet  werde. 

Diesem  Vorwurf  trat  Sir  Edward  Fry  entgegen.  Er 
führte  aus:  Die  im  britisch-französischen  Entwurf  enthaltenen 
Prozeßregeln  seien  gemäß  Art.  3  nur  fakultativ  und  kämen  nur 
dann  zur  Anwendung,  wenn  die  Regierungen  nichts  anderes 
vereinbarten.  Der  Huller  Fall  habe  gelehrt,  daß  alle  diese 
Bestimmungen  notwendig  seien ;  hievon  solle  man  doch  Nutzen 
ziehen.  Es  handle  sich  nicht  um  die  Auferlegung  einer  Ver- 
pflichtung, sondern  um  einen  Dienst,  den  man  den  Unter- 
suchungskommissionen erweise,  indem  man  ihnen  die  Ent- 
scheidung über  das  Verfahren  erspare. 

Hingegen  stellte  sich  der  italienische  Bevollmächtigte 
Fusinatoi)  ^^^f  ^{^  Seite  des  russischen  Delegierten.  Er  fand 
ebenfalls,  daß  der  britisch-französische  Entwurf  zu  sehr  ins 
einzelne  gehe ;  auch  gab  er  der  Befürchtung  Ausdruck,  die 
Fassung  des  Entwurfes  möchte  den  Prozeßregeln  mindestens  den 
Anschein  des  Obligatorischen  für  alle  die  Fälle  verleihen,  in 
denen  sie  im  Untersuchungsabkommen  nicht  ausdrücklich  abge- 
lehnt seien.  Des  weiteren  machte  er  geltend,  es  bestehe  die 
ernste  Grefahr,  daß  eine  Partei  den  Bericht  für  nichtig  erkläre 
unter  Berufung  darauf,  daß  eine  der  allzu  zahlreichen  Prozeß- 
regeln verletzt  worden  sei.  Aus  diesen  Erwägungen  zog  Fusi- 
nato  den  Schluß,  es  sei  klüger,  im  Sinne  des  italienischen  Vor- 
schlags diese  Regeln  bloß  zu  empfehlen. 

Dieser  Vorschlag  wurde  am  Schlüsse  der  2.  Sitzung  zur 
Beratung  gezogen.  2) 

Fusinato  beantragte  unter  nochmaligem  Hinweis  auf  die 
Gefahr  der  Nichtigkeitserklärung,  im  britisch-französischen  Ent- 
wurf den  Art.  3  zu  streichen  und  dafür  an  Art.  2  den  von 
Italien  vorgeschlagenen  Absatz  3)  anzufügen. 

Dem  gegenüber  verteidigte  Fromageot  den  britisch- 
französischen Entwurf,  indem  er  ausführte,  der  Art.  3  wieder- 
hole nur  den  ersten  Artikel  der  Prozeßordnung  für  die  Schieds- 


A.  et  D.  11  385. 
2)  A.  et  D.  II  387. 
•■')  S.  o.  Seite  47. 
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gerichte ;  nach  seiner  Ansicht  sei  allen  Wünschen  Rechnung 
getragen  durch  die  Schlußworte  „en  tant  qne  les  Parties  en  liUge 
ne  seront  pas  convemies  dUiutres  regles/^ 

Eine  kräftige  Stütze  fand  Fromageot  im  Präsidenten 
Bourgeois,  der  sich  dahin  äußerte,  die  Gefahr  einer  Nichtig- 
keitserklärung würde  immer  bestehen  bleiben,  da  böswillig© 
Parteien  sich  ebensowohl  wie  auf  die  Übertretung  von  Konven- 
tionsbestimmungen auch  auf  die  Verletzung  von  Prozeßregeln 
stützen  könnten,  die  die  Kommission  selbst  aufgestellt  habe. 

Nunmehr  machte  der  belgische  Delegierte  Baron  Guil- 
laume^)  einen  vermittelnden  Vorschlag;  er  regte  an,  in  Art.  3 
des  britisch-französischen  Entwurfs  an  Stelle  der  Wendung  „ont 
arräc  les  regles"  die  Worte  „072t  recommande"  zu  setzen;  nichts 
sei  einfacher  und  klarer. 

Hingegen  sprach  sich  der  deutsche  Bevollmächtigte  Kriege 
für  unveränderte  Annahme  des  Art.  3  aus. 

Nach  einer  Bemerkung  des  Delegierten  v.  Martens,  der 
drei  Arten  von  prozessualen  Bestimmungen  unterschied,  die  der 
allgemeinen  Konvention,  die  des  Untersuchungsabkommens  und 
die  der  Kommission  selbst,  wurde  über  den  italienischen  Vor- 
schlag abgestimmt. 

Das  Ergebnis  war  die  Verwerfung  des  Antrags. 2) 

Dafür  stimmten: 

Ruy  Barbosa  (Brasilien),  v.  Martens  (Rußland)  und 
Fusinato  (Italien). 

Dagegen  stimmten: 

Bourgeois  (Frankreich),  Brown  Scott  (V.  St.  v.  xA.me- 
rika),  Kriege  (Deutschland),  Sir  Edward  F  ry  (Großbritannien), 
Mereyde  Kapos-Mere  (Österreich),  Lammasch  (Osterreich) 
und  Baron  Guillaume  (Belgien). 

Oliveira  (Portugal)  enthielt  sich  der  Stimme. 

Im  Verfolge  dieser  Entscheidung  wurde  Art.  3  des 
britisch-französischen  Entwurfes  angenommen;  jedoch 
wurden  die  Worte  ^/jnt  arret&^  durch  y^recommandent^^  ersetzt. 

In  der  endgültigen  Fassung  des  Entwurfes  lautete  der  Artikel: 


0  A.  et  D.  II  384. 
»)  A.  et  D.  II  388. 
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,^En  vue  de  facilUer  l'instituüon  et  le  fondionnemertt  des 
Commissions  biternationales  d'enquete,  les  Puissances  signataires 
recommandent  les  regles  suivantes  qid  seront  applicables  d  la  pro- 
cedure  d'enquäe  en  tant  que  les  Parties  adopteront  pas  d'autres 
regles/^ 

Eine  nochmalige  Erörterung  fand  der  allgemeine  Charakter 
der  Prozeßordnung  in  der  3.  Sitzung  des  Prüfungsaus- 
schusses, als  die  Bestimmungen  des  britisch-französischen  Ent- 
wurfes über  das  Verfahren  zur  Beratung  kamen.  ^) 

Zunächst  äußerte  Bourgeois,  diesmal  sei  es  der  russische 
Entwurf,  der  bestimmter  und  ausführlicher  sei,  da  dessen  Art.  14 
länger  sei  als  der  ihm  entsprechende  Art.  8  des  britisch- 
französischen Entwurfs. 

V.  Martens  bezeichnete  jedoch  diese  Ansicht  mit  Recht 
als  irrig;  der  Art.  14  des  russischen  Entwurfs  enthalte  für  sich 
allein  sämtliche  Pi-ozeßregeln,  während  im  britisch-französischen 
Vorschlag  die  Art.  8—27  dem  Verfahren  gewidmet  seien. 

Hierauf  ergriff  F  r  o  m  a  g  e  o  t  das  Wort.  Er  erinnerte  daran, 
daß  die  Kommission  im  HuUer  Fall  durch  die  mühsame  Aus- 
arbeitung einer  Prozeßordnung  kostbare  Zeit  verloren  habe.  Die 
französische  Abordnung  habe  einer  Wiederholung  dieser  Um- 
ständlichkeiten vorbeugen  wollen. 

Sodann  wies  er  darauf  hin,  daß  die  im  britisch-französi- 
schen Entwurf  enthaltenen  Regeln  nicht  auf  einen  Sonderfall 
Bezug  hätten,  sondern  in  jedem  Falle  anwendbar  seien,  und  daß 
ihre  Festlegung  in  der  Konvention  den  Regierungen  und  den 
Kommissionen  nützlich  sein  werde,  indem  sie  sie  der  Notwen- 
digkeit enthebe,  in  einem  mißlichen  Zeitpunkt  eiligst  prinzipielle 
Fragen  zu  entscheiden. 

Um'  dem  Wunsche  der  italienischen  Delegation  entgegen- 
zukommen und  den  fakultativen  Charakter  des  Art.  8  zu  betonen, 
beantragte  Fromageot  schließlich,  den  Art.  8  hinter  Art.  3 
zu  setzen. 

Dieser  Vorschlag  wurde  an  ge  n o  m  m  e  n.  2) 
Nunmehr  zog  V.  Martens  den  Art.  14  des  russischen 
Entwurfs  zurück.    Der  Prüfungsausschuß  beschloß  daraufhin, 

')  A.  et  1).  II  393. 
2j  A.  et  D   II  393. 
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ihren  Verhandlungen  den  britisch-französischen 
Entwurf  zu  gründe  zu  legen,  i) 

Von  Kommission  und  Plenum  wurden  die  Beratungs- 
ergebnisse des  Prüfungsansschusses  (Art.  17  und  18  des  Ent- 
wurfs) ohne  Debatte  unverändert  angenommen.  2) 

IV. 

Welchen  Charakter  trägt  nun  die  Prozeßordnung? 

Zunächst  läßt  Art.  17  keinen  Zweifel  darüber,  daß  für  das 
Verfahren  in  erster  Linie  der  Parteiwille  maßgebend 
ist;  die  streitenden  Mächte  können  im  Untersuchungsabkommen 
oder  auch  durch  spätere  Vereinbarungen 3)  das  Verfahren  regeln, 
wie  sie  es  für  gut  halten,  ohne  irgendwie  durch  die  Konvention 
beschränkt  zu  sein.  Die  prozessualen  Bestimmungen  des  3. 
Titels  kommen  also  auf  3(?den  Fall  erst  dann  in  Betracht,  wenn 
das  Untersuchungsabkommen  keine  widersprechenden  Regeln 
aufstellt.  Die  Frage  ist  nun  aber:  Ist  in  einem  solchen  Fall 
die  Kommission  an  die  Prozeßordnung  gebunden?  Soweit 
im  Untersuchungsabkommen  auf  die  Konvention  ausdrücklich 
verwiesen  ist,  ist  diese  Frage  selbstverständlich  zu  bejahen. 
Wie  aber,  wenn  das  Untersuchungsabkommen  über  solche  Punkte, 
die  in  der  Konvention  geregelt  sind  (z.  B.  über  die  Zeugen- 
vernehmung), überhaupt  nichts  sagt?  Ist  dann  die  Kommission 
an  die  Konventionsregel  gebunden  oder  kann  sie  ihrerseits  be- 
liebige von  der  Konvention  abweichende  Anordnungen  treffen? 

Nach  der  jetzigen  Fassung  des  Art.  17  muß  man  die 
letztere  Alternative  als  die  zutreffende  erachten. 

Indem  man  statt  des  bestimmten  Ausdrucks  ^^ont  arrete'^ 
das  farblose  Wort  „recommandent^^  aufnahm,  hat  man  an  Stelle 
einer  völkerrechtlichen  Normierung,  die  nur  durch  ausdrück- 
liche Parteivereinbarung  ihre  Geltung  verliert,  eine  bloße  Em- 
pfehlung gesetzt.     Durch  eine  solche  abei-  sind  die  Kom- 

1)  A.  et  D.  II  393. 

2)  Der  Hedaktionsausschiiß  setzte  in  Art.  14  an  Stelle  des  Ansdrncka 
„Puissances  signataires"  die  Worte  „Puissanccs  contractantes". 

3)  Vgl.  Meurer  1  294  (betr.  des  Schiedsverfahrens). 
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missionen  natürlich  nicht  gebunden;  sie  können  also  auch 
ihrerseits  von  der  Prozeßordnung  abweichende  Bestimmungen 
treffen. 

Dementsprechend  darf  man  dem  Art.  18  nicht  die  an  sich 
naheliegende  Auslegung  geben,  daß  die  Kommission  schlechthin 
nur  die  Einzelheiten  festsetzen  dürfte,  die  weder  im  Unter- 
suchungsabkommen noch  in  der  Konvention  geregelt  sind,  sondern 
diese  beschränkte  Kompetenz  ist  lediglich  fakultativ  für  den 
Fall  gegeben,  daß  die  Parteien  die  Konventionsbestimmungen 
ausdrücklich  für  anwendbar  erklärt  haben. 

Die  so  geschaffene  Rechtslage  ist  wenig  erfreulich;  sie 
gibt  dem  ganzen  Verfahren  der  Untersuchungskommissionen 
eine  gewisse  Unsicherheit.  Man  hätte  eben  bei  der  britisch - 
französischen  Fassung  des  Art.  17  bleiben  sollen.  Die  Furclit, 
es  könnte  eine  Partei  den  Bericht  wegen  Verletzung  gesetzlicher 
Prozeßvorschriften  für  nichtig  erklären,  hätte  nicht  dazu  führen 
sollen,  daß  man  eine  feste  gesetzliche  Regelung  überhaupt 
unterließ  und  sich  auf  eine  Empfehlung  beschränkte. 


I.  Kapitel. 

Die  Untersuchung. 

§  10. 

Der  Gang  der  Untersuchung  im  allgemeinen. 

Art.  2'^  des  britisch-französischen  Entwurfs  lautete: 

^yLes  Parties  ayaiü  presente  tous  les  edaircissements  et  preuves, 

le  President  proiionce  la  clöture  de  V  enquete  et  la  Commission 

s'  ajourne  pour  deUberer  et  rediger  son  rapport/^ 

Diese  Bestimmung  wurde  unter  Einschaltung  der  Worte 

^^fons  les  temois  ayant  efe  entoidus^^  in  die  Konvention  aufge- 

genommen. 
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l)as  Verfahren  der  Untersucliungskommissionen  ist  also  in 
zwei  Abschnitte  gegliedert: 

1.  die  Untersuchung  (enquete),  die  der  Sammlung  des 
Beweismaterials  dient; 

2.  die  Beratung,  Abfassung  und  Verkündung  des 
Berichts,  oder  m.  a.  W.  das  Stadium  der  Beweis- 
würdigung und  der  Feststellung  der  Ergebnisse. 

Im  vorliegenden  Kapitel  handelt  es  sich  um  den  1.  Ab- 
schnitt. 

Wie  gestaltet  sich  nun  im  allgemeinen  derG-ang  der 
Untersu  ch  ung? 

I. 

Die  Eröffnung  der  Untersuchung  erfolgt  gemäß 
Art.  19  Abs.  2,  der  unverändert  aus  dem  britisch-französischen 
Entwurf  (Art.  13  Abs.  2)  übernommen  wurde. 

Der  Absatz  lautet  : 

„Aux  dates  prevues,  chaque  Partie  communique  d  la  Com- 
mission  et  d  Vaidre  Partie  les  exposes  des  faits,  s'il  y  a  Heu,  et, 
dans  tous  les  cas,  les  ades,  pieces  et  documents  qu'  eile  juge  utiles 
d  la  decouverte  de  la  verite,  ainsi  que  la  liste  des  temoins  et  des 
eooperts  qu'  eile  desire  faire  entendre.^^ 

Die  Untersuchung  wird  also  regelmäßig  durch  Partei- 
akte eröffnet,  deren  Zeitpunkt  bereits  im  Untersu- 
chungsabkommen festgelegt  ist.  Die  Fixierung  dieser 
Termine  durch  die  Parteien  bildete,  wie  Sir  Edward  Fry  in 
der  4.  Sitzung  der  I.  Subkommission  erklärte,  i)  einen  Haupt- 
punkt des  englischen  Entwurfs;  sie  sollte  daza  dienen, 
eine  vorläufige  Zusammenkunft  der  Kommission  zu  diesem 
Zwecke  unnötig  zu  machen. 

Die  Bestimmung  des  Art.  19  Abs.  2  ist  als  sehr  zweck- 
mäßig zu  bezeichnen. 

Zunächst  gewinnt  die  Kommission  durch  die  eingereichten 
Darstellungen  des  Tatbestandes  (exposes  des  faits)  sofort 
Einblick  in  die  eigentlichen  Differenzpunkte,  so  daß 
sie  von  vornherein  ihr  besonderes  Augenmerk  auf  diese  richten 
kann. 

•)  A.  et  D.  II  223. 

4* 
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Übrigens  ist  die  Übermittlung  von  exposes  des  faits,  wie 
Guillaume  im  Koramissionsbericht  ausdrücklich  bemerkte i), 
nur  fakultativ,  da  sie  manchmal  auch  nachteilig  wirken 
könnte ;  doch  wird  wohl  regelmäßig  der  angeführte  Nutzen 
überwiegen. 

Weiterhin  erfährt  dadurch,  daß  der  Kommission  gleich 
anfangs  das  gesamte  Urkund  enmat  eri  al  sowie  die  haupt- 
sächlichen Beweisanträge  der  Parteien  vorgelegt  werden,  das 
Untersuchungsverfahren  eine  wesentliche  Beschleunigung. 

II. 

Die  Tätigkeit  der  Kommission  ist  durch  einige  Be- 
stimmungen des  friedensrechtlichen  Abkommens  in  ihren  Grund- 
zügen festgelegt  worden. 

1.  Sie  bewegt  sich  gemäß  Art.  18 2)  in  zwei  Dich- 
tungen: 

a)  Die  Kommission  soll  die  Einzelheiten  des 
Verfahrens  bestimmen. 

Sie  wird  wohl  diese  Kompetenz  in  der  Regel  schon  vor 
Beginn  der  Untersuchung  ausüben,  indem  sie  bei  ihrem  Zusam- 
mentritt zunächst  ein  Reglement  ausarbeitet;  indessen  wird  auch 
noch  während  der  Untersuchung  sich  des  öfteren  die  Notwen- 
digkeit ergeben,  unvorhergesehene  Fälle  zu  regeln,  Fristen  und 
Termine  zu  bestimmen  und  sonstige  prozeßleitende  Anordnungen 
zu  treffen. 

b)  Die  Kommission  soll  zu  allen  Förmlichkeiten 
schreiten,  welche  die  Beweisaufnahme  mit 
s  ich  b  ringt. 

Auf  diesem  Gebiet  liegt  ihre  eigentliche  Untersuchungs- 
funktion. 

2.  Die  Kommission  erfüllt  die  ihr  zugewiesenen  Aufgaben 
teils  in  ihren  Sitzungen  (seances)^  teils  in  ihren  Beratungen 

(deliherations) . 


^)  A.  et  D.  I  408. 

^)  Uber  dcsen  Entstehungfsg-eschichte  s.  o.  §  9. 
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a)  Die  Sitzungen  der  Kommission  dienen  in  erster  Linie 
der  Beweisaufnahme,  insbesondere  der  Vernehmung  der  Zeugen 
und  Sachverständigen;  des  weiteren  wickelt  sich  in  ihnen  der 
Verkehr  zwischen  der  Kommission  und  den  Parteivertretern  ab. 

Eine  wichtige  Frage  war  hier  von  der  Konferenz  zu  ent- 
scheiden, nämlich  ob  die  Sitzungen  prinzipiell  öffentlich 
oder  nicht  öffentlich  sein  sollten. 

Der  britisch-f  r  anz  ösische  En  twurf  traf  hierüber  in 
Art.  12  folgende  Bestimmung: 

„Les  seances  de  la  Commission  ne  sont  piibliques  et  les  proces- 
verhaux  et  documents  de  Venquete  ne  sont  rendus  piiblics  qiC  en 
vertu  d''  une  decision  de  la  Commission  prise  auec  Vassentiment 
des  Parties.^'' 

Zur  Begründung  dieses  Artikels  legte  Fromageot  in  der 
4.  Sitzung  dej  Prüfungsausschusses  dar^):  der  Grundsatz  der 
NichtÖffentlichkeit  sei  ein  Gebot  der  Klugheit,  eine  notwendige 
Vorsichtsmaßregel;  die  Öffentlichkeit  könnte  zuweilen  die  Zeugen 
stören;  auf  jeden  Fall  sei  es  für  eine  Kommission  immer  leichter, 
die  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  durch  Beschluß  herzu- 
stellen als  auszuschließen ;  letztere  Maßregel  sei  oft  eine  heikle 
Sache  und  werde  von  der  Allgemeinheit  mißverstanden. 

Der  Artikel  wurde  ohne  weitere  Erörterungen  in  das  Ab- 
kommen eingefügt  (Art.  31). 

Öffentliche  Sitzungen  finden  also  nur  auf  grund  eines  be- 
sonderen Kommissionsbeschlusses  statt,  der  die  Zustimmung  der 
Parteien  voraussetzt. 

Die  Bestimmung  ist  dem  bisherigen  Art.  42  Abs.  2  (dem 
jetzigen  Art.  H6  Abs.  2)  nachgebildet.  Die  von  Fromageot 
angeführten  Erwägungen  lassen  sie  als  durchaus  gerechtfertigt 
erscheinen.  2) 

b)  Die  Untersuchung  wird  des  öfteren  Beratungen  der 
Kommission  erfordern,  einmal  zur  Entscheidung  über  Formalien 
(s.  o.  sub  1  a),  sodann  aber  auch  zu  Beschlußfassungen  über 
die  Beweisaufnahme,  insbesondere  zu  Beweisbeschlüssen  im  Sinne 
des  §  358  Z.  P.  0.  3) 

')  A.  et  D.  II  400. 

')  Ebenso  Nippold,  Friedenskonferenz  I  S.  32. 
3)  Vgl.  Meurer  1  334. 
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Über  die  Beratungen  bestimmte  Art.  23  des  britisch- 
französischen Entwurfs  folgendes: 

„Les  deliherations  de  la  Commission  ont  Heu  d  huis  dos. 

Toute  decision  est  prise  d  la  majorite  des  membres  de  la 
Commission. 

Le  refus  d^  un  membre  de  prendre  pari  au  vote  doit  etre 
constate  dans  le  proces-verbal.'' 

Der  Prüfungsausschuß  fügte  an  Abs.  1  die  Worte  „et  restent 
secretes.^'  In  dieser  Fassung  fand  der  Artikel  in  die  Konvention 
Aufnahme  (Art.  30).  Es  gelten  somit  für  die  Beratungen  der 
Kommission,  übrigens  auch  für  die  vor  und  nach  der  Unter- 
suchung stattfindenden,  folgende  Bestimmungen  .-i") 

Die  Beratungen  sind  geheim,  d.  h.  außer  den  Kommissaren 
und  ev.  den  Beisitzern  darf  grundsätzlich  niemand  im  Beratungs- 
zimmer anwesend  sein  (s.  Reglement  der  Kommission  im  HuUer 
Fall  sub  lit.  D  Ziff.  22);  vgl.  auch  §  195  G.  V.  Gc.).  Diese  Be- 
stimmung greift  ausnahmslos  Platz.  Die  Beratungen  sollen  auch 
geheim  bleiben;  sie  werden  also  nicht  veröffentlicht;  auch 
sind  die  daran  teilnehmenden  Kommissare  und  Beisitzer  zum 
Stillschweigen  darüber  verpflichtet. 

Im  einzelnen  gestaltet  sich  die  Beratung  naturgemäß 
nach  den  Vorschriften  des  §  196  G.  V.  Gr. :  Der  Vorsitzende 
leitet  die  Beratung,  stellt  die  Fragen  und  sammelt  die  Stimmen ; 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Form  und  das  Ergebnis  der 
Abstimmung  entscheidet  die  Kommission. 

Die  Entscheidungen  ergehen  mit  absoluter  Majorität 
sämtlicher  (nicht  bloß  der  anwesenden)  Kommissionsmitglieder. 

Uber  die  Abstimmung  wird  ein  Protokoll  geführt  (vgl. 
Art.  30  Abs.  3). 

Enthält  sich  ein  Mitglied  der  Stimme,  so  wird  dies  im 
Protokoll  festgestellt. 

Die  Rechtslage  ist  hier  dieselbe  wie  bei  der  Abwesenheit 
eines  Kommissionsmitgliedes :  Die  fehlende  Stimme  wird  der 
Gesamtzahl  zugerechnet  und  erschwert  die  Majoritätsbildung. 
Die  Gültigkeit  der  Abstimmung  bleibt  aber  unberührt. 


')  Vgl.  über  das  folgende  3Icurer  I  336  f.  (bezügl.  der  Schiedsgerichte). 
2J  A.  et  1).  II  927. 
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III. 

Den  Parteien  ist  durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
die  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  in  weitgehender  We^!se  er- 
möglicht. 1) 

Zunächst  ist  die  Vorschrift  des  bisherigen  Art.  10  Abs.  4, 
daß  die  Untersuchung  kontradiktorisch  erfolge,  dem 
britisch-französischen  Entwurf  (Art.  13  Abs.  1)  gemäß  in  Art.  19 
Abs.  1  aufrechterhalten  worden.  Es  mnß  also  jede  Partei  über 
alle  Erklärurgen  der  G-egenpartei  auf  dem  laufenden  gehalten 
werden.  Hiedurch  wird  den  Parteien  Gelegenheit  geboten,  zu 
den  Behauptungen  und  Anträgen  der  Gegenpartei  Stellung  zu 
nehmen  und  ev.  geeignete  Gegenerklärungen  abzugeben. 

Eine  besondere  Ausprägung  hat  der  kontradiktorische 
Charakter  der  Untersuchung  durch  die  Bestimmung  des  Art.  19 
Abs.  2  erfahren.    Hierüber  s.  o.  sub.  I. 

Weiterkommthier  Art.  21  in  Betracht,  der  unverändert  2) 
aus  dem  britisch-französischen  Vorschlag  (Art  14)  übernommen 
wurde.    Der  Artikel  lautet: 

„Toutes  constatations  materielles  et  toutes  visites  des  lieux 
doivent  etre  f altes  en  presence  des  agents  et  conseils  des  Parties  ou 
enx  düment  appeles." 

Ohne  diese  Zulassung  zur  Beweisaufnahme  (vgl.  hiezu  auch 
Art.  25  Abs.  2)  könnten  die  Agenten  und  Rechtsbeistände  ihre 
Aufgabe  unmöglich  in  wirksamer  Weise  erfüllen.  Ahnliche 
Bestimmungen  enthalten  übrigens  auch  §  191  St.  P.  0.  und  §  357 
Z.P.  0. 

Schließlich  ist  noch  Art.  2  9  von  Bedeutung.  Dieser  führt 
auf  Art.  17  des  britisch-französischen  Entwurfes  zurück,  welcher 
folgenden  Wortlaut  hatte: 

„Les  agents  sont  autorisrs^  au  cours  ou  ä  la  ßi  de  Venquete, 
d  prSsenter  par  ecrit  d  la  Commission  et  d  Vaidre  Partie  tels  dir  es, 
requisüions  ou  conclusions  qu^  ils  jugent  utiles  d  la  decouverte  de 
la  verite." 


')  Lber  die  Verpflichtungen  der  Parteien  gegenüber  der  Kommission 
u.  §  13. 

2)  Abgesehen  von  einer  ganz  geringen  formellen  Abweichung. 


In  der  4.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses^)  kam 
der  Artikel  zur  Beratung. 

Hier  winde  zunächst  auf  Antrag  des  belgischen  Bevoll- 
mächtigten Guillaume  das  mehrdeutige  Wort  „condiisions" 
durch  den  Ausdruck  „resumes  de  falt'^  ersetzt,  da  man  von 
ersterem  befürchtete,  es  möchte  den  Anschein  eines  Eingriffs 
der  Untersuchungskommissionen  in  das  Gebiet  der  Schieds- 
sprechung  erwecken. 

Sodann  schlug  v.  Martens  vor^),  dem  Artikel  eine  andere 
Fassung  zu  geben,  die  klar  erkennen  lasse,  daß  vor  den  Unter- 
suchungskommissionen keine  Parteivorträge  nötig  seien. 

Die  Debatte  über  diesen  Vorschlag,  der  eine  deutliche 
Scheidung  von  Untersuchungskomraission  und  Schiedsgericht 
bezweckte,  führte  zwar  nicht  zu  einer  Änderung  des  Artikels, 
da  man  diesen  Unterschied  durch  die  vorliegende  Fassung  schon 
genügend  gekennzeichnet  fand  ;  indessen  beschloß  man  auf  An- 
regung des  Präsidenten  B  o  u  rgeo  is^),  die  Bemerkung  des 
russischen  Delegierten  ins  Protokoll  und  in  den  Bericlit  auf- 
nehmen zu  lassen. 

Der  Artikel  wurde  hierauf  in  der  von  Guillaume  vor- 
geschlagenen Fassung  angenommen  2) ;  er  fand  ohne  weiteres  die 
Genehmigung  von  Kommission  und  Plenum. 

Die  Agenten  können  also  im  Verlauf  oder  am  Schlüsse 
der  Untersuchung  Schriftsätze  einreichen,  in  denen  sie  recht- 
liche und  tatsächliche  Ausführungen  machen,  Anträge  stellen 
oder  das  Ergebnis  der  Untersuchung  zusammenfassen.  Die 
Mitteilung  dieser  Schriftsätze  an  die  Gegenpartei  entspricht  dem 
kontradiktorischen  Charakter  des  Verfahrens  (Art.  19  Abs.  1). 

Durch  die  Fassung  des  Artikels  sollten  übrigens,  wie 
Guillaume  im  Kommissionsbericht  betonte  3),  Parteivor- 
träge nicht  ausgeschlossen  werden;  es  sollte  nur  klargestellt 
sein,  daß  sie  nicht  wie  vor  den  Schiedsgerichten  erforderlich 
seien,  daß  also  das  Prinzip  mündlicher  Verhandlung  im  Unter- 
suchungsverfahren nicht  gelte. 


•j  A.  et  D.  11  399. 

2)  A.  et  D.  II  400. 

3)  A.  et  D.  I  413. 
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IV. 

Der  Schluß  der  Untersuchung  bestimmt  sich  nach 
dem  bereits  erwähnten  Art.  32.  i)  Er  wird  vom  Vorsitzenden 
ausgesprochen;  es  darf  dies  jedoch  erst  dann  geschehen,  „nach- 
dem die  Parteien  alle  Aufklärungen  und  Beweise  vorgetragen 2) 
haben  und  nachdem  alle  Zeugen  vernommen  worden  sind," 
m.  a.  W.  wenn  das  gesamte  Beweismaterial  erschöpft  ist. 

§  11. 

Der  Augenschein. 
I. 

Art.  2  Abs.  2  des  britisch-französischen  Entwurfs 
nannte  unter  den  fakultativen  Punkten  des  Untersuciiungsab- 
kommens  auch  ^^la  faculte  de  se  deplacer^^^). 

In  der  3.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses*)  wurde, 
wie  bereits  erwähnt,  dieser  Punkt  in  Abs.  3  des  Art.  2  ein- 
gereiht. 

Als  hierauf  über  den  neuen  Art.  3  beraten  wurde,  der  den 
Sitz  der  Kommission  und  die  Wahl  der  Sprachen  in  subsidiärer 
Weise  regelte,  machte  Fromageot^)  darauf  aufmeiksam,  daß 
dieser  Artikel  nicht  von  der  Befugnis  der  Kommission  spreche, 
den  ihr  angewiesenen  Sitz  zeitweilig  zu  verlassen,  um  sich  an 
andere  Orte  zu  begeben. 

Bourgeois  erwiderte,  diese  Frage  würde  in  einem  be- 
sonderen Artikel  behandelt  werden,  und  stellte  dessen  Fassung 
zur  Diskussion. 


•)  A.  et  D.  I  413. 

2)  So  die  amtliche  Übersetzung.  Das  Wort  „vorgetragen"  dürfte  aller- 
dings zu  sehr  an  mündlichen  Parteivortrag  errinnern ;  vielleicht  ließe  sich  „pre- 
sente"  mit  „geboten"  übersetzen. 

')  Die  amtliche  Ubersetzung  dieser  Wendung  mit  „Befugnis  ihn  (den  Sitz) 
zu  verlegen"  ist  wohl  nicht  ganz  zutreffend;  es  handelt  sich  hiebei  nicht  um 
eine  Verlegung  des  Sitzes,  sondern  um  die  Befugnis  sich  von  dort  aus  (zeitweilig) 
anders  wohin  zu  begeben. 

*)  A.  et  D.  II  389. 

^)  A.  et  D.  II  390. 
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Zunächst  erklärte  sich  Kriege  mit  der  angeregten  Er- 
mächtigung der  Kommission  einverstanden,  fügte  aber  bei,  letz- 
tere müsse  vor  Eintritt  in  das  Gebiet  eines  dritten  Staates  dessen 
Einwilligung  erholen. 

Sir  Edward  Ery  schloß  sich  dieser  Meinung  an. 

Sodann  ergriff  der  Präsident  Bourgeois i)  das  Wort.  Er 
führte  aus :  Bei  Abfassung  dieses  Artikels  müsse  man  sehr  vor- 
sichtig zu  Werke  gehen.  Er  befürchte,  daß  eine  Untersuchungs- 
kommission ihr  Recht,  sich  an  den  Ort  des  Zwischenfalls  zu  be- 
geben, zu  sorglos  ausnützen  werde.  Dort  könnte  noch  mehrere 
Wochen  nach  dem  Vorfall  große  Erregung  herrschen,  und  das 
Auftreten  der  Kommissare  —  die  die  öffentliche  Meinung  nur 
zu  leicht  als  Richter  betrachten  werde  —  könnte  in  sehr  un- 
glücklicher Weise  die  Volksleidenschaften  überreizen.  Daher 
würde  er  vorschlagen,  die  Augenscheinseinnahme  außerhalb  des 
Sitzes  der  Kommission  von  zwei  Bedingungen  abhängig  zu 
machen:  von  der  Einwilligung  des  dritten  Staates,  dessen  Ge- 
biet man  betreten  wolle,  und  von  der  vorherigen  Zustimmung 
der  Parteien. 

Hingegen  erklärte  Sir  Edward  Ery,  er  würde  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  eine  solche  Maßregel  am  Platze  sei,  gerne 
den  Kommissaren  selbst  überlassen,  um  ihnen  die  Ermittlung 
der  Wahrheit  möglichst  zu  erleichtern. 

Bourgeois  entgegnete,  er  würde  diesen  Standpunkt  be- 
reitwillig teilen,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  eine 
solche  Bestimmung  nicht  gefährlich  wäre. 

Hierauf  vertrat  Fusinato^)  die  Ansicht  des  Bevollmäch- 
ten  Kriege  und  stellte  an  den  Prüfungsausschuß  die  Frage, 
ob  die  Kommissare  sich  unmittelbar  an  die  Regierung  der  drit- 
ten Macht  wenden  dürften  oder  ob  sie  sich  hiebei  der  Ver- 
mittlung der  Parteien  bedienen  müßten. 

Asser  und  Lammasch  beantworteten  diese  Frage  dahin, 
sie  erachteten  den  unmittelbaren  Weg  für  möglich,  sogar  für 
nützlich. 

Fusinato  machte  seine  beiden  Vorredner  darauf  auf- 
merksam, daß  diese  Lösung  die  zweite  von  Bourgeois  gestellte 
Bedingung  illusorisch  machen  würde. 


0  A.  et  D.  II  390. 
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Der  Prüfungsausschuß  schloß  sich  jedoch  der  Meinung  von 
Asser  und  Lammasch  an. 

Sodann  warfen  Guillaume  und  Fusinato^)  die  Frage 
auf,  was  die  Kommission  zu  tun  habe,  wenn  eine  der  beteilig- 
ten Mächte  ihre  Genehmigung  versage. 

Kriege  und  Sir  Edward  Fry  erwiderten  hierauf,  nach 
ihrer  Ansicht  würde  der  Kommission  in  diesem  Falle  nichts 
anderes  übrig  bleiben  als  ihre  Absicht  aufzugeben. 

Diese  Erklärung  fand  die  Zustimmung  des  Prüfungsaus- 
schusses. 

Auf  Anregung  von  Fryi)  wurde  schließlich  folgender  Ar- 
tikel angenommen: 

„La  Commission  a  la  facuUe^  avec  l'assentiment  des  Parties 
en  litige  et  avec  Vautorisation  de  VEtat  oü  sont  süues  les  lieux 
Uhgieux,  de  se  transporter  momentanement  siir  ces  lieux,  si  eile 
7ie  s'y  trouve  pas,  Ott  d'y  drl/f/uer  im  ou  plusieurs  de  ses  membres." 

Dieser  Artikel  wurde  von  Kommission  und  Plenum 
ohne  weiteres  genehmigt. 

Der  Redaktionsausschuß  gab  indessen  dem  Artikel  folgende 
veränderte  Fassung: 

„La  Commission  a  la  faculte,  avec  V assentiment  des  Parties, 
de  se  transporter  momentanement  sur  les  lieux  oü  eile  juge  utile 
de  recourir  d  ce  mögen  d^ Information  ou  d'y  dcleguer  un  ou  plu- 
sieurs de  ses  membres.  L'aidorisation  de  VEtat  sur  le  territoire 
duquel  il  doit  etre  procede  ä  cette  Information  devra  etre  obtenue." 

II. 

Durch  diese  Bestimmung  (Art.  20)  ist  nunmehr  im  Zu- 
sammenhang mit  Art.  10  Abs.  3  die  Befugnis  der  Kommission 
zur  Einnahme  des  örtlichen  Augenscheins  geregelt. 

In  erster  Linie  ist  hiefür  der  Parteiwille  maßgebend  ;  dies  geht 
schon  aus  der  subsidiären  Natur  der  Prozeßordnung  hervor,  ist 
aber  durch  Art.  10  Abs.  3  noch  besonders  hervorgehoben.  Beim 
Fehlen  anderweitiger  Parteivereinbarungen  aber  tritt  die  Be- 
stimmung des  Art.  20  in  Geltung. 


1)  A.  et  D.  II  390. 
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Die  Zweckmäßigkeit  dieser  Vorschrift  hat  Guillaume  im 
Kommissionsbericht  1)  treffend  beleuchtet. 

Die  Befugnis,  die  hier  der  Untersuchungskommission  ge- 
währt wird,  wird  unter  Umständen  zur  Ermittlung  des  strittigen 
Sachverhalts  unentbehrlich  sein.  Sie  ist  jedoch  mit  Recht  ein- 
geschränkt worden. 

Vor  allem  ist  die  erforderliche  G-enehmigung  der  Parteien 
von  praktischer  Bedeutung;  denn  sie  ist  dazu  geeignet,  die 
schlimmen  Folgen  zu  verhüten,  die  die  Kommission  durch  un- 
überlegten Gebrauch  ihres  Rechtes  hervorrufen  könnte  (s.  o.  die 
Rede  des  Präsidenten  Bourgeois).  Die  Gefahr,  daß  durch 
das  Erscheinen  der  Kommission  die  Volksleidenschaften  ent- 
fesselt werden,  besteht  nämlich  gerade  dann,  w^enn  sich  der 
strittige  Vorfall  auf  dem  Gebiet  eines  der  streitenden  Teile  ab- 
gespielt hat;  der  betreffende  Staat  wird  nun  in  der  Regel  nütz- 
liche Angaben  darüber  machen  können,  ob  die  Verhältnisse  am 
Orte  des  Vorfalls  einer  Augenscheinseinnahme  günstig  sind.  Das 
Erfordernis  der  Parteibewilligung  stellt  somit  eine  wohlbegrün- 
dete Vorsichtsmaßregel  dar.  Daß  einer  der  streitenden  Teile 
aus  einseitigem  Parteiinteresse  seine  Genehmigung  versagen  und 
so  den  Augenschein  verhindern  könnte,  ist  wohl  kaum  zu  be- 
fürchten; denn  ein  Staat,  der  einmal  eine  Untersucliungskom- 
mission  angerufen  hat,  wird  nicht  geneigt  sein,  den  ganzen  Er- 
folg der  Untersuchung  ohne  zwingende  Gründe  in  Frage  zu 
stellen ;  übrigens  würde  ein  derartiges  Verhalten  auch  einen 
offenbaren  Verstoß  gegen  Art.  1  und  Art.  23  Abs.  1  des  friedens- 
rechtlichen Abkommens  bedeuten. 

Liegt  der  Ort  des  Vorfalls  auf  dem  Gebiet  einer  dritten 
Macht,  so  ist  die  Einholung  ihrer  Erlaubnis  durch  die  Rück- 
sicht auf  ihre  Hoheitsrechte  geboten. 

§  12. 
Der  Zeugenbeweis. 

I. 

Der  britisch-französische  Entwurf  enthielt  in  den 
Art.  18 — 2i  eine  Reihe  von  Vorschriften  über  den  Zeugenbeweis; 


')  A.  et  D.  I  408. 
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ergänzt  Wiarden  diese  Bestimmungen  durch  Art.  16  Abs.  2,  der 
von  der  Unterstützung  der  Untersuchungskommissionen  durch 
die  Parteien  handelte,  i) 

Art.  18  Abs.  1  betraf  die  Ladung  der  Zeugen,  Art.  18 
Abs.  2  und  3  sowie  Art.  19  und  20  die  Art  und  Weise  ihrer 
Vernehmung,  Art.  21  das  Vernehmungsprotokoll. 

1.  Art.  18  lautete: 

„Les  temoins  sont  cites  d  la  requete  des  Parties  ou  d/office 
pcw  la  Commission.^) 

Iis  sont  entendus  successivement  et  separement  en  presence 
des  agents  et  de  leurs  conseils  et  dans  un  ordre  ä  fixer  par  la 
Cormnissmi. 

Aucun  temoin  ne  peut  etre  entendu  plus  dhme  fois  sur  les 
memes  faits,  si  ce  nest  pour  etre  confronte  avec  un  autre  temoin 
dont  la  deposition  contredirait  la  sienne.'^y 

Mit  diesem  Artikel  beschäftigte  sich  der  Prüfungsaus- 
schuß zunächst  in  seiner  3.  Sitzung.  3) 

Hier  wurde  in  erster  Linie  von  Asser^)  die  Weglassung 
des  3.  Absatzes  beantragt. 

Fromageot  begründete  diese  Vorschrift  damit,  es  sei  zu 
befürchten,  daß  ein  Zeuge  zwischen  seiner  ersten  und  zweiten 
Aussage  über  denselben  Gegenstand  äußeren  Einflüssen  unterliege. 

Der  Prüfungsausschuß  w^ar  jedoch  der  richtigen  Ansicht, 
daß  man  diese  Frage  dem  freien  Ermessen  der  Kommission 
überlassen  solle,  und  strich  den  Absatz. 

Sodann  verhandelte  man  in  dieser  sowie  im  ersten  Teil 
der  4.  Sitzung  über  die  Mittel,  die  der  Kommission  zur  Ver- 
fügung stünden,  um  das  Erscheinen  der  Zeugen  herbeizuführen. 

Der  Inhalt  und  das  Ergebnis  dieser  Beratungen  stehen 
mit  der  Frage,  inwieweit  die  Untersuchungskommissionen  durch 
die  Parteien  und  andere  Mächte  zu  unterstützen  seien,  im 
innigen  Zusammenhang;  es  ist  daher  auf  §  13  zu  verweisen. 

Hier  ist  nur  auf  die  Abänderung  von  Art.  18  näher  ein- 
zugehen. 

^)  Hierüber  s.  u.  §  13. 

2)  Vgl.  HuUer  Reglement  sub  E  1  u.  8  Abs.  1. 

»)  A.  et  D.  II  394. 

^)  Dem  niederländischen  Vorschlag  entsprechend. 
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Den  Yorschlägen  von  Gruil  lau  me,  Kriege  und  Froma- 
geot  entsprechend,  wurde  die  Bestimmung  des  Abs.  1  auf  die 
Sachverständigen  ausgedehnt  ;  außerdem  wurde  der  Ausdruck 
„cltes"  durch  „appeles"  ersetzt,  weil  ersterer  die  Bedeutung 
eines  Machtbefehls  habe  und  daher  für  die  Untersuchungskom- 
missionen nicht  passe;  schließlich  wurde  beigesetzt,  daß  die 
Ladungen  in  jedem  Falle  durch  Vermittlung  der  Regierung  er- 
folgen sollten,  in  deren  Gebiet  sich  der  Zeuge  oder  Sachver- 
ständige befinde.  2) 

Dieser  neue  Art.  25  wurde  von  Kommission  und  Ple- 
num unverändert  angenommen.  Er  lautet  in  seiner  endgültigen 
(vom  Kommissionsentwurf  etwas  abweichenden)  Fassung: 

y^Les  temoins  et  les  experts  sont  appeles  ä  la  requete  des 
ParÜes  ou  d'office  par  la  Commission^  et;,  dans  tous  les  cos,  par 
V  intermediaire  du  Gouvernement  de  VEtat  sur  le  terntoire  duquel 
ils  se  trouvent. 

Les  temoins  sont  entendus^  successivement  et  separemeni,  en 
presence  des  agents  et  des  conseüs  et  dans  im  ordre  a  fixer  par 
la  Commission/^ 

2.  Art.  19  des  britisch-französischen  Entwurfs 
hatte  folgenden  Wortlaut  : 

„TJinierrogation  des  temoins  est  cotiduite  par  le  President. 

Les  membres  de  la  Commission  peuvent  neanmoins  faire  au 
iemoin  les  interpellations  qu'  ils  croient  convenables  pour  eclaircir 
ou  Computer  sa  deposition  ou  pour  se  renseigner  sur  tout  ce  qui 
concerne  le  temoin  dans  les  limites  necessaires  ä  la  manifestation 
de  la  verite. 

Les  agents  et  conseils  des  Parties  ne  peuvent  interrompre  le 
temoin  dans  sa  deposition,  ni  lui  faire  aucune  interpellation  directe, 
mais  peuvent  demander  au  President  de  poser  au  temoin  telles 
questions  complementaires  qu^  ils  jugent  utiles/^ 

Über  diesen  Artikel  entspann  sich  in  der  4.  Sitzung  des 
Prüfungsausschusses 3)  eine  interessante  Debatte. 

*)  Hingegen  wnrde  die  Vorschrift  des  Abs.  2  nicht  auf  die  Sachverstän- 
digen erstreckt;  es  sollte,  wie  Froniageot  hervorhob,  der  Kommission  freistehen, 
den  Sachverständige  1^  die  Anwesenheit  bei  den  Zeugenvernehmungen  zu  ge- 
statten. 

2)  A.  et  D.  II  398. 
A.  et  D.  II  398. 
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Sir  Edward  Fry  brach  nämlich  eine  Lanze  für  das 
englische  System  der  Zeugenvernehmung;  darnach 
sollten  die  Zeugen  unmittelbar  durch  die  ilgenten  und  Rechts- 
beistände selbst  verhört  werden,  i) 

James  Brown  unterstützte  die  Ausführungen  seines  Vor- 
redners. 

Hingegen  nahm  Lammasch^)  eine  ablehnende  Stellung 
ein;  er  legte  dar,  man  müsse  in  dieser  Beziehung  den  Gewohn- 
heiten und  dem  Gerichtsverfahren  der  einzelnen  Nationen  Rech- 
nung tragen.  Es  stünden  sich  hier  zwei  ganz  verschiedene 
Methoden  gegenüber ;  ein  großer  Teil  der  Länder  sei  durchaus 
nicht  auf  das  System  der  ,^cross  examination^^  vorbereitet. 

Bourgeois'-^)  unterstützte  diese  Bemerkung,  indem  er  die 
Ansicht  äußerte,  ein  englischer  Zeuge  würde  nur  in  geringe 
V^erlegenheit  geraten,  wenn  er  vom  Vorsitzenden  der  Unter- 
suchungskommission vernommen  würde,  dagegen  könnte  ein 
Franzose,  Österreicher  oder  Deutscher  3)  in  hohem  Grade  ver- 
wirrt werden,  wenn  er  einem  unmittelbaren  Verhör  von  selten 
eines  Anwalts  unterworfen  würde. 

Sir  Edward  Fry  zog  nunmehr  seinen  Antrag  zurück. 

Eine  kleine  Abschweifung  von  der  Beratung  des  Art.  19 
brachte  hierauf  ein  x4.ntrag  des  russischen  Bevollmächtigten 
v-,  Martens.^)  Dieser  verlangte,  daß  die  Ladung  von  Zeugen 
nur  während  der  eigentlichen  Untersuchung  gestattet  sein  sollte; 
er  ging  hiebei  davon  aus,  daß  sich  die  Arbeiten  der  Kommission 
in  zwei  Phasen  sondern  lie(3en:  die  Untersuchung  (Vindnidion) 
und  die  Verhandlung  (Ir^  debats). 

Gegen  diese  Unterscheidung  erhob  Fromageot  Wider- 
spruch. Er  betonte,  das  ganze  Untersuchungsverfahren  sei  nur 
eine  „instrudion^^ ;  es  gehe  nicht  an,  die  Teilung  des  Verfahrens, 
die  bei  der  Schiedssprechung  bestehe,  auf  die  Untersuchungs- 
kommissionen zu  übertragen. 


^)  V'gl.  biezu  Huller  Kegleraent  sub  E  6  Abs,  1:  „Les  assesseurs  et  les 
agents  pourront  proceder  en  tonte  libertc  ä  Tiiitcrrogatoire  des  tcmoiiis." 
2)  A.  et  D.  IT  39?. 

9)  Vgl.  übrigens  §  397  Abs.  2  Z.  P.  0. 
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Bourgeois  schloß  sich  diesen  Ausführungen  an;  um  je- 
doch dem  Wunsche  des  russischen  Bevollmächtigten  entgegen- 
zukommen, schlug  er  vor,  in  Art.  22  des  britisch -französischen 
Entwurfs  folgende  Worte  einzuschalten:  „les  temoim  ayant  He 
entendus.'' 

Der  Prüfungsausschuß  stimmte  diesem  Antrag  zu.  i) 

Sodann  kehrte  man  zu  Art.  19  zurück ;  er  wurde  unver- 
ändert angenommen. 

Art.  19  wurde,  ebenso  wie  Art.  22,  von  Kommission  und 
Plenum  ohne  weiteres  genehmigt. 

Die  endgültige  Fassung  des  Art.  19  (Art.  26  des  Abkom- 
mens) weist  übrigens  einige  formelle  Abweichungen  vom  ursprüng- 
lichen Text  auf.  In  Abs.  1  ist  an  Stelle  von  „interrogatmn^'  der 
Ausdruck  „inlerrofjatoire" ,  in  Ab  •.  2  an  Stelle  der  Worte  ,,faire 
au  temoin  les  interpellatmis^^  die  Wendung  „poser  d  chaque  temoin 
les  questions^^  getreten. 

3.  Art.  20  und  21  des  britisch -französischen 
Entwurfs  wurden  ohne  jede  Erörterung  unverändert  in  die 
Konvention  aufgenommen.    (Art.  27  und  28). 

Art.  27  lautet: 

j,Le  temoin  doit  deposer  sans  quJ  il  lui  soit  permis  de  lire 
aticun  pro] et  ecrit.  Toutefois,  il  peut  etre  aidorlse  par  le  President 
d  s^aider  de  not  es  ou  documents,  si  la  nature  des  faits  rapportes 
en  necessite  V  emploi/^^) 

Art.  28  bestimmt  hinsichtlich  des  Vernehmungsprotokolls: 

„Proces-verhal  de  la  deposition  du  temoin  est  dresse  seance 
tenante  et  lecture  en  donnee  au  temoin.  Le  temoin  peut  y  faire 
tels  changements  et  additions  que  hon  lui  semble  et  qui  seront  con- 
signes  d  la  suite  de  sa  deposition. 

Lecture  falte  au  temoin  de  Vensemhle  de  sa  deposition,  le 
temoin  est  requis  de  signer.^' 

II. 

Die  Würdigung  der  Vorschriften  über  den  Zeugenbe- 
weis (Art.  25  —28)  führt  zu  folgenden  Ergebnissen : 


')  Im  Entwurf  war  „les  tcmoins"  durch  „tous  les  tcmoins"  ersetzt. 
')  Vgl.  Huller  Reglement  sub  E  8  Abs.  2. 


^  n 


Die  Bestimmung  des  Art.  2  5  Abs.  1,  daß  die  Ladung  der 
Zeugen  und  Sachverständigen  auf  Antrag  der  Parteien  oder  von 
Amtswegen  erfolge,  trägt  einerseits  dem  Interesse  der  Parteien, 
andererseits  dem  Offizialcharakter  des  Verfahrens  in  sachge- 
mäßer Weise  Rechnung.  Über  die  Vermittlung  der  Ladungen 
durch  die  Regierung  des  Aufenthaltsstaates  s.  u.  §  13. 

Abs.  2  des  Art.  25  betrifft  im  Zusammenhang  mit  Art. 
26  und  27  die  Zeugenvernehmung;  er  würde  daher  besser  einen 
besonderen  Artikel  bilden, 

Der  Satz,  daß  die  Zeugen  einzeln  und  für  sich  zu  vernehmen 
seien,  entspricht  im  allgemeinen  den  Anforderungen  der  Praxis 
(vgl.  §  58  St.  P.  0  ,  §  394  Z.  P.  0.)  Es  dürfte  sich  jedoch  emp- 
fehlen, einen  Absatz  im  Sinne  des  §  394  Abs.  2  Z.  P.  0.  anzu- 
fügen, welcher  lautet :  „Zeugen,  deren  Aussagen  einander  wider- 
sprechen, können  einander  gegenübergestellt  werden."  (Vgl. 
hiezu  §  58  Abs.  2  St.  P.  0.,  übrigens  auch  Art.  18  Abs.  3  des 
britisch-französischen  Entwurfs) . 

Uber  die  Gegenwart  der  Agenten  und  Rechtsbeistände 
s.  o.  Seite  61. 

Art.  26  regelt  die  Handhabung  der  Zeugenvernehmung 
im  allgemeinen  in  zweckmäßiger  Weise. 

Das  Fragerecht  der  Kommissionsmitglieder  (Abs.  2)  steht 
im  Einklang  mit  der  Bestimmung  des  §  396  Abs.  3  Z.  P.  0. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  3,  daß  die  Agenten  und  Rechts- 
beistände die  Zeugen  nicht  unterbrechen  und  keine  unmittel- 
baren Fragen  an  sie  richten  dürfen,  ist  dazu  geeignet,  die  Ruhe 
und  Unbefangenheit  der  Zeugen  zu  sichern. 

Nicht  ganz  glücklich  gefaßt  dürfte  allerdings  der  2.  Teil 
des  3.  Absatzes  sein.  Die  Wendung  ,,'peuvent  demander^^  läßt 
nicht  klar  hervortreten,  ob  die  Agenten  und  Rechtsbeistände 
ein  Recht  darauf  haben,  daß  der  Vorsitzende  ihren  Anträgen 
auf  sachdienliche  Fragestellung  Folge  leiste. 

Die  deutsche  Übersetzung  des  Wortes  „demander^^  mit 
„bitten"  scheint  es  geradezu  dem  freien  Belieben  des  Vorsitzen- 
den zu  überlassen,  ob  er  den  Agenten  und  Rechtsbeiständen 
entgegenkommen  will.    Dies  wäre  jedoch  nicht  angängig ;  den 


')  Nippold  S.  31. 
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Parteien  muß  ein  ßeclit  darauf  zustehen,  daß  Fragen,  die  zur 
Aufklärung  der  Sache  geeignet  sind,  an  die  Zeugen  gestellt 
werden.  Es  wäre  daher  ratsam,  die  fragliche  Bestimmung  den 
Vorschriften  in  §  397  Abs.  1  und  3  der  Z.  P.  0.  i)  anzugleichen. 

Die  Eegeln  des  Art.  2  7  über  die  Art  und  Weise  der 
Zeugenaussage  entsprechen,  wie  Guillaume  im  Kommissions- 
bericht bemerkte, 2)  einer  gesunden  Gerichtspraxis;  sie  gelten 
auch  in  unserem  Zivil-  und  Strafverfahren. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  Art.  28,  der  vom  Vernehmungs- 
protokoll handelt;  §  186  St.  P.  0.  trifft  für  die  Voruntersuchung 
(übrigens  für  alle  Untersuchungshandlungen)  fast  die  gleichen 
Bestimmungen,  und  auch  §  162  P.  P.  0.  regelt  die  Protokollie- 
rung  der  Zeugen-  und  Sachverständigenaussagen  in  ähnlicher 
Weise. 

Es  dürfte  sich  übrigens  empfehlen,  eine  allgemeine  Vor- 
schrift über  das  Protokoll  in  den  3.  Titel  aufzunehmen;  sie 
würde  etwa  dahin  gehen,  daß  über  jede  Untersuchungshandlung 
eine  Protokoll  aufgenommen  werden  solle,  das  vom  Vorsitzen- 
den und  vom  Sekretär  zu  unterschreiben  sei  (vgl.  Art.  66  des 
Abkommens). 


Die  Unterstützung  der  Untersuchungskommissionen. 

I. 

Der  britisch-französische  Entwurf  traf  in  Art.  15 
folgende  Bestimmung: 

„La  Commission  a  le  droit  de  solliciter  de  Vune  oii  Vcmtre 
Partie  telles  explications  ou  informations  qiC  eile  juge  utües.  En 
cas  de  refus,  la  Commission  en  prend  acte/' 


•)  Diese  lauten: 

„Die  Parteieo  sind  berechtigt,  dem  Zeugen  diejenigen  Fragen  vorlegen  zu 
lassen,  welche  sie  zur  Aufklärung  der  Sache  oder  der  Verhältnisse  des  Zeugen 
für  dienlich  erachten.  ' 

Zweifel  über  die  Zulässigkeit  einer  Frage  cnl scheidet  das  Gericht." 

2)  k,  et  D.  I  413. 
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Als  Korrelat  zu  diesera  ßeclit  der  Kommission  wurde  in 
Art.  16  Abs.  1  eine  Unterstützungspflicht  der  Parteien  aufge- 
gestellt.  Dieser  Absatz  entsprach  (ebenso  wie  Art.  15  des 
russischen  Entwurfs)  wortgetreu  dem  Art.  12  des  bisherigen 
Abkommens : 

„Les  Puissances  en  lüige  s^engagent  d  fournir  ä  la  Commissmi 
internationale  d^enquete,  dans  la  plus  large  mesure  qu^  Elles  juge- 
rotü  possible^  tous  les  moijens  et  toutes  les  facilites  necessaires  pour 
la  coyinaissance  complete  et  Vappreciation  exacte  des  faits  en 
question." 

Der  britisch-französische  Entwurf  blieb  aber  hiebei  nicht 
stehen;  er  statuierte  in  Art.  16  Abs.  2  eine  Rechtshilfepflicht 
sämtlicher  Vertragsstaaten. 

Der  Absatz  lautete: 

„Pour  assurer  la  citation  des  temoins  ou  experts  ou  leur  au- 
dition,  s'ils  ne  peuvent  comparaitre  devant  la  Commission,  chacune 
des  Parties  contmctantes,  sur  la  demande  de  la  Commission,  pre- 
tera  son  assistance  et  fera  proceder  ä  leur  audition  devant  leurs 
autoiites  competentes.'^ 

II. 

In  der  3.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses!)  warf 
der  deutsche  Bevollmächtigte  Krieg©  die  bedeutsame  Frage 
auf,  welche  Mittel  der  Kommission  zu  Gebote  stünden,  um  die 
Zeugen  zum  Erscheinen  zu  veranlassen. 

Vor  allem,  führte  er  aus,  müsse  man  im  Auge  behalten, 
daß  die  Kommission  weder  Zwangs-  noch  Drohmittel  znr  Ver- 
fügung habe,  sondern  immer  die  Vermittlung  der  Regierung 
anrufen  müsse,  auf  deren  Gebiet  sich  der  Zeuge  befinde. 

Nach  diesem  Hinweis  ging  Kriege  dazu  über,  die  U nt  e r- 
stützungspflic  h  t  der  Mächt©  gegenüber  den  Unter- 
suchungskommissionen einer  näheren  Betrachtung  zu 
unterziehen. 

Er  unterschied  hiebei  zwischen  den  Mächten,  die  ein  Unter- 
suchungsabkommen abgeschlossen  hätten,  und  dritten,  am  Streit© 
nicht  beteiligten  Vertragsstaaten.   Erstere  seien  verpflichtet,  alle 


1)  A.  et  D.  II  394. 
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Mittel  aufzuwenden,  um  die  auf  ihrem  Gebiet  befindlichen 
Zeugen  vor  die  Kommission  zu  bringen,  letztere  dagegen  hätten 
nur  die  Pflicht,  die  sich  auf  ihrem  Gebiet  aufhaltenden  Zeugen 
durch  ihre  zuständigen  Behörden  vernehmen  zu  lassen,  und  auch 
dies  nur  unter  dem  Vorbehalt,  daß  eine  solche  Vernehmung  nicht 
ihre  Sicherheit  oder  ihre  Hoheitsrechte  beeinträchtige. 

Der  Präsident  Bourgeois  unterstützte  seinen  Vorredner 
durch  die  Bemerkung,  die  Parteien  übernähmen  durch  Unter- 
zeichnung des  Untersuchungsabkommens  die  Verpflichtung,  der 
Kommission  vorbehaltlos  die  Mittel  zur  Erforschung  der  Wahr- 
heit an  die  Hand  zu  geben. 

Hierauf  nahm  v.  Martens^)  zu  der  angeregten  Frage 
Stellung.  Auch  er  unterschied  2  Fälle;  doch  ging  er  hiebei 
nicht  vom  Aufenthalt,  sondern  von  der  Staatsangehörigkeit  des 
Zeugen  aus.  Sei  der  Zeuge  Untertan  eines  der  streitbefangenen 
Staaten,  so  sei  dieser  moralisch  und  rechtlich  zur  Beischaffung 
des  Zeugen  verpflichtet;  gehöre  der  Zeuge  jedoch  einem  unbe- 
teiligten Staate  an,  so  müsse  man  sich  an  diesen  wenden,  und 
zwar  durch  Vermittlung  der  die  Parteien  vertreten- 
den Agenten. 

Dieser  letzte  Gedanke  gab  zu  besonderen  Erörterungen 
Anlaß.  Vor  allem  trat  Bourgeois  mit  dem  Einwand  hervor, 
eine  der  Parteien  könne  ein  Interesse  daran  haben,  die  Ver- 
nehmung eines  Zeugen  zu  verhindern ;  er  halte  es  daher  für 
besser,  wenn  der  Vorsitzende  der  Kommission  sich  mit  der 
dritten  Macht  unmittelbar  in  Verbindung  setze. 

An  der  weiteren  Debatte  beteiligten  sich  Guillaume, 
V.  Martens,  Kriege,  Asser  und  Sir  Edward  Fry;  schließ- 
lich wurde  diese  Fra^e  einhellig  im  Sinne  des  Präsidenten 
Bourgeois  entschieden  i),  nämlich  dahin,  daß  sich  die  Kom- 
mission unmittelbar  an  die  Regierung  des  unbeteiligten  Staates 
wenden  solle,  auf  deren  Gebiet  der  Zeuge  seinen  Wohnsitz  habe. 

Auf  Vorschlag  des  Präsidenten  wurden  hierauf  Guil- 
laume, Kriege  und  Fromageot  mit  der  Aufgabe  betraut, 
außerhalb  der  Sitzung  einen  Artikel  in  diesem  Sinne  abzu- 
fassen, i) 


')  A.  et  n.  IT  394. 
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Nunmehr  schlug  Asser  vor,  den  2.  Absatz  des  Art.  16  zu 
streichen;  der  Antrag  wurde  jedoch  abgelehnt. 

Uber  die  Unterstützungspflicht  der  Parteien  fand  noch  eine 
Auseinandersetzung  zwischen  Kriege  und  Fr o  mage  o  t  statt.i) 
Ersterer  hielt  an  seiner  früher  geäußerten  Ansicht  fest;  letzterer 
hingegen  lieh  der  Befürchtung  Ausdruck,  daß  man  sich  durch 
diese  schwerwiegende  Bindung  der  Parteien  in  Widerspruch 
setze  mit  der  Klausel  in  dem  bisherigen  Art.  12  („dans  la  plus 
large  mesure  qu^elles  jiigeront  possible^^). 

Schließlich  machte  der  italienische  Bevollmächtigte  Fusi- 
natoi)  noch  einige  Vorschläge.  Zunächst  beantragte  er,  die 
Worte  „Parties  contractantes''  (in  Art.  16  Abs.  2)  durch  ,,Puis- 
sances  signataires^^  zu  ersetzen.  Sodann  wünschte  er,  daß  man 
bei  Abfassung  des  neuen  Artikels  dem  Umstand  Rechnung  trage, 
daß  sich  die  ßechtshilfetätigkeit  der  Mächte  nicht  nur  auf 
Zeugenvernehmungen,  sondern  auch  auf  Urkundenmitteilung, 
Auskünfte  u.  s.  w.  erstrecken  könne. 

Zu  Beginn  der  4.  Sitzung^)  wies  der  portugiesische  Be- 
vollmächtigte Oliveira  nochmals  auf  die  oben  genannte  Klausel 
in  Art.  12  des  bisherigen  Abkommens  hin  und  empfahl  deren 
Aufrechterhaltung. 

Hierauf  erstattete  Fromageot^)  auf  Ersuchen  des  Präsi- 
denten Bericht  über  das  Ergebnis  der  Beratungen,  die  er  im 
Auftrag  des  Prüfungsausschusses  mit  Gruillaume  und  Kriege 
gepflogen  hatte. 

Drei  neue  Artikel  waren  aus  diesen  Verhandlungen  hervor- 
gegangen, Art.  23,  24  und  25. 

Art.  23  regelte  an  Stelle  von  Art.  16  Abs.  I  des  britisch- 
französischen Entwurfs  die  Unterstützungspflicht  der  Parteien. 

In  Abs.  1  war  der  alte  Art.  12  seinem  vollen  Wortlaut 
nach  aufrechterhalten;  insbesondere  war  auch  die  erwähnte 
Klausel  geblieben. 

Fromageot^)  begründete  dies  damit,  daß  eine  unbe- 
grenzte Aufklärungspflicht  der  Parteien  die  Untersuchungskom- 


1)  A.  et  D.  II  395. 

2)  A.  et  D.  II  396  ff. 
3j  A.  et  D.  II  397. 
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missionen  allzu  leicht  in  die  Gefahr  bringe,  ihre  Nachforschungen 
zu  weit  auszudehnen  und  so  ihr  Recht  zu  mißbrauchen. 

Die  beiden  anderen  Absätze  bezogen  sich  speziell  auf  den 
Zeugen-  und  Sachverständigenbeweis.    Sie  lauteten : 

„Elles  (les  Puissances  en  litige)  s'engagent  d  user  des  moyens 
dont  elles  disposent  d^ajpres  leur  legislaüon  interieure^  pour  assurer 
la  comjMrution  des  temoins  ou  experts  se  trouvant  sur  leur  terri- 
toire  et  cites  devant  la  Commission. 

Si  ceux-ci  ne  peiivent  comparaitre  devant  la  Commission, 
elles  feront  proceder  d  leur  audition  devant  leiirs  autorites  com- 
petentes." 

Über  die  Bedeutung  des  2.  Absatzes  erhoben  sich  einige 
Zweifel. 

Zunächst  warf  Fusinato^)  die  Frage  auf,  ob  sich  die 
Verpflichtung  der  Parteien  nur  auf  ihre  Untertanen  oder  auch 
auf  andere  Bewohner  ihres  Gebietes  beziehe.  Durch  Froma- 
geot  und  Kriege  wurde  die  Frage  in  letzterem  Sinne  beant- 
wortet. 

Sodann  fragte  Lammasch 2)  an,  ob  die  Parteien  durch 
Unterzeichnung  des  Untersuchungsabkommens  auch  die  Ver- 
pflichtung übernähmen,  ihre  Beamten  von  der  Wahrung  des 
Amtsgeheimnisses  zu  entbinden;  dies  lasse  sich  aus  der 
Fassung  des  2.  Absatzes  herauslesen ;  die  Auferlegung  einer  sol- 
chen Pflicht  sei  jedoch  nach  seiner  Ansicht  nicht  ratsam. 

Bourgeois  und  Fromageot  erwiderten  in  richtiger 
"Weise  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  der  Absatz  auf  die  innere 
Gesetzgebung  verweise ;  die  Mächte  müßten  also  in  diesem 
Punkte  gegenüber  den  Untersuchungskommissionen  ebenso  freien 
Spielraum  haben,  wie  gegenüber  ihren  eigenen  Gerichten. 

Des  weiteren  machte  Guillaume  darauf  aufmerksam,  daß 
Art.  28  sich  nur  auf  das  Erscheinen,  nicht  auf  die  Aussagen 
der  Zeugen  beziehe. 

Schließlich  äußerte  sich  noch  Merey  de  Kapos-Mere 
dahin,  daß  man  das  Stillschweigen  der  Konvention  über  den 
fraglichen  Punkt  in  dem  von  Bourgeois  dargelegten  Sinne 
interpretieren  müsse. 


1)  A.  et  D.  II  397. 

2)  A.  et  D.  I!  398. 
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Damit  war  diese  Frage  in  befriedigender  Weise  erledigt. 

Der  neue  Art.  24  handelte  von  der  Unterstützungspflicht 
der  Vertragsstaaten,  die  nicht  am  Streite  beteiligt  seien,  ersetzte 
also  den  Art.  16  Abs.  2  des  britisch-französischen  Entwurfs. 
Er  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Pour  toutes  les  7ioflflcations  que  la  Commissmi  aurait  d 
faire  sur  le  territoire  d'une  tierce  Puissance  signataire  de  la  pre- 
sente  Convention,  la  Commission  s^adressem  directement  au  Gou- 
vernement de  cette  Puissance.  11  en  sera  de  meme  sHl  s'agit  de 
faire  proceder  sur  place  d  V etahlissement  des  moyens^)  de  preuves. 

Ces  requetes  ne  pourront  etre  ^^efusees  que  si  la  Puissance 
requise  les  juge  de  naiure  d  porter  atteinte  d  sa  souverainete  ou  d 
sa  securite. 

La  Comynksion  aura  aussi  toujours  la  facidte  de  recourir  d 
Vintermediaire  de  la  Puissance  sur  le  territoire  de  laquelle  eile  a 
son  siege.'' 

Zu  diesem  Artikel  erklärte  Fromageot:^) 

In  Abs.  1  sei  der  Ausdruck  „notification"  an  Stelle  des 
Wortes  „citation"  gesetzt  worden,  weil  letzteres  schärfer  sei  und 
die  Ausübung  von  Hoheitsrechten  in  sich  zu  schließen  scheine. 

Abs.  2  sei  auf  Antrag  von  Kriege  der  Bestimmung  nach- 
gebildet worden,  welche  im  internationalen  Privatrecht  3)  für 
die  Ersuchungsschreiben  gelte. 

Art.  25  entsprach  im  allgemeinen  dem  Art.  18  des  britisch- 
französischen Entwurfs;  es  wurde  in  ihm  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, daß  die  Ladung  der  Zeugen  und  Sachverständigen 
immer  durch  Vermittlung  des  Aufenthaltsstaates  zu  erfolgen 
habe.    Im  übrigen  s.  o.  §  12  (Seite  108). 

Art.  28,  21  und  25  wurden  unverändert  angenommen, 
Art.  24  allerdings  nur  in  vorläufiger  Fassung ;  durch  einige  Be- 
merkungen des  schweizerischen  Bevollmächtigten  Carl  in  sah 
sich  nämlich  der  Prüfungsausschuß  veranlaßt,     drei  seiner  Mit- 

')  Im  Entwurf  des  Prüfungsausschusses  :  „de  tous  moyens." 
')  A.  et  D.  II  397. 

^)  Abkommen  zur  Regelung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts 
vom  14.  Nov.  1896  (Art.  7  Abs.  2),  ersetzt  durch  das  Zivilprozeßabkommen  vom 
17.  Juni  1905  (Art.  11  Abs.  3  Ziff.  3). 

*)  Vgl.  A.  et  D.  II  40. 
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glieder,  Fusinato,  Krie  g e  und  C  a  r lin,  mit  einer  Neufassung 
des  Artikels  zu  betrauen. 

Im  späteren  Verlauf  der  4.  Sitzungi)  kam  Art.  15  des 
britisch-französischen  Entwurfs 2)  zur  Beratung. 

Oliveira  meinte,  diese  Bestimmung  sei  angesichts  des 
neuen  Art.  23  überflüssig. 

Dieser  Auffassung  trat  jedoch  Fromageot  entgegen,  in- 
dem er  betonte,  der  Artikel  sei  sogar  sehr  wertvoll  für  eine 
etwaige  Ergänzung  der  Beweisaufnahme. 

Des  weiteren  erliob  sicli  Widerspruch  gegen  den  zweiten 
Satz  des  Artikels :  ^^En  cas  de  refus  la  Commission  en  prend  acte/' 
Man  bezeichnete  es  für  unnütz  den  Fall  einer  Weigerung  vor- 
zusehen; auch  wurden  Bedenken  laut,  ob  nicht  die  Worte  ^,en 
cas  de  refus''  in  Widerspruch  ständen  mit  der  in  Art.  23  den 
Parteien  auferlegten  Unterstützungspflicht,  i) 

Sodann  beantragten  noch  Merey  de  Kapos-Mere  und 
Lammasch,  die  Art.  15  und  16  des  britisch-französischen  Ent- 
wurfs umzustellen,  jedoch  ohne  Erfolg.^) 

Das  Ergebnis  der  Erörterungen  war,  daß  Art.  15  unter 
Weglassung  des  zweiten  Satzes  angenommen  wurde. 

in. 

In  der  3.  Sitzung  der  I.  Kommission  wurde  Art.  23 
Abs.  2,  der  schon  im  Prüfungsausschuß  zu  Zweifeln  Anlaß  ge- 
geben hatte,  nochmals  Gegenstand  von  Erörterungen.'*) 

Der  norwegische  Bevollmächtigte  Hagerup  wünschte 
nämlich  von  der  Kommission  ausdrücklich  festgestellt  zu  sehen, 
daß  diese  Bestimmung  für  solche  Staaten,  in  deren  Gesetzgebung 
keine  Zwangsmaßregeln  gegen  Zeugen  und  Sachverständige  vor- 
gesehen seien,  nicht  die  Verpflichtung  in  sich  schlösse,  derar- 
tige Zwangsmittel  neu  einzuführen. 

Sir  Edward  Fry  und  Guillaume  erklärten  hierauf, 
daß  der  Artikel  in  dem  gewünschten  Sinne  auszulegen  sei. 


0  A.  et  I).  II  400. 
2)  S.  o.  Seite  7^. 
«)  A.  et  D.  II  401. 
*)  A.  et  D.  II  S?. 
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Auch  der  Präsident  Bourgeois  betonte,  daß  die  innere 
Gesetzgebung  der  Staaten  völlig  unberührt  bleiben  solle. 

Lammaschi)  fügte  bei,  daß  Abs.  2  eine  sehr  allgemeine 
Bedeutung  habe.  Unter  den  dort  genannten  Mitteln  seien  nicht 
nur  die  eigentlichen  Zwangsmaßnahmen  zu  verstehen;  beispiels- 
weise würden  in  manchen  Ländern  auch  die  Reisekostenvor- 
schüsse hierunter  fallen. 

Hagerup  erklärte  nunmehr,  durch  diese  Erläuterungen 
zufriedengestellt  zu  sein. 

Zu  Art.  24  bemerkte  Fusinatoi),  die  zwischen  ihm, 
Carl  in  und  Kriege  gepflogenen  Beratungen  hätten  zu  einer 
grundsätzlichen  Einigung  geführt;  er  schlage  vor,  die  Fixierung 
der  Verhandlungsergebnisse  dem  allgemeinen  Redaktionsaus- 
schuß zu  überlassen. 

Dieser  Vorschlag  fand  die  Zustimmung  der  Kommission. 
In  der  9.  Plenarsitzung  wies  Carlin  nochmals  ausdrücklich  auf 
diesen  Beschluß  hin.  2) 

Im  übrigen  wurden  die  Art,  22 3)— 25  von  Kommission 
und  Plenum  ohne  weitere  Erörterungen  angenommen. 

Die  endgültige  Fassung  des  Art.  24  wies  außer  einer 
unbedeutenden  sprachlichen  Änderung  in  Abs.  1  („Puissances 
contradantes''  statt  „Puissances  signataire  de  la  presente  Conven- 
tion^') eine  Erweiterung  des  Abs.  2  auf;  dieser  lautete  jetzt: 

,,Les  requetes  adressees  ä  cet  effet  seront  executees  suivant  les 
moyens  dont  la  Puissance  requise  dispose  d'apres  sa  legislation 
interieureA)  Elles  ne  peuvent  etre  refiisees  que  si  cette  Puissance 
les  juge  de  nature  d  porter  atteinte  ä  sa  souverainete  ou  d  sa  se- 
curite/' 

IV. 

Die  Bestimmungen  des  3.  Titels  über  die  Unterstützung 
der  Untersuchungskommissionen  (Art.  22  -24)  laufen  den  Vor- 
schriften der  revidierten  Schiedsprozeßordnung  in  Art.  72  Abs. 
1,  75  und  76  parallel. 

»)  A.  et  D.  II  40. 
2j  A.  et  D.  I  335. 

')  Der  modifizierte  Art.  15  des  britisch-französischen  Entwurfs. 
*)  Vgl.  Art.  23  Abs.  2. 
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Sie  bedeuten  einen  wesentlichen  Fortschri  tt.i) 

Zunächst  ist  die  Unterstützungspflicht  der  Parteien,  die 
bereits  durch  Art.  12  des  bisherigen  Abkommens  begründet  war, 
durch  die  Art.  22  und  23  Abs.  2  und  3  in  glücklicher  Weise 
vertieft  und  ausgebaut  worden.''^)  An  sich  sind  ja  diese  neuen 
Bestimmungen  nur  ein  Ausfluß  der  bereits  bestehenden  allge- 
meinen Pflicht.  Nichtsdestoweniger  sind  sie  durchaus  am  Platze ; 
insbesondere  ist  es  zu  begrüßen,  daß  auf  dem  wichtigen  Gebiete 
des  Zeugen-  und  Sachverständigenbeweises,  wo  sich  der  Mangel 
der  Untersuchungskommission  an  Zwangsmitteln  sehr  fülilbar 
machen  würde,  spezielle  Vorschriften  getroffen  worden  sind. 

Vor  allem  aber  ist  eine  wertvolle  Förderung  des  Uuter- 
sucliungsverfahrens  darin  zu  erblicken,  daß  nunmehr  auch  eine 
Unterstützungspflicht  sämtlicher  nicht  am  Streite  beteiligten 
Vertragsstaaten  geschaffen  worden  ist.  Daß  diese  Pflicht  nicht 
so  weit  geht  wie  die  der  Parteien  und  außerdem  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Hoheitsrechte  und  die  Sicherheit  der  Mäclite 
eingeengt  ist,  ist  nur  zu  billigen;  einem  Staat,  der  unter  Um- 
ständen dem  Streit  völlig  fernsteht  und  an  seiner  Erledigung 
nicht  das  geringste  Interesse  hat,  kann  nicht  zugemutet  werden, 
die  gleiche  Verpflichtung  zu  übernehmen  wie  die  unmittelbar 
beteiligten  Mächte  oder  gar  seine  Hoheitsrechte  oder  seine 
Sicherheit  in  Gefahr  zu  bringen. 

Die  Bestimmung  des  Art.  25  schließlich,  daß  die  Ladung 
der  Zeugen  und  Sachverständigen  immer  durch  Vermittlung 
der  Regierung  des  Aufenthaltsstaates  erfolgen  solle,  rechtfertigt 
sich,  wie  GuiUaume  im  Kommissionsbericht  darlegte^),  ein- 
mal durch  die  Rücksicht  auf  die  Souveränität  der  Mächte,  sowie 
durch  die  Erwägung,  daß  man  den  Staaten  Gelegenheit  geben 
muß,  die  ihnen  eingeräumten  Vorbehalte  geltend  zu  machen; 
sodann  kommt  in  Betracht,  daß  es  unklug  wäre,  wenn  man 
jedem  geladenen  Zeugen  die  Möglichkeit  gewähren  würde,  ohne 
Genehmigung  seiner  Regierung  Aussagen  zu  machen. 

^)  Vgl.  zu  dem  folgenden  Nippold,  Friedenskonferenz  I  Seite  30  f. 

^)  Hierher  gehört  übrigens  auch,  wie  Fromageot  in  der  4.  Ausschuß- 
sitzung (A.  et  D.  II  401)  hervorhob,  Art.  19  Abs.  2,  der  den  Parteien  zur  Pflicht 
macht,  der  Kommission  zu  Beginn  der  Untersuchung  ihr  gesamtes  Beweismaterial 
vorzulegen. 

A.  et  D.  1  412. 


II.  Kapitel. 

Der  Bericht. 

§  14. 

Der  Bericht  nach  der  formellen  Seite. 

Die  Konvention  enthält  in  den  Art.  33  und  34  formelle 
Bestimmungen  über  den  Bericht. 

1.  Art.  33  führt  auf  Art.  24  des  britisch- französ  i- 
schen  Entwurfs  zurück;  dieser  lautete: 

„Le  rapport  de  la  Commisslon  internationale  cVenquete  est 
adopte  d  la  majorite  des  voix  et  signe  par  tous  les  membres  de  la 
Commisslon. 

Si  un  des  membres  refuse  de  sujner,  mention  en  est  faite^  le 
rapport,  adopte  ä  la  majorite,  restant  valable." 

Abs.  2  trug  einem  ungefähr  gleichlautenden  Verbesserungs- 
vorschlag (amendement)  Rechnung,  den  Italien  zu  dem  bis- 
herigen Art.  13  eingereicht  hatte. 

Der  Artikel  wurde  von  Prüfungsausschuß,  Kommission  und 
Plenum  debattelos  angenommen.  Er  wurde  jedoch  durch  den 
Redaktionsausschuß  sprachlich  und  inhaltlich  vereinfacht;  insbe- 
sondere wurde  die  Erwähnung  des  Majoritätserfordernisses  in 
Abs.  1  und  2  gestrichen,  wohl  im  Hinblick  auf  Art.  30  Abs.  2. 
Der  Artikel  hat  nunmehr  folgende  Fassung : 

„Le  rapport  est  signe  par  tous  les  membres  de  la  Commission. 

Si  un  des  membres  refuse  de  signer,  menliofi  en  est  faite; 
le  rapport  reste  neanmoins  valable" 

Der  Bericht  wird  also  nach  gepflogener  Beratung,  i)  in  der 
die  Ergebnisse  der  Beweisaufnahme  nach  freier  Uberzeugung 
der  Kommission  gewürdigt  werden,   schriftlich  abgefaßt 


')  Hierüber  siehe  oben  S.  59  f. 
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(Art.  32)  und  von  allen  Kommissionsmitgliedern  unterzeich- 
net. (Abs.  1). 

Letzere  Vorschrift  ist  dem  Art.  52  Abs.  1  Satz  2  des  bis- 
herigen Abkommens  i)  nachgebildet  (vgl  auch  §  275  St.  P.  0., 
§  315  Z.  P.  0.) 

Abs.  2  sieht  den  Fall  vor,  daß  ein  Kommissar,  der  über- 
stimmt worden  ist,  sich  weigert,  durch  seine  Unterschrift  dem 
Urteil  der  Majorität  äußerlich  beizutreten.  Es  soll  dann  von 
der  Unterschriftsverweigerung  Vermerk  genommen  werden,  der 
Bericht  aber  gleichwohl  gültig  bleiben. 

Durch  diese  Bestimmung  ist  jedoch  den  Kommissaren  auf 
keinen  Fall  das  Recht  eingeräumt,  ihre  Unterschrift  zu  ver- 
sagen, eine  solche  Weigerung  bedeutet  vielmehr  eine  offenbare 
Pflichtverletzung.  2)  Mit  Rücksicht  hierauf  wäre  es  vielleicht 
besser  gewesen,  den  Abs.  2  wegzulassen  3),  wie  ja  auch  auf  der 
I.  Haager  Friedenskonferenz  bei  Beratung  der  Schiedsprozeß- 
ordnung  ein  ähnlicher  Antrag  des  italienischen  Bevollmächtigten 
Nigra  abgelehnt  wurde. 2)  Daß  das  Fehlen  einzelner  Unter- 
schriften die  Grültigkeit  des  von  der  Mehrheit  angenommenen 
Berichtes  unberührt  läßt,  entspricht  allgemeinen  juristischen 
Grundsätzen,  brauchte  also  nicht  besonders  betont  zu  werden. 

2.  Art.  34,  der  unverändert 4)  aus  dem  britisch-französi- 
schen Entwurf  (Art.  25)  übernommen  wurde,  lautet: 

„Le  rapport  de  la  Commission  est  lu  en  seance  publique,  les 
agents  et  les  conseüs  des  Parties  presents  ou  dthnent  appeles. 

Un  exemplaire  du  rapport  est  remis  ä  chaque  Partie." 

Nach  Abs.  1,  der  fast  wörtlich  dem  Art.  53  des  bisherigen 
Abkommens  (dem  jetzigen  Art.  80)  entspricht,  muß  der  Bericht 
verkündet  werden;  eine  besondere  rechtliche  Bedeutung,  wie 
für  den  Schiedsspruch^),  hat  allerdings  hier  die  Verkündung 
nicht. 


Vgl.  übrigens  dagegen  Art.  79  Satz  2  der  revidierten  Schiedsprozeß- 

ordnung. 

2)  Vgl.  Meurer  I  338. 

•)  Vgl.  hiezu,  die  Weglassung  des  2.  Satzes  von  Art.  15  des  brit.-frauz. 
Entwurfs  (s.  o.  Seite  78). 

*)  Von  kleinen  formellen  Verschiedcnlieiton  abgesehen. 
Vgl.  M eurer  l  342. 
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Sie  erfolgt  durch  Verlesung  des  Berichtes  (vgl.  hiezu  §  267 
St.  P.  0.,  §  311  Z.  P.  0.)  und  zwar  in  öffentlicher  Sitzung  i);  die 
Agenten  und  E-echtsbeistände  müssen  hiezii  geladen  sein. 2) 

Der  Bericht  wird  schließlich  den  Parteien  in  Ausfertigung 
zugestellt  (Abs.  2).  Die  Urschrift  verbleibt  bei  den  Akten 
und  wird  mit  diesen  dem  Internationalen  Bureau  des  Ständigen 
Schiedshofs  einverleibt. 

§  15. 

Die  Bedeutung  des  Berichtes. 
I. 

Art.  26  des  britisch-französischen  En  twurfs  lautete: 

„Le  rapport  de  la  Commission  interiiationale  cVcnquete,  limite 
ä  la  constatation  des  faits,  ri'a  nullement  le  caractere  d^une  sen- 
tence  arbitrale.  II  laisse  aux  Puissances  en  litige  une  entiere  liberte 
pour  la  suite  d  donner  ä  cette  constatation/^ 

Er  stimmte  also  wörtlich  mit  Art.  14  des  bisherigen  Ab- 
kommens überein. 

Hingegen  brachte  der  russische  Entwurf  eine  wesent- 
liche Abweichung  von  dem  Recht  der  1.  Friedenskonferenz;  er 
schloß  mit  folgendem  Artikel  3): 

,fLes  Puissances  en  litige,  ayant  pris  connaissance  de  la  con- 
statation des  faits  et  des  responsabilites  eno?t,cee  par  la  Commission 
internationale  d'enquete,  sont  libres  soit  de  conclure  un  arrangement 
d  Vamiable,  soit  de  recourir  d  la  Cour  permanente  d^arbitrage  de 
La  Haye.^' 

II. 

Als  in  der  4.  Sitzung  des  Prüfungsausschusses 
Art.  26  des  britisch-französischen  Entwurfes  zur  Beratung  ge- 

•)  Vgl.  §  370  G.  V.  G. 

2)  Die  hierauf  bezügliche  französische  Wendung  ist  nunmehr  durch  die 
Übersetzung  „in  Gegenwart  oder  nach  gehöriger  Ladung  der  Agenten  und  Rechts- 
beistände der  Parteien"  in  zwei f eisfreier  Weise  wiedergegeben  (vgl.  hiezu 
3Iearer  I  343.) 

3)  Art.  17. 
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zogen  wurde  1),  stellte  Brown  Scott  namens  der  amerikanischen 
Abordnung  den  Antrag,  Art.  17  des  russischen  Entwurfes  in 
das  Abkommen  aufzunehmen.  Dieser  Artikel  ging  dahin,  daß 
die  Parteien  nach  Kenntnisnahme  von  dem  Inhalt  des  Berichtes 
nur  noch  die  Wahl  zwischen  gütlicher  Einigung  und  Anrufung 
eines  Schiedsgerichts  haben  sollten. 

Der  Vorschlag  der  amerikanischen  Delegation  gab  zu  einer 
längeren  interessanten  Debatte  Anlaß. 

Zunächst  erklärte  Fusinatoi),  die  Annahme  dieses  Ar- 
tikels würde  gleichbedeutend  sein  mit  der  Einführung  des  Prin- 
zips der  obligatorischen  Schiedssprechung.  Dieser  Ausblick 
schrecke  ihn  zwar  nicht  ab ;  wenn  aber  das  der  Gegenstand  der 
Abstimmung  sei,  so  müsse  man  es  deutlich  sagen. 

Fromageoti)  meinte  sodann,  wenn  der  Ausschuß  diesen 
Artikel  annehmen  wolle,  so  dürfe  er  ihn  nicht  aa  den  Schluß 
setzen,  sondern  müsse  ihm  einen  recht  augenfälligen  Platz  geben ; 
denn  durch  eine  derartige  Bestimmung  würde  die  Untersuchungs- 
kommission der  erste  Zahn  eines  Räderwerks  werden,  das  an 
die  obligatorische  Schiedssprechung  anstoße. 

Als  Gegner  des  Antrags  trat  nunmehr  der  Präsident  B  o  u  r- 
geoisi)  auf.  Er  lieh  der  Befürchtung  Ausdruck,  diese  Vor- 
schrift würde  einer  häufigen  und  erfolgreichen  Anrufung  der 
Untersuchungskommissionen  im  Wege  stehen ;  denn  die  Mächte, 
zwischen  denen  plötzlich  ein  Streit  ausgebrochen  sei,  würden 
in  einem  Moment,  der  sehr  vorsichtiges  und  zwangloses  Handeln 
erfordere,  davor  zurückscheuen,  sich  zur  Anrufung  der  Schieds- 
sprechung zu  verpflichten,  bevor  noch  die  Tatsachen  festgestellt 
seien.  Andererseits  würden  die  streitenden  Teile  nach  Bekannt- 
gabe des  Berichtes,  der  die  Wahrheit  ans  Licht  bringe,  sich 
ohnehin  gezwungen  sehen,  jede  feindliche  Haltung  aufzugeben 
und  ihren  Streit  auf  gütlichem  Wege  zu  schlichten.  Kurz, 
dieser  Zusatz  könnte  schaden  statt  nützen. 

V.  Martens  2)  vertrat  hingegen  die  Ansicht,  daß  Staaten, 
die  sich  einmal  auf  Anrufung  einer  Untersuchungskommission 
geeinigt  hätten,  in  der  Bekundung  ihrer  Friedensliebe  auch 
noch  weiter  gehen  könnten. 

A.  et  D.  II  401. 
A.  et  D.  II  402. 
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Bourgeois  beharrte  jedoch  auf  seinem  Standpunkte,  daß 
eine  rechtliche  Bindung  der  Parteien  ein  Hindernis  bilde  und 
daher  schwächer  sei  als  die  moralische  Verpflichtung^,  die  sich 
aus  dem  Abschluß  des  Untersuchungsabkommens  ergebe. 

Daraufhin  zog  Brown  Scott  seinen  Antrag  zurück. 

Es  wurde  nun  Art.  26  des  britisch-französischen 
Entwurfs  unverändert  angenommen.  Er  fand  auch  von 
Seiten  der  Kommission  und  des  Plenums  keinen  Widerspruch,  i) 

III. 

Die  Bedeutung  des  Berichtes  ist  also  unverändert  geblie- 
ben: Der  Bericht,  der  lediglich  die  festgestellten  Tatsachen 
enthält,  ohne  irgendwelche  Konsequenzen  daraus  zu  ziehen,  2) 
läßt  den  Parteien  nach  wie  vor  volle  Freiheit  hinsichtlich  der 
Folge,  die  sie  ihm  geben  wollen. 

Wie  ist  nun  der  russische  Vorschlag  zu  beurteilen, 
der  den  streitenden  Teilen  nur  die  Wahl  zwischen  gütlicher 
Vereinbarung  und  Anrufung  eines  Schiedsgerichts  lassen  wollte?^) 

Er  entsprang,  wie  Guillaume  im  Kommissionsbericht 
hervorhob,  5)  dem  humanen  und  großherzigen  Gedanken,  den 
Krieg  als  Mittel  zur  Lösung  des  Streitfalls  auszuschließen.  Es 
hat  dies  auf  den  ersten  Blick  etwas  Bestechendes.  Man  kann 
jedoch  den  Einwänden,  die  Bourgeois  dem  Vorschlag©  ent- 
gegensetzte, die  Berechtigung  nicht  absprechen.  Die  Einsetzung 
einer  Untersuchungskommission  würde  eine  rechtlich©  Verpflich- 
tung in  sich  schließen,  die  manchen  Staat  abhalten  würde,  die 
Einrichtung  in  Anspruch  zu  nehmen;  die  Anrufung  der  Unter- 
suchungskommissionen würde  also  seltener  werden.  Erst  dann 
würde  dieser  Nachteil  schwinden  und  damit  der  russische  Vor- 
schlag seinen  hohen  Wert  als  Friedensgarantie  voll  entfalten, 


^)  Art.  35  des  Abkommens.  —  Die  endgültige  Fassung  des  Artikels  weist 
übrigens  eine  kleine  formelle  Vereinfachung  auf  („Commission"  anstatt  „Com- 
mission  internationale  d'enquete"). 

2j  Vgl.  jedoch  o.  S.  24. 

')  Vgl.  hiezu  Nippold,  Friedenskonferenz  I  S.  34,  Fried  S.  37. 
*)  A.  et  D.  I  415. 
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wenn  die  Untersuchungskommissionen  selbst  eine  obligatorische 
Einrichtung  geworden  sind.  Unter  den  jetzigen  Umständen  aber 
erscheint  der  Friede  besser  dadurch  gesichert,  daß  den  Staaten 
die  Anrufung  der  Kommissionen  mögliclist  leicht  gemacht  wird; 
denn  der  Abschluß  eines  Untersuchungsabkommens  bedeutet 
schon  für  sich  allein  eine  zuverlässige  Bürgschaft  für  die  Er- 
haltung des  Friedens.  Er  legt  einesteils  den  Staaten  eine  zwin- 
gende moralische  Verpflichtung  zu  gütlicher  Streitbeilegung 
auf,  andernteils  bringt  er  einen  wesentlichen  Zeitgewinn,  der 
den  Gegensätzen  zum  guten  Teil  ihre  Schärfe  nimmt;  es  kann 
daher,  wenn  auch  nicht  theoretisch,  so  doch  praktisch  der  Aus- 
bruch eines  Krieges  nach  Anrufung  einer  Untersuchungskom- 
mission als  ausgeschlossen  betrachtet  werden. 

Die  Kosten  des  Verfahrens. 

Der  britisch -französische  Entwurf  bestimmte  in 
Art.  27: 

„Chaque  Partie  supporte  ses  propres  frais  et  une  part  egale 
des  frais  de  la  Commisslon." 

Diese  Vorschrift,  die  dem  Art.  57  des  bisherigen  Abkom- 
mens 1)  fast  wörtlich  nachgebildet  war,  wurde  in  der  4.  Sitzung 
des  Prüfungsausschusses  2)  debattelos  angenommen  und  von  Kom- 
mission und  Plenum  ohne  weiteres  genehmigt. 

Der  Kostenpunkt  ist  somit  durch  die  Konvention  (Art.  36) 
folgendermaßen  geregelt. 

Es  sind  zwei  Gattungen  von  Kosten  unterschieden: 

1.  die  eigenen  Kosten  der  Parteien, 

2.  die  Kosten  der  Kommission. 

Erstere  trägt  jede  Partei  für  sich  allein,  letztere  zu  glei- 
chem Anteile. 


^)  Dem  jetzigfen  Art.  85. 
2)  A.  et  !\  II  402. 

*)  Vgl.  zum  folgenden  Meurer  I  367  f  (betr  der  SchiedsprozeßUostcn). 
Zu  dieser  zeitlicbeu  Trennung-  vgl.  Art.  8  des  L'ntersuchungsabkoninions 
im  Iluller  Fall  (Meurer  I  159). 
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Was  ist  nun  zunächst  unter  den  eigenen  Kosten  der 
Parteien  zu  verstehen? 

Vor  allem  fallen  hierunter  dienigen  Kosten,  die  den  Par- 
teien vor  dem  Zusammentritt  der  Kommission  erwachsen  sind 
(bei  den  diplomatischen  Verhandlungen,  bei  etwa  angestellten 
Untersuchungen,  bei  Festlegung  des  Untersuchungsabkommens, 
bei  Bildung  der  Kommission);  denn  diese  können  begriffsmäßig 
nicht  zu  den  „Kosten  der  Kommission"  gerechnet  werden. 

Von  den  Kosten,  die  nach  dem  Zusammentritt  der  Kom- 
mission entstehen,  sind  unter  die  eigenen  Kosten  der  Parteien 
zu  zählen:  die  Honorare  der  Agenten  und  Rechtsbeistände  und 
wohl  auch  der  von  den  Parteien  allein  bestellten  Kommissare 
und  Beisitzer,  ferner  die  Kosten  für  die  auf  Antrag  der  Parteien 
geladenen  Zeugen  und  Sachverständigen  (Entschädigung  für  Zeit- 
versäumnis, Ersatz  der  Reise-  und  Aufenthaltskosten,  außerdem 
Vergütung  für  die  Sachverständigen),  i) 

Als  Kosten  der  Kommission  erscheinen  dagegen  die 
Honorare  für  die  gemeinsam  bestellten  Kommissionsmitgiieder, 
insbesondere  den  Obmann ;  die  Kosten  für  die  von  Amtswegen 
geladenen  Zeugen;  die  Kosten  eines  etwaigen  örtlichen  Augen- 
scheins; die  Bureaukosten. 2) 

Die  letzteren  scheiden  allerdings  dann  aus,  wenn  die  Kom- 
mission ihren  Sitz  im  Haag  hat;  in  diesem  Falle  werden  gemäß 
Art.  15  und  50  des  Abkommens  die  Bureaukosten  von  allen 
Konferenzmächten  gemeinsam  getragen. 

Die  Lösung  der  Kostenfrage  in  Art.  86  —  der  übrigens 
gemäß  Art.  17  nur  subsidiäre  Geltung  hat  —  entspricht  durch- 
aus der  Natur  des  Untersuchungsvorfahrens.  Die  Kommission 
wird  im  gemeinsamen  Interesse  beider  Parteien  tätig;  daher  ist 
auch  eine  ungefähr  gleichheitliche  Verteilung  der  Kostenlast 
gerechtfertigt.  Übrigens  wäre,  da  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
lediglich  eine  Tatsachenfeststellung  ist,  von  einer  Verurteilung 
oder  auch  nur  von  dem  Unterliegen  einer  Partei  also  nicht  ge- 
sprochen werden  kann,  für  die  Grundsätze  unserer  Straf-  oder 
Zivilprozeßordnung  von  vornherein  kein  Raum. 

VVgl  §§  70,  84  St.  P.  O.,  §§  401,  413  Z.  P.  0. 

^)  Zu  diesen  gehören  auch  die  Kosten  für  Reinigung,  Beleuchtung  und 
Beheizung  der  Sitzungsräurae. 


Schluß. 


Ein  Vergleich  des  alten  und  des  neuen  Rechts  der  Unter- 
suchungskommissionen führt  zu  dem  erfreulichen  Ergebnis,  daß 
die  II.  Haager  Friedenskonferenz  einen  ganz  wesentlichen  Fort- 
schritt gebracht  hat.  i)  Im  Prinzip  allerdings  sind  die  Unter- 
suchungskommissionen unberührt  geblieben;  ihr  Charakter,  ihre 
Aufgabe  und  die  Wirkung  ihrer  Tätigkeit  haben  sich  nicht  ver- 
ändert. Aber  das  neue  Abkommen  hat  eine  empfindliche  Lücke 
ausgefüllt,  die  die  Konvention  von  1899  gelassen  hatte:  sie  hat 
dem  Institut  eine  Verfassung  und  ©ine  Prozeßordnung  gegeben. 
Daran  hat  zwar  auch  die  zweite  Friedenskonferenz  festgehalten, 
daß  der  souveräne  Wille  der  Mächte  jeweils  in  erster  Linie  zu 
entscheiden  habe;  aber  indem  sie  die  wichtigsten  Fragen,  über 
die  sich  die  Parteien  und  die  Kommission  selbst  unter  allen 
Umständen  klar  werden  müssen,  subsidiär  gelöst  hat,  hat  sie 
einen  großen  Schritt  vorwärts  getan.  Alle  die  mannigfachen 
Erwägungen  und  Auseinandersetzungen,  die  den  Prüfungsaus- 
schuß bei  der  Beratung  der  einzelnen  Punkte  beschäftigten  und 
deren  Ergebnisse  im  friedensrechtlichen  Abkommen  ihren  Nie- 
derschlag gefunden  haben,  sind  nun  den  streitenden  Mächten  zum 
großen  Teil  erspart;  sie  können  in  ihrem  Untersuchungsabkom- 
men einfach  auf  die  Konvention  verweisen.  Dadurch  wird  nicht 
nur  den  Staaten  die  Anrufung  der  Untersuchungskommissionen 
außerordentlich  erleichtert,  sondern  auch  der  Beginn  der  Unter- 
suchung wesentlich  beschleunigt. 


')  Vgl.  zum  folgenden  Nippold,  Friedenskonferenz  I  S.  34. 
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Die  neuen  Bestimmungen  des  3.  Titels  lehnen  sich  in 
vielen  Punkten  an  die  Eegeln  der  Schiedsprozeßordnung  an, 
tragen  jedoch  der  besonderen  Natur  des  Untersuchungsver- 
fahrens durchaus  Rechnung.  Die  Konferenz  hat  es  auch  in 
glücklicher  Weise  vermieden,  bei  der  Regelung  des  Verfahrens 
allzusehr  ins  einzelne  zu  gehen  und  sich  in  einen  ungesunden 
Formalismus  zu  verlieren,  der  gerade  im  Völkerrecht  nichts 
weniger  wie  angebracht  wäre. 

Alles  in  allem  kann  man  also  sagen,  daß  die  II.  Haager 
Friedenskonferenz  durch  den  Ausbau,  den  sie  dem  Recht  der 
TJntersuchungskommissionen  gegeben,  ein  bedeutsames  Werk 
geschaffen  hat,  das  den  Mächten  behilflich  sein  wird,  „zur  Auf- 
rechterhaltung des  allgemeinen  Friedens  mitzuwirken  und  mit 
allen  Kräften  die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streit- 
fälle zu  begünstigen."!) 


^)  S.  die  Einleitung  zum  friedensrechtlichen  Abkommen. 


6* 


Anhang. 


Der  dritte  Titel  des  Abl<ommens  zur  friedlichen  Erle- 
digung internationaler  Streitfälle  vom  18.  Oktober  1907. 


Titre  III. 

Des  Commissions  internatio- 
nales d'enqu^te. 

Article  9. 

Dans  les  litiges  d'ordre  international 
n'engageant  ni  l'honneur  ni  des  interets 
essentiels  et  provenant  d'une  divergence 
d'appreciation  sur  des  points  de  fait,  les 
Puissances  contractantes  jugent  utile  et 
desirable  que  les  Parties  qui  n'auraient 
pu  se  mettre  d'accord  par  les  voies  di- 
plomatiques  instituent,  en  tant  que  les 
circonatances  le  permettront,  une  Com- 
mission  internationale  d'enquete  chargee 
de  faciliter  la  Solution  de  ces  litiges  en 
eclaircissant,  par  un  examen  impartial  et 
consciencieux,  les  questions  de  fait. 

Article  10. 

Les  Commissions  internationales  d'en- 
quete sont  constituees  par  Convention 
speciale  entre  les  Parties  ^en  litige. 


dritter  Sitel. 

Sttternatiouale  Uiitcrfut^uno^- 
tommiffioncn. 

^Trtifel  9. 

23ei  internationalen  ©trcitigfciten, 
bie  raeber  bie  @f)re  nod^  raefentlid^e  ^n= 
tereffen  berüJ)ren  unb  einer  Derfd^iebcnen 
SBürbigung  üon  ^atfad^en  entfpringen, 
erad^ten  bie  SSertragSmäd^te  e§  für  nü^= 
lic^  unb  roünfc^enSruert,  ha%  bie  ^arteten, 
bie  ftc^  auf  biplomattfd^em  SBege  nid)t 
!)aben  einigen  fiinnen,  foroett  e§  bie  Um= 
ftänbe  geftatten,  eine  internationare  Unter= 
fud^ung§fommtffion  einfe^en  mit  bem 
5Iuftrage,  bie  Si)fung  biefer  (Streitigfeiten 
gu  er[eicf)tern,  inbem  fie  burc^  eine  un= 
parteii[cf)e  unb  ge^)iffen^)afte  Prüfung 
bie  2;atfragen  aufflären. 

5Irtifcl  10. 

®ie  internationalen  Unterfutf)ung§= 
fomniiffionen  roerbcn  bucd^  befonbere§ 
^bfommen  ber  ftreitenben  Steile  gebilbet. 


mhind  au§  bem  ^Heic^ägcfeplatt  1910  ©.  25  ff. 
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La  Convention  d'enquete  precise  les 
faits  ä  examiner;  eile  determine  le  mode 
et  le  delai  de  formation  de  la  Commis- 
sion  et  l'ctendue  des  pouvoirs  des  com- 
missaires. 

Elle  determine  egalement,  s'il  y  a 
lieu,  le  siege  de  la  Commission  et  la 
faculte  de  se  deplacer,  la  langue  dont  la 
Commission  fera  usage  et  Celles  dont 
l'emploi  sera  autorise  devant  eile,  ainsi 
que  la  date  ä  laquelle  chaque  Partie  de- 
vra  deposer  son  expose  des  faits,  et  ge- 
neralement  toutes  les  conditions  dont  les 
Parties  sont  convenues. 

Si  les  Parties  jugent  necessaire  de 
nommer  des  assesseurs,  la  Convention 
d'enquete  determine  le  mode  de  leur  de- 
signation  et  l'etendue  de  leurs  pouvoirs. 

Ar  ticle  1 1. 

Si  la  Convention  d'enquete  n'a  pas 
designe  le  siege  de  la  Commission,  celle- 
ci  siegera  a  La  Haye. 

Le  siege  une  fois  fixe  ne  peut  etre 
change  par  la  Commission  qu'avec  l'as- 
sentiment  des  Parties. 

Si  la  Convention  d'enquete  n'a  pas 
determine  les  langues  ä  employer,  il  en 
est  decide  par  la  Commission. 

Article  12. 

Sauf  stipulation  contraire,  les  Com- 
missions  d'enquete  sont  formees  de  la 
maniere  determinee  par  les  articles  45  et 
57  de  la  presente  Convention. 

Article  13. 

En  cas  de  deces,  de  demission  ou 
d'empechement,  pour  quelque  cause  que 
ce  soit,  de  l'un  des  commissaires,  ou  even- 
tuellement  de  l'un  des  assesseurs,  il  est 


®a§  Untcrfud^unggabfommen  gibt 
bie  gu  unterfuc^cnben  Zat\adjen  an;  c§ 
beftimmt  bie  5lrt  unb  bie  g^rift,  in  bcnen 
bte  5!ommiffton  gebilbet  roirb,  foroie  ben 
Umfang  bcr  93efugniffe  ber  ^ommiffare. 

@§  beftinnnt  gegebenen  gatle^  fer* 
ner  ben  ©i^  ber  ^ommiffion  unb  bic 
93efugnt§,  i^n  cerlegen,  bic  ©prad^e, 
beren  bie  ^ommiffion  ftd^  bebienen  roirb, 
unb  bie  ©prad^en,  beren  ©ebrauc^  üor 
i:^r  geftattet  fein  fott,  ben  ^üq,  bi§  gu 
bem  jebe  gartet  it)re  ^arftetlung  be§ 
2;atbeftanbe§  ein^ureicf)en  ^at,  foroie  über* 
^)aupt  alle  fünfte,  roorüber  bie  Parteien 
fid^  geeinigt  tiaben. 

©rächten  bic  Parteien  bie  @rnen= 
nung  oon  Seifitjcrn  für  ni)tig,  fö  beftimmt 
ba§  Unterfud)ung§abfommen  bie  5lrti{)rer 
SeftcEung  unb  ben  Umfang  i^rer  23c= 
fugniffe. 

5Irttfcr  11. 

^at  ba§  Untcrfuc^ung§übfommen 
ben  ©i^  ber  5?ommiffion  nic^t  begeic^net, 
fo  J)at  biefe  il^ren  ©i^  im  §aag. 

2)er  einmal  beftimmte  ©i^  fann 
uon  ber  ^ommiffion  nur  mit  ^^uftini» 
mung  ber  Parteien  ücrlegt  roerben. 

§at  bag  Unterfud^ung^abfommen 
bie  äu  gebraud^enben  ©prac^en  nic^t  be= 
ftimmt,  fo  roirb  barüber  Don  ber  ^om= 
rniffion  entfc^icben. 

Strtxfcr  12. 

©ofcrn  nid^t  ein  anbere^  oerabrebct 
tft,  racrben  bie  Unterfud^ungSf  ommiffionen 
in  ber  in  ben  2lrtifeln  45,  47  biefe§  2Ib* 
fommen§  bezeichneten  2Beife  gebilbet. 

^rtifel  13. 

gaEe  be§  Sobe§,  be§  mMtt\ü§ 
ober  ber  au§  trgenb  einem  ©runbe  \tatU 
finbenben  93ert)inberung  eine§  ^ommiffarg 
ober  einG§  etmaigen  S3eifi^er§  erfolgt  fein 
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pourvu  ä  son  remplacement  Selon  le  mode  @rfa^  in  bet  für  feine  Ernennung  Dor- 
fixe  pour  sa  nomination.  gefefjenen  SBeife. 


Article  14. 

Les  Parties  ont  le  droit  de  nommer 
aupres  de  la  Commission  d'enquete  des 
agents  speciaux  avec  la  mission  de  les 
representer  et  de  servir  d'intermediaires 
entre  elles  et  la  Commission. 

Elles  sont,  en  outre,  autorisees  ä 
charger  des  conseils  ou  avocats  nommes 
par  elles,  d'exposer  et  de  soutenir  leurs 
interets  devant  la  Commission. 

Article  15. 

Le  Bureau  international  de  la  Cour 
permanente  d'arbitrage  sert  de  greffe 
aux  Commissions  qui  siegent  ä  La  Haye, 
et  mettra  ses  locaux  et  son  Organisation 
ä  la  disposition  des  Puissances  contrac- 
tantes  pour  le  fonctionnement  de  la  Com- 
mission d'enquete. 

Article  16. 

Si  la  Commission  siege  ailleurs  qu'ä 
La  Haye,  eile  nomme  un  Secretaire 
General  dont  le  bureau  lui  sert  de 
greffe. 

Le  greffe  est  charge,  sous  l'autorite 
du  President,  de  l'organisation  materielle 
des  seances  de  la  Commission,  de  la  re- 
daction  des  proces-verbaux  et,  pendant 
le  temps  de  l'enquete,  de  la  garde  des 
archives  qui  seront  ensuite  versees  au 
Bureau  international  de  la  Haye. 

Article, 17. 

En  vue  de  faciliter  l'institution  et 
le  fonctionnement  des  .Commissions  d'en- 


5trtifel  14. 

®ie  Parteien  l^ah^n  ba§  SRed^t,  bet 
ber  Unterfu(f)ung§fommiffion  befoubcre 
5Igentcn  gu  beftellen  mit  ber  5lufgabe,. 
fte  äu  certreten  unb  gmifd^en  il)nen  unb 
ber  A'ommiffion  al§  9)htteI§perfonen  51t 
bienen. 

(Sie  finb  aufecrbem  Dered^tigt,  5Rcc^t§^ 
beiftänbe  ober  ^Inroälte,  bic  fte  ernennerr,- 
mit  ber  Darlegung  unb  Söatjrncl^mung 
it)rer  ^ntercffen  oor  ber  ^ommiffion  git 
Beauftragen. 

9lrtifer  15. 

internationale  93ureau  be§- 
©tänbigen  ©d§ieb^{)of§  bient  ben  ^om= 
miffionen,  bie  i{)ren  @i^  im  Jpaag  {)aben,, 
für  bie  Sureaugefc^äfte  unb  f)at  fein  ©e= 
f(f)äft^IofaI  unb  feine  ©efd^äftSeinrid^tung 
ben  9Sertrag§mäcf)ten  für  bie  3:ätigfeit 
ber  Unterfud^unggfommiffton  gur  93er= 
fügung  gu  ftellen. 

9lrtifel  16. 

§at  bie  ^ommiffion \i)xm  ©i^  anber§* 
roo  aB  im  §aag,  fo  ernennt  fie  einen 
©eneralfefretär,  beffen  93ureau  it)r  für 
bie  Sureaugefc^äfte  bient. 

^em  S3ureauDorftanbe  liegt  e§  ob, 
unter  ber  ßeitung  be§  S3orfi^enben  bie 
äußeren  93orfe!^rungen  für  bie  ©i^ungen 
ber  ^ommiffion  gu  treffen,  bic  ^rotofoHe 
abgufaffen  unb  rod^renb  ber  2)aucr  ber 
Untcrfuc^ung  ba§  ^Irc^iu  aufguberoaJiren, 
ha§  fpäter  an  ba§  :3"t^r^i^i*ionaIc  Sureau 
im  §aag  abgugeben  ift. 

3lrtifel  17. 

Um  bic  ©infc^ung  unb  bic  Sätig* 
feit  ber  Unterfuc^ungäfommiffionen  gu 
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quete,  les  Puissances  contractantes  recom- 
mandent  les  rfegles  suivantes  qui  seront 
applicables  ä  la  procedure  d'enquete  en 
taut  que  les  Parties  n'adopteront  pas  d' 
autres  regles. 

Article  18. 

La  Commission  reglera  les  details 
de  la  procedura  non  prevus  dans  la  con- 
vention  speciale  d'enquete  ou  dans  la 
presente  Convention,  et  proc^dera  ä  tou- 
tes  les  formalites  que  comporte  l'admi- 
nistration  des  preuves. 

Article  19. 

L'euquete  a  lieu  oontradictoirement. 

Auxdates  prevues,  chaque Partie  com- 
munique  ä  la  Commission  et  ä  l'autre 
Partie  les  exposes  des  faits,  s'il  y  a  lieu, 
et,  dans  tous  les  cas,  les  actes,  pieces 
et  documents  qu'elle  juge  utiles  ä  la  de- 
couverte  de  la  verite,  ainsi  que  la  liste 
des  temoins  et  des  experts  qu'elle  desire 
faire  entendre. 

Article  20. 

La  Commission  a  la  faculte,  avec 
l'assentiment  des  Parties,  de  se  transpor- 
ter  momentanement  sur  les  lieux  oü  eile 
juge  utile  de  recourir  ä  ce  moyen  d'iu- 
formation  ou  d'y  dcleguer  un  ou  plusi- 
eurs  de  ses  membres.  L'autorisation  de 
l'Etat  sur  le  territoire  duquel  il  doit  etre 
procede  ä  cette  Information  devra  etre 
obtenue. 

Article  21. 

Toutes  constatations  materielles,  et 
toutes  visites  des  lieux  doivent  etre  faites 
en  presence  des  agents  et  conseils  des 
Parties  ou  eux  düment  appeles. 


erleid^tern,  em|)fcl)[en  bie  S3ertrag§mä(f)te 
bie  nad^fte^enben  ^Regeln,  bie  auf  ba§ 
llntcrfuc^ung§ücrfaf)rcn  ^urDenbitng  fin= 
bcn,  foroeit  bie  ^arteten  nid^t  anbere 
9?egeln  angenomnieu  f)a6en. 

5lrtifcr  18. 

®ie  ^'ommiffiou  folt  bie  (Singel^eiten 
bc§  93erfat)ren§  beftimmen,  bie  roeber  in 
bem  Untecfuc^ung^abfornnien  nod^  in  bem 
nnrnegenben  ^2lbf onimcn  geregelt  ftnb ;  fie 
foll  allen  i^örnilid^feiten  fd^reiten, 
meiere  bie33emei^aufuat)me  mit  [id^  bringt. 

^trtifel  19. 

'3)ie  llnterfitd^ung  erfolgt  fontrabif= 
torifd^. 

Qu  ben  Dorgefet^enen  ^^^^cn  üBet= 
mittelt  jebe  Partei  ber  ^ovnmiffion  unb 
bcr  ©egenpartei  gegebenen  ^al(e€  bie  ®ar= 
legungen  Uber  ben  2:atbeftanb  unb  in 
jebeni  ^alle  bie  Elften,  ©cf)riftftücfe  unb 
Ucfunben,  bie  fie  gur  ©rmitielung  ber 
2öa£)r§eit  für  nü^Iic^  erad^tet,  forote  eine 
ßifte  ber  3e»9C"  ^^nb  ©ac^nerftänbigen^ 
beren  9}ernel)mung  fie  roiinfd^t. 

^r  tifel  20. 

®ie  ^omniiffion  ift  befugt,  mit  Qn= 
ftimmung  bcr  ^arteten  fid^  geitroeilig  an 
Drte  äu  begeben,  roo  fie  biefe§  2Iufftä= 
runggmittet  anguwenbcn  für  nü^Hc^  er= 
achtet,  ober  bort^in  ein§  ober  me£)rerc 
ifjrer  ÜJIitgtieber  abjuorbnen.  '2)ie  @r= 
laubni^  be§  Staate^,  auf  beffen  ©ebiete 
gu  ber  ^ufflcirung  gefcfiritten  merben  foß, 
ift  eingufjolen. 

5Irtifer  21. 

^[(e  tatfäc^lid^en  i^eftfteQungen  unb 
^ugenfd^ein^einnatjmen  müffen  in  ©egen* 
roart  ober  nad)  get)öriger  Sabung  ber 
3Igcnten  unb  S^iec^t^beiftanbc  ber  Parteien 
erfolgen. 
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Article  22. 

La  Commission  a  le  droit  de  solli- 
citer  de  l'uue  ou  l'autre  Partie  telles  ex- 
plications  ou  informations  qu'elle  juge 
utiles. 

Article  23. 

Les  Parties  s'engagent  ä  fournir  ä 
la  Commission  d'enquete,  dans  la  plus 
large  mesure  qu'elles  jugeront  possible, 
tous  les  inoj^ens  et  toutes  les  facilites 
necessaires  pour  la  connaissance  com- 
plete  et  l'appreciation  exacte  des  faits  en 
question. 

Elles  s'engagent  ä  user  des  moyens 
dont  elles  disposent  d'apres  leur  legis- 
lation  interieure,  pour  assurer  la  compa- 
rution  des  temoins  ou  des  experts  se 
trouvant  sur  leur  territoire  et  cites  devant 
la  Commission. 

Si  ceux-ci  ne  peuvent  comparaitre 
devant  la  Commission,  elles  feront  pro- 
ceder  ä  leur  audition  devant  leurs  auto- 
rites  competentes. 

Article  2  4. 

Pour  toutes  les  notifications  que  la 
Commission  aurait  ä  faire  sur  le  territoire 
d'une  tierce  Puissance  contractante,  la 
Commission  s'adressera  directement  au 
Gouvernement  de  cette  Puissance.  II  en 
sera  de  meme  s'il  s'agit  de  faire  proceder 
sur  place  ä  l'etablissement  de  tous  moyens 
de  preuve. 

Les  requetes  adressees  ä  cet  effet 
seront  executees  suivant  les  moyens  dont 
la  Puissance  requise  dispose  d'apres  sa 
Icgislation  interieure.  Elles  ne  peuvent 
etre  refusees  que  si  cette  Puissance  les 
juge  de  nature  ä  porter *"  atteinte  ä  sa 
souverainete  ou  ä  sa  securite. 


^Irtifcl  22. 

^tc  ^omiffton  t)at  ba§  ^Qd^t,  von 
bcibcn  Parteien  aEe  9^u§fünfte  ober  9luf=- 
fräruncjen  Derfangcn,  bic  fie  für  nü^= 
lic^  erachtet. 

^rtifel  23. 

^ie  Parteien  uerpflic^ten  fic^,  ber 
UntGrfu(f)ung§foimni[[iDn  in  bem  meiteften 
Umfange,  ben  fie  für  möglich  ijalUn,  alle 
5ur  DoIIftänbigen  5^enntni§  unb  genauen. 
Söürbigung  ber  in  ^rage  foinnienben 
3:atfac^en  notmenbigcn  SJ^ittel  itnb  ©r- 
leic^terungen  gu  geroäf^ren. 

(Bie  Derpfüd^tcn  fic^,  biejenigenOJiittel, 
über  meiere  fie  nac^  ii)rer  inneren  ®efe^= 
gebung  nerfügen,  anguroenben,  um  ba§ 
©rfc^einen  ber  nor  bic  .^ommiffion  ge^ 
labenen  B^i^gc"  it"^  Sad^nerftiinbigen,. 
bie  fic9  auf  iE)rem  ©ebiete  befinben,  I}er= 
bei^ufüf)ren. 

©ie  roerben,  roenn  biefe  nic^t  uor  ber 
J^ommiffion  erfd^elnen  fbnnen,  beren  93er= 
neljmuug  burd^  i^re  guftiinbigen  93e£)ör= 
ben  ueranlaffen. 

5trtif  cr  24. 

^ie  5?ommiffton  roirb  fid^  ^ur  $8e= 
mirfung  aller  3itft^tlungen,  bie  fie  im 
®ebiet  einer  britten  93ertrag§nmd)t  i)cr= 
beigufütjrcn  i)at,  unmittelbar  an  bie  9^e= 
gierung  biefer  SJlac^t  roenben.  ®a§ 
gleiche  gilt,  raenn  e§  fic^  um  bie  ^erbei? 
füljrung  irgenb  raelcf)er  ^5cmei§aufnatjmen 
an  Ort  unb  ©teile  f)anbelt. 

^ie  äu  bicfcm  Qwcd  criaffenen  (£r= 
fud^en  fiub  narf;  9[Ra|gabe  bcrjenigen 
dJtiücl  gu  ertebigen,  über  meldte  bie  cr= 
fud;te  SDiac^t  nac^  i[)rcr  inneren  ®efe^= 
fe^gebung  uerfügt.  «Sic  fi3nnen  nur  ab= 
geleljnt  merben,  menn  biefe  SRad^t  fie  für 
geeignet  l)äit,  iljre  ^oI)eit§rcd)te  ober  iljrc 
©id^crfjeit  gu  gcfä^rben. 
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La  Commission  aura  aussi  toujours 
la  faculte  de  recourir  ä  Tintermediaire 
de  la  Puissauce  sur  le  territoire  de  la- 
quelle  eile  a  son  si^ge. 

Article  25. 

Les  temoins  et  les  experts  sont  ap- 
peles  ä  la  requete  des  Parties  ou  d'office 
par  la  Commission,  et,  dans  tous  les  cas^ 
par  rintermediaire  du  Gouvernement  de 
l'Etat  sur  le  territoire  duquel  ils  se  trou- 
vent. 

Les  temoins  sont  entendus,  successi- 
■vement  et  separement,  en  presence  des 
agents  et  des  conseils  et  dans  un  ordre 
ä  fixer  par  la  Commission. 

Article  2  6. 

L'interrogatoire  des  temoins  est  con- 
duit  par  le  President. 

Les  membres  de  la  Commission  peu- 
vent  neanmoins  poser  ä  chaque  temoin 
les  questicns  qu'ils  croient  convenables 
pour  eclaircir  ou  completer  sa  deposition, 
ou  pour  se  renseigner  sur  tout  ce  qui 
concerne  le  temoin  dans  les  limites  ne- 
cessaires  ä  la  manifestation  de  la  verite. 

Les  agents  et  les  conseils  des  Par- 
ties ne  peuvent  interrompre  le  temoin 
dans  sa  deposition,  ni  lui  faire  aucune 
Interpellation  directe,  mais  peuvent  de- 
mander  au  President  de  poser  au  temoin 
telles  questions  complementaires  qu'ils 
jugent  utiles. 

Article  2  7. 

Le  temoin  doit  döposer  sans  qu'il 
lui  soit  permis  de  lire  aucun  projet  ecrit. 
Toutefois,  il  peut  etre  autorise  par  le 
President  ä  s'aider  de  notes  ou  docu- 
ments,  si  la  nature  des  faits  rapportes 
en  necessite  Temploi. 


9luc^  fte^t  bcr  ^ommiffiou  ftet^  frei, 
bic  53erm  Ütclunc^  ber  9}lacf)t  in  5lnfprucl^ 
ncljinen,  in  bcren  ©ebicte  fie  i^)^en 
(Si^  bat. 

3lrtifel  25. 

®ic  Sad^nerftanbi* 
gen  merben  burd)  bie  i^ommiffion  auf 
Eintrag  bcr. Parteien  ober  oon  totg= 
roegen  gelaben,  unb  ^roax  in  allen  ^^ätlen 
burc^  3}ermitte[ung  ber  3fJegierung  be§ 
(BtaaU^,  in  bem  fie  fid^  Bcfinbcn. 

®ic  Mengen  merbcn  nac^einanber  unb 
jeber  für  fid^  in  ©egenroart  ber  Agenten 
unb  9?cd^t§bciftänbc  unb  in  ber  non  ber 
^omiffion  beftimniten  3flci{)enfoIge  oer= 
nonimen. 

5lrtifel  26. 

®ie  S3ernef)mung  bcr  3^ugen  erfolgt 
burd^  ben  S3orft^cnbcn. 

'2)od^  bürfen  bie  OJiitgliebcr  ber  Stom== 
ntiffton  an  jebcn  ^^i^Ö^n  ^yragen  rtd^« 
tcn,  bie  ftc  gur  (Srläutcrung  ober  ©r* 
gängung  feiner  2tu§fage  ober  gu  il^rcr 
2tufflärung  über  alte  ben  Qm^en  betreff 
fenben  Umflänbe  für  graecfbienlid^  erac^» 
ten,  foroeit  c§  gur  Ermittelung  bcr 
Sßat}r£)eit  notroenbig  ift. 

2)ic  Agenten  unb  bie  0?ec^t§bei[tänbc 
bcr  Parteien  bürfen  ben  3fiiöen  in  feiner 
3lu§fage  nid^t  unterbred^en,  nod^  irgenb 
eine  unmittelbare  3tnfragc  an  i^n  rid^= 
tcn;  fie  fönncn  aber  ben  S3orfi^cnben 
bitten,  ergängcnbc  fragen,  bie  fie  für 
nü^Iic^  galten,  bem  36"9^"  ooräulegcn. 

^Irtifel  27. 

5)cm  3s"9^'^  feiner  ?üt§= 

fagc  nid^t  geftattet,  einen  gefd^riebencn 
Gntrourf  gu  oerlefen.  '2)od^  fann  er  oon 
bem  93orfi^enben  crnmd^tigt  rocrben,  3tuf= 
gcic^nungcn  ober  Urfunbcn  gu  benu^en, 
mcnn  bic  Statur  ber  gu  befunbenben 
2^atfad^en  eine  fotdfjc  Senu^ung  erfjcifc^t. 
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Article  28. 
Proces-verbal  de  la  deposition  du 
temoin  est  drosse  scance  tenante  et  lec- 
ture  en  est  donnee  au  temoin.  Le  te- 
moin peut  y  faire  tels  changements  et 
additions  que  bon  lui  semble  et  qui  se- 
ront  consignes  ä  la  suite  de  sa  deposi- 
tion. 

Lecture  faite  au  temoin  de  l'en- 
serable  de  sa  deposition,  le  temoin  est 
requis  de  signor. 

Article  29. 
Les  agents  sont  autorises,  au  cours 
ou  ä  la  fin  de  l'enquete,  ä  presenter  par 
ecrit  a  la  Commission  et  ä  Pautre  Partie 
tels  dires,  requisitions  ou  rcsumes  de  fait, 
qu'ils  jugent  utiles  ä  la  decouverte  de 
la  verite. 

Article  30. 

Les  deliberations  de  la  Commission 
ont  lieu  ä  huis  c'os  et  restent  secretes. 

Toute  decision  est  prise  a  la  majo- 
rite  des  membres  de  la  Commission. 

Le  refus  d'un  membre  de  prendre 
part  au  vote  doit  etre  constate  dans  le 
proces-verbal. 

Article  31. 
Les  seances  de  la  Commission  ne 
sont  publiques  et  les  proces-verbaux  et 
documents  de  l'enquete  ne  sont  rendus 
publics  qu'en  vertu  d'une  decision  de  la 
Commission,  prise  avec  l'assentiment  des 
Parties. 

Articl  e  32. 
Les  Parties  ayant  presente  tous  les 
eclaircissements  et  preuves,  tous  les  te- 
moins  ayant  ete  entendus,  le  President 
prononce  la  cloture  de  l'enquete  et  la 
Commission  s'ajournc  pour.  deliberer  et 
rediger  son  rapport. 


5trtifcr  28. 

Über  bie  5(u§fage  bc^  B^'^iQ^n  mirb 
mäijunb  ber  ©i^ung  ein  ^rotofoll  auf* 
gcnoininoii,  baö  bein  3^"geu  uorgelefeii 
mirb.  S)ec  S^uq^  baq  bagu  bie  iljiu  gut 
fc^cineuben  Stuberungen  unb  ^^U^Ö^ 
machen,  bie  am  ©djiuffe  feiner  2Iu§fnge 
ücrmerft  merbeu. 

S^adjbeni  beni  ^^^Ö''»  Ki>ic  gnn^e 
^uSfage  uorgelefen  ift,  mirb  er  3ur  Unter= 
äcidjuuug  aufgeforbert. 

3^rtife^  29. 
Slgenten  finb  Defugt,  im  2aufe 
ober  am  ©cfjtuffe  ber  Unterfurf;ung  ber 
^ommiffton  unb  ber  ®egenpavtei  foI(f)e 
5tugfü()rungen,  STuträge  ober  Sad)bar= 
ftellungen  fc^riftlidj  Doraulcgen,  bie  fie 
gur  (Sruütielung  ber  9öa[)r[)eit  für  uüö= 
litf;  ij alten. 

Slrtifel  30. 

®ie  SScratung  ber  ^ouuuiffion  er= 
folgt  nic^t  offcntlitfj  unb  bleibt  geljeini. 

^ebe  (Sntfc^cibung  crgefjl  nac^  ber 
9Jlc^rü)eit  ber  -SRitglieber  ber  5?ünnniffion. 

®ie  Söcigerung  eine§  9JiitgIiob-S,  an 
ber  ^tbftimniung  teirguneljuien,  uiut3  im 
^rotofolle  feftgeftellt  merben. 

Sirtifel  31. 
®ie  ©i^ungen  ber  ^ommiffion  finb 
nur  i3ffentlid^  unb  bie  ^rotofolle  unb 
Urfunben  ber  Utiterfuc^ung  merben  nur 
ueröffentlic^t  auf  ©runb  eine^  mit  3"= 
ftimmung  ber  Parteien  gefaxten  ^'om= 
miffxon§bef(f)luffe§. 

3trtifcl  32. 
9^ad)bem  bie  Parteien  alle  ^uff[ärun= 
gen  unb  öcmeife  norgetragcn  Ijaben  unb 
nad;bem  alle  ^ßUfl^'^  uernommen  morbcn 
finb,  fprid;t  ber  öorfi^enbe  ben  ©ri^tufj 
ber  Unterfud;ung  au^;  bie  5?Dmuiiffiou 
uertagt  fic^,  um  iljren  öericj^t  ^u  beraten 
unb  abäufaffen. 
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Ariicle  33. 

Le  rapport  est  signe  par  tous  les 
membres  de  la  Commission. 

Si  un  des  membres  refuse  de  signer, 
mention  en  est  faite ;  le  rapport  reste 
neanmoins  valable. 

ArticU  34. 

Le  rapport  de  la  Commission  est  lu 
en  seance  publique,  les  agents  et  les  con- 
seils  des  Parties  presents  on  dument 
appeles. 

Un  exemplaire  du  rapport  est  remis 
a  chaque  Partie. 

Article  3  5. 

Le  rapport  de  la  Commission,  limite 
a  la  constatation  des  faits,  u'a  nullement 
le  caractere  d'une  sentence  arbitrale.  II 
laisse  aux  Parties  une  entiere  liberte 
pour  la  suite  ä  dcnner  ä  cette  consta- 
tation. 

Article  36. 

Chaque  Partie  supporte  ses  propres 
frais  et  une  part  egale  des  frais  de  la 
Commission. 


5trtifer  33. 

®er  SSeric^t  rairb  üon  allen  SD^it- 
gliebern  ber  ^ommiffion  itnteräctd^net. 

93ern)eigert  ein  3JtitgUeb  feine  Unter= 
fd^rift,  fo  rairb  bie§  üermcrft;  ber  SSerid^t 
bleibt  gleid^motjt  gültig. 

5lrtifel  34. 

2)cr  S3erici§t  ber  ^ommiffion  roirb 
in  öffentüd^er  ©i^ung  in  ©egenroart  ober 
nad^  get)öriget  ßabung  ber  2Igentcn  unb 
fRec^t§beiftänbe  ber  ^arteten  nerlefen. 

i^ebcr  Partei  rairb  eine  5Iu§fertigung 
be§  93ertc^t§  äiigefteat. 

^Irtifel  35. 

S)er  33eric^t  ber  ^ommiffion,  ber 
fic^  auf  bie  t^eftftellung  ber  Satfad^en 
befc^ränft,  t)at  in  feiner  3öetfc  bie  93e= 
beutung  eine§  (Sc^ieb§fprud§§.  @r  lä^t 
ben  Parteien  üoUe  %t^x^)^\t  in  3InfeJ)ung 
ber  iJolge,  bie  biefer '  geftftetlung 
geben  ift. 

^trtüel  36. 

:3ebe  Partei  trägt  itjre  eigenen  Soften 
unb  bie  ^^often  ber  Hommiffion  gu  glei» 
d^eni  Einteile. 


